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5Kurzfassung
Nach Jahren der ansteigenden Wohnbevlkerung in der Bundesrepublik
Deutschland und der damit verbundenen Aufgabe der aktiven Wohnungs-
versorgung durch Errichtung von ausreichend Wohnungen ergibt sich an-
gesichts des gegenwrtigen konomischen und soziokulturellen Wandels
und der Perspektive einer stagnierenden bis rcklufigen Bevlkerungs-
entwicklung fr das Wohnen und den Wohnungsmarkt eine vernderte
Aufgabenstellung.  Whrend in den Stdten der Anteil kinderloser Haus-
halte, Singles und junger Berufseinsteiger steigt, wandern Familien mit
Kindern kontinuierlich ins Umland ab.  Durch den Wegzug von Haushal-
ten mit mittlerem und hherem Einkommen ins Umland oder in andere
ÒbessereÒ Stadtteile werden sich die Probleme in den benachteiligten Stadt-
quartieren verschrfen. Strker als bisher scheint sich Ausgrenzung, Se-
gregation und Polarisierung — eine zunehmende Fragmentarisierung der
Stdte — zu vollziehen. Als Antwort auf Stadtumlandwanderung und so-
ziale Polarisierung sind Wohnungsangebote gefragt, die dazu beitragen,
die Lebensqualitt in den Stdten zu verbessern, neue Formen der Ko-
operation und Kommunikation zu entwickeln und verlssliche Vereinba-
rungen  erlauben, um mit ihnen sozial stabilisierend zu wirken. In der
vorliegenden Arbeit werden die Mglichkeiten der Strkung des Wohnens
in den Stdten auf der Grundlage der Analyse gesamtgesellschaftlicher
Trends und der rumlichen Tendenzen in der Stadtentwicklung anhand
konkreter Beispiele, die sich in unterschiedlicher Weise dem Wohnen in
der Stadt widmen, analysiert.
Die Arbeit kommt zu dem Ergebnis, dass die Chancen zur Strkung des
Wohnens in der Stadt allein in der Bestrkung von Urbanitt als gesell-
schaftliche Qualitt, dem Abbau von sozial-rumlicher Polarisierung durch
das Auflsen von Fremdheit in der Stadtgesellschaft und der Attraktivierung
der Symbol- und Zeichensprache einer Stadt bestehen. Statt die Diskus-
sion um die Grenzen der sozialrumlichen Polarisierung weiterzufhren,
ist eine soziale Differenzierung anzustreben, die mit den ausgebildeten
Fragmenten der Stadt zu leben beginnt. Die Stdte haben auch in Zu-
kunft Abgeschiedenheit und Transparenz zu garantieren. Die Abgeschie-
denheit dient den ªFremdenÒ zur sozialen Stabilisierung und den Altein-
gesessenen zur Sicherung ihres Lebensgefhls. Die soziale ªSchlie§ungÒ
darf allerdings nicht zu einem Element der weiteren Abgrenzung werden,
sondern hat als Grundlage fr den Aufbau von sozialer Durchlssigkeit zu
dienen.
Der notwendige Wandel der Stadtentwicklungspolitik bedingt eine inten-
sive Auseinandersetzung mit potenziellen Stadtflchtlingen und den Ur-
sachen ihrer Wanderungsabsicht. In der Analyse ist herauszuarbeiten,
welche Elemente des Gesellschaftraumes Stadt fr sie weiterhin attraktiv
bleiben und welche Bestandteile — von der sozialen Fremdheit bis zur
sthetischen Unwirtlichkeit — nicht akzeptiert werden knnen. Wenn die
Stadtkritik auch nur zum Teil in dem Bedrfnis zur Abgrenzung zu An-
dersartigkeit — der sozialen Fremdheit — begrndet liegt, sind verstrkte
Anstrengungen fr das Ende der Abwrtsspirale in den Quartieren mit
hoher Einkommensarmut zu unternehmen.
Die durchgefhrte Analyse von Praxisfllen in ausgewhlten stdtischen
Wohnquartieren gibt zahlreiche Hinweise zum Ausgleich von Steuerungs-
defiziten durch Ma§nahmen zur sozialen Stabilisierung, zur Verbesse-
rung kommunikativer und kooperativer Strukturen in unterschiedlichen
Akteursnetzwerken, zur Einrichtung gemeinschaftlicher dauerhafter Trger-
strukturen und zur Verbesserung der sthetischen Reprsentation in viel-
fltigen Schritten einer integrierten Stadterneuerung.
Angesichts des demografischen und gesellschaftlichen Wandels wird die
Stadt in Zukunft in ihrer sozialen, funktionalen und rumlich-sthetischen
Dimension an Vielfalt gewinnen, aber immer weniger in ihrer Vielfalt ohne
Widersprche wahrnehmbar sein. Wenn es nicht gelingt neue Elemente
von Gemeinsamkeit zu entwickeln und so weit auszubauen, dass sie als
6Abstract
For years the population of Germany has been increasing. For the housing
market this always meant the need to take an active role in providing
flats. Now arises a completely new task: There have recently occured
economic and socio-cultural changes in consequence of which Germany
is facing a perspective of stagnation or decline in population. While the
proportionate share of childless households, singles and professional
newcomers in the cities increase, there is a continuous exodus of young
families to the suburbs. This exodus of households with medium and
higher income will aggravate the problems in underprivileged neigh-
borhoods. Stronger than before, segregation and polarization are taking
place. As an answer to the exodus and social polarization, the demand
goes up for a housing supply that increases quality of life, new forms of
cooperation and communication. The new demands ask for reliable agree-
ments, which have socially stabilizing effects.
This dissertation shows an analysis of the possibilities of strengthening
housing in the cities. The basis is an analysis of trends in the society and
of spatial tendencies in urban development. Diverse perspectives on
housing in the city are giving good examples.
It concludes that chances for strengthening housing in cities lie in the
enforcement of urbanity as a social quality, the decline of social/spatial
polarization through dissolving foreignness in the urban society and more
attractiveness of semiotic values of a city. Instead of leading the discussion
further to the borders of polarization, the city should start to live with a
socially diversified fragmentation. Also in future, the cities must assure
social distance and transparency. Social distance serves the ªforeignÒ or
nonnative to socially stabilize and the old-established to protect their
attitude towards life. The social exclusion cannot develop to be an element
of separation, but has to serve as a base for advancement. The necessary
change of urban development politics needs an intensive analysis of
potential ªurban refugeesÒ and their intentions for migrating out of the
city. The analysis has to show which elements of the social space ªcityÒ
keep being attractive and which parts starting with ªsocial foreignnessÒ
until ªurban desolationÒ cannot be accepted. Even if only part of the
criticizing is due to their need of social distance, it is important to set an
end to the spiral downward of low-income neighborhoods.
A field-study in selected urban housing projects gives plenty of evidences
on how to compensate deficits on the involved operational action levels
with measures for social stabilization, measures for the improvement of
communicative and cooperative structures in different networks, others
for establishing cooperative and durable responsible bodies and others
for an improvement of the aesthetic representation in many diverse steps
to an integrated urban renewal.
Facing the demographic and social change, the city will gain diversity
concerning its social, functional and spatial/aesthetic dimensions but this
new diversity will not be perceptible without also noticing its contradictions.
If no new elements of common interest can be developed as to be a part
of a social and cultural network, the separation will be setting the tone.
These networks donÕt always have to be visible to everybody but contribute
to the whole. Only with thoroughly accepted, but socio-structural
differentiated housing neighborhoods, which represent the complex urban
lifestyles, will the city be sustainable.
Bestandteil eines sozialen und kulturellen Netzwerkes begriffen werden,
das nicht immer fr jeden Einzelnen als Ganzes erfahrbar sein muss,
seinen Wert aber nur als Ganzes erhlt, bleibt die Abgrenzung prgend.
Nur mit von der ganzen Stadtgesellschaft akzeptierten aber soziostrukturell
unterscheidbaren Wohnorten als Ausdrucksform der komplexen urbanen
Lebensweise bleibt die Stadt zukunftsfhig.
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Wohnen
ªWohnen mssen alle Menschen; zumindest wollen sie an einem Ort le-
ben (englisch: to live, franzsisch: loger), der ihnen Schutz verleiht ge-
genber der umgebenden Natur. Alle ihre Krperfunktionen bleiben ge-
genber der Natur den Gro§teil  des Tages und der Nacht durch Behau-
sungen vermittelt. Sie helfen, ihr Zusammenleben mit anderen Menschen,
ihre Symbiosen zu regulieren. Schlie§lich knnen Wohnverhltnisse auch
das Verhltnis des Menschen zu sich selbst tiefgreifend beeinflussen.Ò
(Gleichmann, 2000: 272).
ªWohnend halten sich die Menschen, wie Heidegger sagt, zwischen Erde
und Himmel auf, zwischen Geburt und Tod, zwischen Freude und Schmerz,
zwischen Werk und Wort. Ich fge hinzu zwischen Tag und Nacht, zwi-
schen Weiblichem und Mnnlichem, zwischen Kindsein und Erwachsen-
sein, zwischen Gesundheit und Krankheit, zwischen Einsamkeit und Ge-
meinsamkeit. Dass die Welt des Wohnens ein Zwischen ist, sich in einem
Raum und zwischen dessen  Polen oder Bestimmungsmomenten voll-
zieht, macht, dass das Wohnen eine Wanderung im Aufenthalt auf dieser
Erde ist, dass es im Wohnen selbst unterwegs bleibt. Dass das Wohnen
ein Wandern ist, hei§t, dass es nicht im Drinnen verharrt, unter festste-
henden Prinzipien und Normen, dass es nichts Stndiges und Sich-
wiederholendes ist, sondern dass ihm eine eigene Offenheit zukommt,
eine Unabgeschlossenheit, etwas immer erst und immer noch Mgliches.Ò
(Guzzoni, 1999: 18f.).
ªNicht alle sozialen Einheiten oder Integrationsformen der Menschen sind
zugleich Wohn- und Behausungseinheiten. Aber sie alle sind durch be-
stimmte Typen der Raumgestaltung charakterisierbar. (...) Denn jede Art
eines ªBeisammenÒ von Menschen entspricht einer bestimmten Ausge-
staltung des Raumes, wo die zugehrigen Menschen , wenn nicht insge-
samt, dann wenigstens in Teileinheiten tatschlich zusammen sind oder
sein knnen. Und so ist also der Niederschlag einer sozialen Einheit im
Raume, der Typus ihrer Raumgestaltung eine handgreifliche, eine — im
wrtlichen Sinne — sichtbare Reprsentation ihrer Eigenart.Ò (Elias, 1983:
70).
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ªDie Wohnung ist der Ort au§erberuflichen Lebens. Ihr Grundriss, ihre
Ausstattung und ihre Lage im sozialrumlichen Gefge der Siedlung or-
ganisieren mehr oder weniger direkt dieses Leben. Schlie§lich ist die Woh-
nung auch symbolische Gestaltung von Vorstellungen ber die richtige
Art zu leben. Diese Vorstellungen fallen allerdings erst im 20. Jahrhun-
dert mit dem Leitbild ªFamiliengerechtes WohnenÒ zusammen. Einem bal-
kanischen Gro§bauern des 17. Jahrhunderts, einem franzsischen Ari-
stokraten des 18. Jahrhunderts oder einem preu§ischen Proletarier des
19. Jahrhunderts war diese Wohnweise fremd.Ò (Hu§ermann/ Siebel,
1996: 15).
ªWenn ich an Wohnen denke, denke ich an Substantive, Adjektive und
Verben wie bewohnen, gewhnen, Gewohnheit, entwhnen, verwhnen,
ªverwohntÒ, Angewohnheit, angewhnen, wohnlich ... Also alles Worte,
die uns prozesshaft in die Dauer einbinden. Die Wohnung ist eine Hlle,
das Wohnen schon das halbe Leben.Ò (Ammann, 2001).
13
1. Vorwort
Nach Jahren der ansteigenden Wohnbevlkerung in der Bundesrepublik
Deutschland und der damit verbundenen Aufgabe der aktiven Wohnungs-
versorgung durch Errichtung von ausreichend Wohnungen, ergeben sich
angesichts des gegenwrtigen konomischen und soziokulturellen Wan-
dels und der Perspektive einer stagnierenden bis rcklufigen Bevlke-
rungsentwicklung fr das Wohnen und den Wohnungsmarkt eine vern-
derte Aufgabenstellung mit unterschiedlichen Prioritten. Demografische
und soziale Vernderungen sowie neue Lebensweisen und Familienformen
haben tief greifende Auswirkungen auf die Entwicklung der Stdte und
Regionen.
Demografischer Wandel
In den nchsten Jahrzehnten ist von einem erheblichen Bevlkerungs-
rckgang auszugehen. Die Einwohnerzahl der Bundesrepublik wird nach
bereinstimmenden Vorausschtzungen ohne  weitere Zuwanderung  von
derzeit 82 auf 67 Mio. im Jahr 2050 zurckgehen (Statistisches Bundes-
amt, 2003). Der unterschiedlichen Wirtschaftskraft entsprechend wer-
den wachsende, stagnierende und schrumpfende Regionen die Aufgaben
der Wohnungsversorgung differenzieren.
Alterung der Gesellschaft
Wenn im Jahre 2050 nach Modellrechnungen des Statistischen Bundes-
amtes 36 Prozent der Bevlkerung 60 Jahre und lter sein werden, wird
auf allen Wohnungsmrkten die Nachfrage lterer Menschen prgend
(Statistisches Bundesamt, 2003). Die Wohnung wird immer mehr die Vor-
aussetzung fr eine selbst bestimmte Lebensfhrung. Infolgedessen be-
kommen (barrierefreie) Wohnungsausstattungen und Wohnumfeld eine
gr§ere Bedeutung. Das Eingebundensein in Nachbarschaften wird eine
der wichtigsten Voraussetzungen fr Selbstbestimmung und Lebensqua-
litt im Alter.
Vielfalt der Lebensformen
Mit einer aufgrund von Arbeitsmarktorganisation und Änderung der Lebens-
entwrfe zunehmenden Vielfalt von Lebensformen und Haushaltstypen
unterscheiden sich die Nutzungsanforderungen an Wohnung, Stadtteil
und Stadtregionen. Der traditionelle Kleinfamilienhaushalt — auf den Woh-
nungsbau und stdtische Infrastruktur noch immer ausgerichtet sind —
wird knftig nur noch eine Minderheit darstellen.
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Sozialräumliche Polarisierung
In den Stdten steigt der Anteil kinderloser Haushalte, Singles und jun-
ger Berufseinsteiger. Familien mit Kindern wandern kontinuierlich ins
Umland ab, weil die Stadt wegen schwindender Lebensqualitt als kin-
derfeindlich empfunden wird. In traditionellen Arbeiterquartieren des 19.
Jahrhunderts und in Gro§siedlungen des 20. Jahrhunderts berwiegen
Haushalte mit geringem Einkommen, ltere Menschen und Migranten.
Durch den Wegzug von Haushalten mit mittlerem und hherem Einkom-
men ins Umland oder in andere ÒbessereÒ Stadtteile werden sich die Pro-
bleme in den benachteiligten Stadtquartieren verschrfen. Strker als
bisher scheint sich Ausgrenzung, Segregation und Polarisierung — eine
zunehmende Fragmentarisierung der Stdte — zu vollziehen.
Migration
Auch wenn Stadtregionen und Stdte seit Jahrhunderten die Ankunft-
sorte der Zuwanderung sind, hat sich in ihnen eine verstrkte soziale
Segregation zwischen der Wohnbevlkerung deutscher und nichtdeutscher
Herkunft vollzogen. Segregation ist fr Migranten Integrationsvoraus-
setzung und Integrationshindernis gleicherma§en. Sie ermglicht Ein-
wanderern ein Stck ªHeimat in der FremdeÒ und erleichtert damit Inte-
gration ohne Verlust der eigenen kulturellen Identitt. Allerdings wird die
Integrationsfhigkeit dort immer mehr in Frage gestellt, wo sich  Aus-
grenzung und Segregationsprozesse verfestigen. Deutschland ist histo-
risch ein Einwanderungsland und wird aufgrund demografischer Perspek-
tiven auch in Zukunft auf Zuwanderung zur Stabilisierung der Arbeits-
mrkte angewiesen sein. Wenn Migranten in Zukunft verstrkt in gesell-
schaftlich notwenige Aufgaben einzubinden sind,  werden Bildungs-,
Ausbildungs- und Arbeitsangebote, demokratische Teilhabe und die Ak-
zeptanz, dass Migration die Gesellschaft und Kultur entwickelt und  ver-
ndert, zu verbessern sein. Migranten selbst sind zur Teilhabe aufgefor-
dert, da ohne ausreichende Sprachkenntnisse und die Bereitschaft zur
Auseinandersetzung und zum Miteinander mit der Gesellschaft, in die sie
einwandern, ein Zusammenleben auf Dauer immer wieder Konflikte pro-
duziert.
Ökologische Probleme der Städte
In den Stdten und Stadtregionen werden die Probleme ressourcen- und
umweltbelastender Wirtschaftsformen und Lebensstile unmittelbar sicht-
bar. Zersiedlung des Umlandes, Bodenversiegelung, Verkehrsbelastung,
Mllaufkommen, hoher Energieverbrauch und steigende Kosten fr Was-
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server- und Entsorgung sind Kennzeichen einer Belastung von Lebens-
verhltnissen, die nicht zuletzt aus der Entwicklung der Stdte selbst
entsteht, die Wahrnehmung von Wohnen in Stdten und Stadtregionen
nachhaltig prgt und den Wohnwunsch des Einzelnen beeinflusst.
Wohnen in den Städten?
Angesichts der sich abzeichnenden Perspektiven werden die Fragen nach
der Zukunft des Wohnens in den Stdten prziser. Als Antwort auf Stadt-
umlandwanderung und soziale Polarisierung sind Projekte gefragt, die
dazu beitragen, die Lebensqualitt in den Stdten zu verbessern, neue
Formen der Kooperation und Kommunikation zu entwickeln und mit ih-
nen sozial stabilisierend zu wirken. Ich mchte mit der nachfolgende Ar-
beit die Mglichkeiten der Stabilisierung des Wohnens in den Stdten auf
der Grundlage der Analyse gesamtgesellschaftlicher Trends, der rumli-
chen Trends der Stadtentwicklung und der Untersuchung von konkreten
Projektbeispielen, die sich dem Wohnen in der Stadt widmen, untersu-
chen.
Stefan Hradil hat in seiner Einfhrung zum Wohnwandel Kongress der
Schader Stiftung im Jahre 2001 den Versuch unternommen, die Aufga-
ben zusammenfassend zu formulieren:
ªDas Zusammenleben und Zusammenarbeiten der Menschen hat sich in
den letzten drei Jahrzehnten verndert. Damit haben sich auch die Funk-
tionen des Wohnens gewandelt. Es muss heute den Bedrfnissen von
Singles, lteren allein Lebenden, Lebens- und Wohngemeinschaften ent-
sprechen, also nicht nur Normalfamilien gerecht werden. Das Wohnen
soll immer unterschiedlichere Lebensstile ermglichen und diese abbil-
den. Wohnungen sind nicht selten zu Arbeitssttten geworden. Das Woh-
nen muss beidem entsprechen: wachsende Individualisierungstrends und
immer deutlicheren Gemeinschaftsdefiziten. Wie knnen Wohnungen diese
Aufgaben erfllen? Vieles spricht dafr, dass unserer Gesellschaft tief grei-
fende Wandlungsvorgnge erst bevor stehen. Manche knnen wir gut
einschtzen: die Alterung, den Umbruch am Arbeitsmarkt und in der So-
zialpolitik, die neue Arbeitsmigration. Andere deuten sich erst an: Die
Informationsgesellschaft, die globalisierte Gesellschaft, die Erlebnis-
gesellschaft. — Das Wohnen sollten wir fr die Zukunft gestalten, dazu
mssen wir sie kennen.Ò (Hradil, 2001: 10).
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1.1 Forschungsansatz
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit mchte ich mich dem Wohnen aus
verschiedenen wissenschaftlichen Diskussionszusammenhngen nhern.
Dabei besteht mein Erkenntnisinteresse heute nach der intensiven Aus-
einandersetzung mit den historischen und gesellschaftlichen Grundlagen
der Stadtentwicklung (Habermann u.a., 1979) und Jahren der prakti-
schen Arbeit in regionalen Kontexten der Strukturierung des Wohnens
angesichts der sich wandelnden gesellschaftlichen und rumlichen Kon-
texte des Wohnens darin, Fragestellungen und Wege fr den weiteren
Umgang mit dem Wohnen in den Stdten herauszuarbeiten. Angesichts
anhaltender Stadtumlandwanderung und sozialer Segregation in den Std-
ten reicht es meines Erachtens nicht aus, die Ursachen der Stadtumland-
wanderung zu analysieren (Aring, 1999) und die Motivation der Wande-
rung zu befragen (Stadt Hannover, 2002b). Es ist ein Zusammenhang
herzustellen zwischen dem gesellschaftlichen Wandel, der rumlichen
Stadtentwicklung und der individuellen Wohnwunschentscheidung. In
Projekten vor Ort mchte ich die Chancen zur Strkung stdtischer
Wohnungsteilmrkte als Antwort auf Segregation und Wanderung ins Um-
land berprfen. Kann eine innovative Praxis Einfluss nehmen auf Bleibe-
entscheidung und Stabilisierung von Wohnungsteilmrkten?
Ich mchte mich bei der Untersuchung darauf einlassen, die Frage nach
dem Wohnen grundstzlicher zu stellen als eine reine Evaluation gegen-
wrtiger Wohnformen. Dazu ist es m. E. erforderlich, sich mit den gesell-
schaftlichen Kontexten des Wohnens und mit den Grundlagen der rum-
lichen Entwicklung ebenso auseinandersetzen, wie mit der Definition des
Wohnens aus Sicht der Haushalte und Individuen. Der Untersuchungsan-
satz besteht darin, einerseits die theoretischen Kontexte also eine Defini-
tion des Wohnens in ªgesellschaftlichen RumenÒ (Lpple, 1991: 194)
herauszuarbeiten, die die unterschiedlichen Ebenen der Raumbezogenheit
des Wohnens herstellt, und andererseits  aus der Dokumentation und
Evaluation ausgewhlter kontinuierlich begleiteter Innovationspraxis zum
Wohnen in den Stdten Handlungsperspektiven abzuleiten .
Bei der Betrachtung des ªgesellschaftlichen RaumesÒ des Wohnens mchte
ich einen strukturierenden Ansatz zu Hilfe nehmen wie ihn Dieter Lpple
formuliert hat: ªEin gesellschaftlicher Raum ist (...) aus dem gesellschaft-
lichen Herstellungs-, Verwendungs-, und Aneignungszusammenhang sei-
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nes materiellen Substrats zu erklren, (...). Als Resultat der materiellen
Aneignung der Natur ist ein gesellschaftlicher Raum zunchst ein gesell-
schaftlich produzierter Raum. Seinen gesellschaftlichen Charakter entfal-
tet er allerdings erst im Kontext der gesellschaftlichen Praxis des Men-
schen, die in ihm leben, ihn nutzen und reproduzieren.Ò (Lpple, 1991:
197) Dazu werden einzelne Komponenten entwickelt, die die Entwicklung
des gesellschaftlichen Raumes differenzieren und bei meiner Ausarbei-
tung immer wieder strukturierende Hilfestellung geben sollen.
Grundlage und Voraussetzung fr die Herausbildung des Wohnens in den
Stdten ist das materiell physische Substrat. Es dokumentiert sich in der
historischen Herausbildung der bewohnten Stdte: die berformung von
Natur durch die baulich rumliche Gestaltung einerseits, wie auch die
Wechselbeziehung der in ihm wohnenden Menschen andererseits. Das
materiell physischen Substrat, liefert die materiellen Grundlagen fr die
Ausgestaltung des gesellschaftlichen Raumes. Es stellt damit die Grund-
lage dar fr die Entwicklung und die zu diskutierenden Entwicklungs-
optionen der Stadt und damit des Wohnens in der Stadt. ªDieses gesell-
schaftlich produzierte Substrat besteht aus menschlichen vielfach orts-
gebundenen Artefakten, den materiellen Nutzungsstrukturen der gesell-
schaftlich angeeigneten und kulturell berformten Natur sowie den Men-
schen in ihrer krperlich rumlichen Leiblichkeit.Ò (Lpple, 1991: 196).
Gerade hier stellen sich grundstzliche Fragen, da das materiell physi-
sche Substrat mit gesellschaftlichem Wandel umgebrochen wird und in
neue Zusammenhnge zu setzen ist. Der widersprchliche Umgang mit
sozial gebundenen in den 70er Jahren errichteten Wohnhochhusern, die
heute einerseits zum Abriss freigegeben werden, andererseits aber auch
fr soziale Gruppen zum Aneignungsgegenstand — wie in der Arbeit do-
kumentiert (s. Ziff. 7) — werden knnen, kann ggf. als Beispiel fr die
Bedeutung und den Wandel des materiell physischen Substrats gelten.
Fr die weitere Betrachtung der Entwicklung des gesellschaftlichen Rau-
mes mchte ich das materiell-physische Substrat verkrzend als ªmate-
rielle GrundlageÒ bezeichnen.
Die gesellschaftliche Praxis der mit Produktion, Nutzung und Aneignung
des Raumes befassten Menschen stellt eine weiteres Element der Cha-
rakterisierung des gesellschaftlichen Raumes und kann mit dem Begriff
Entwicklung der gesellschaftlichen Interaktions- und Handlungsstrukturen
umschrieben werden. Dieter Lpple weist in diesem Zusammenhang dar-
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auf hin, ªdass diese gesellschaftliche Praxis in ihrer Artikulation durch je
spezifische lokale Klassen- und Machtverhltnisse strukturiert und viel-
fach durch lokale Traditionen und Identitten geprgt sein wirdÒ (Lpple,
1991: 196). Der Wandel der Produktion von Stadt ist immer ein Akteurs-
szenario gesellschaftlich handelnder Gruppen. Die Herstellung der aus-
gewhlten innovativen Praxisbeispiele ist in der Regel mit politischen Re-
prsentanten ausgehandelt und von dem besonderen Engagement zahl-
reicher miteinander vernetzter  Akteure abhngig. Fr die gesellschaftli-
chen Interaktions- und Handlungsstrukturen mchte ich den Begriff ªge-
sellschaftliche InteraktionÒ anwenden.
Zwischen das materielle Substrat — die materiellen Grundlagen — und die
gesellschaftliche Praxis der Produktion, Aneignung und Nutzung von Stadt
und Raum tritt ein gesellschaftliches institutionalisiertes und normatives
Regulationssystem. ªDieses Regulationssystem, das aus Eigentumsformen,
Macht und Kontrollbeziehungen, rechtlichen Regelungen, Planungs-
richtlinien und Planungsfestlegungen, sozialen und sthetischen Normen
etc. besteht, kodifiziert und regelt im wesentlichen den Umgang mit den
raumstrukturierenden Artefakten (z.B. Arbeitssttten, Behausungen, Ver-
kehrswege, Kommunikationssystem etc.)Ò (Lpple, 1991: 196 f.). Vor-
aussetzung fr die Produktion des Wohnens in der Stadt sind bundes-
und landespolitische Rahmenbedingungen von der Wohnungsbaufrderung
bis zu Einkommenssteuerkomponenten genau so wie kommunale Vorga-
ben von der Bauleitplanung bis zur kommunalen Wohnungsbaufrderung,
sowie die Kommunikations- und Kooperationsstrukturen in Wohnungs-
unternehmen mit Wohnungsbaufrderung, den Stdten und Gemeinden
und den Nutzern untereinander. Die Differenzierung zwischen zentralen,
regionalen und lokalen Regulationssystemen ist ein Element der Gestal-
tung des Wohnens — ªnormative RegulationÒ.
In der Bearbeitung des Gegenstandes der rumlichen Wahrnehmung und
der rumlichen Planung — der Wohnung, des Wohnumfeldes, des Stadt-
teils — schlie§t sich der Bogen der Definition des gesellschaftlichen Rau-
mes. Das rumliche Zeichen-, Symbol- und Reprsentationssystem ist
gesellschaftlich bedingt. Es erfllt damit nicht nur Aufgaben der Repr-
sentation nach au§en, sondern auch der Identifikation und der affektiven
Bindung nach Innen. ªDie raumstrukturierenden Artefakte sind durch ihre
funktionale oder sthetische Gestaltung auch Symbol- und Zeichentrger,
wodurch u.a. eine kognitive Erkennbarkeit ihrer sozialen Funktionen und
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eine affektive Identifikationsmglichkeit vermittelt werden kannÒ (Lpple,
1991: 197). Fr das rumliche Zeichen-, Symbol-, und Reprsentations-
system wird die Formulierung ªsthetische ReprsentationssystemÒ die
Arbeit begleiten. Es ergibt sich ein Fenster zur Raumwahrnehmung als
grafisches Hilfsmittel der Strukturierung des Untersuchungs- und Er-
kenntnisprozesses:
Bei der Betrachtung des gesellschaftlichen Raumes entstehen unterschied-
liche Analyse-Niveaus. Die unterschiedlichen Ebenen knnen als Mikro-
Raum, Meso-Raum und Makro-Raum bezeichnet werden (vgl. Lpple,
1991: 197 f.). Ich mchte in konkretisierender Abwandlung in Hinblick
auf das gewhlte Thema in der Untersuchung von der Entwicklung von
Lebenswelten und Milieus im Mikro-Raum, die sich eng auf das Wohnen
und das Sich Einrichten beziehen, von den Stdten und Stadtregionen als
den Reprsentanten des Meso-Raumes und von den gesellschaftlichen
Trends auf der Makro-Ebene sprechen.
Räumliches
Zeichen-, Symbol-
und Repräsentations-
system
Materiell-
physische
Grundlagen
Gesellschaftliche
Interaktions- und
Handlungsstrukturen
Normatives
Regulations-
system
Fenster der Raumwahrnehmung
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1.2 Gliederung der Arbeit und Forschungsinteresse
Die Arbeit beinhaltet im ersten Teil die Herausarbeitung der Fragestellun-
gen an die Praxisbeispiele in einer gesamtgesellschaftlichen Dimension
durch Darstellung gesellschaftlicher Trends einerseits und einer raum-
strukturellen auf den Siedlungsraum Stadt und Stadtumland beschrnk-
ten Dimension durch Darstellung rumlicher Trends der Stadtentwick-
lung andererseits. Im zweiten Teil folgt die Untersuchung und Beschrei-
bung der ausgewhlten Praxisbeispiele und im dritten Teil werden Folge-
rungen fr Akteure abgeleitet.
Im ersten Abschnitt des ersten Teils werden aus Literaturrecherchen ge-
sellschaftliche Trends fr die Entwicklung von Bevlkerung, Arbeitsmarkt
und das Wohnen als Perspektive der gesellschaftlichen Interaktions- und
Handlungsstrukturen auf der Ebene der Definition gesamtgesellschaftlicher
Trends dokumentiert und zur Bedeutung von Stdten und Regionen und
Lebenswelten in Bezug gesetzt. Dabei mchte ich  aufgrund der beson-
dere Bedeutung gesellschaftlicher Interaktions- und Handlungsstrukturen
bei der Strkung von Wohnmilieus der Diskussion von Perspektiven br-
gerschaftlichen Engagements einen besonderen Abschnitt widmen. Durch
die Entwicklung von Lebenswelten und Milieus wird der gesellschaftliche
Wandel des Wohnens dokumentiert.
Im zweiten  Abschnitt werden die durch gesellschaftliche Interaktion,
normative Regulation und sthetische Reprsentation herausgebildeten
Trends der rumlichen Entwicklung auf der Meso-Ebene von Stdten und
ihrem Umland herausgearbeitet. Neben der Untersuchung der besonde-
ren Bedeutung der Stadt im Zusammenhang der Entwicklung des gesell-
schaftlichgen Raumes steht das Wohnen in den Stdten im Mittelpunkt.
Ausgehend von der hohen Bedeutung des Wohnens fr die Stadt wird die
Frage nach der Stabilisierung von Wohnverhltnissen angesichts disper-
ser und polarisierender Tendenzen der Stadtentwicklung aufgegriffen.
Im Zweiten Teil werden Praxisbeispiele in ausgewhlten Gro§stdten un-
tersucht. Die ausgewhlten analysierten Beispiele aus stdtischen Zu-
sammenhngen greifen in der Regel Defizite der Stadtentwicklung und
des Wohnens auf, die auf bestehende gesellschaftliche Kontexte der woh-
nungspolitischen Deregulierung, der sozialen Fragmentierung der Stdte
und der ansteigenden Fremdheit, sowie dem Verlust von Individualitt
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bei gleichzeitig zunehmender Individualisierung reagieren. Die Stdte lie-
gen im norddeutschen Raum und sind nicht durch au§erordentliche
Wachstumseffekte belastet. Die soziale Fragmentierung der Stdte ent-
spricht bundesweiten Trends und die ausgewhlten Beispiele liegen in
Wohnungsteilmrkten, die in den letzten 20 Jahren von erheblichen
Wandlungsvorgngen betroffen waren. Die Projekte liegen in Vierteln der
Grnderzeit und Gro§siedlungen der Nachkriegszeit, die deswegen be-
sonders ausgewhlt wurden, weil diese die stdtischen Wohnungs-
teilmrkte darstellen, fr die sich die Fragen nach ihrem zuknftigen Bei-
trag zur Verbesserung der Qualitt des Wohnens in den Stdten ganz
besonders stellt.
Mein Forschungsinteresse besteht darin, folgende Fragen an die realisier-
ten Projekte zu stellen und ihren Beitrag zur Zukunft des Wohnens in den
Stdten zu untersuchen:
¥ Welchen Beitrag zur Strkung des Wohnens in der Stadt hinsichtlich
der Bestrkung von Urbanitt als gesellschaftliche Qualitt, des Ab-
baus von sozial-rumlicher Polarisierung und der Attraktivierung der
sthetischen Reprsentation knnen innovative Wohnungsangebote lie-
fern?
¥ Fhrt die Entwicklung der Stadt zwangslufig zu weiterer sozial-
rumlicher Polarisierung mit anhaltender Abgrenzung oder knnen in-
novative Wohnungsangebote zu einer strkeren Kommunikation und
Kooperation der die Stadt nutzenden heterogenen Wohnbevlkerung
beitragen?
Die ausgewhlten Projekte werden in ihrem Entstehungszusammenhang
— in ihren materiellen Grundlagen — dokumentiert. Die einzelnen Schritte
von der Entwicklung der gesellschaftlichen Interaktion bis zur Projektrea-
lisierung werden einschlie§lich der unterschiedlichen Formen der stheti-
schen Reprsentation durch die Projekte wiedergegeben. Fr die Analyse
der Projekte, die sich dem Wohnen in der Stadt auf unterschiedliche Art
und Weise und aus unterschiedlichen Anlssen heraus nhern, habe ich
Untersuchungsfragen zusammengefasst, auf die in der Analyse der Pro-
jekte und ganz besonders in der zusammenfassenden Beurteilung zu-
rckgegriffen wird.
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Identifikation mit Stadtteil und Wohnumfeld
Die Beurteilung des stdtischen Wohnens steht in engem Zusammen-
hang zur Au§en- und Innenwahrnehmung von Stadt, Stadtteil und
Wohnumfeld. Mit welchen Mitteln konnten die dargestellten Projekte in
der Stadtffentlichkeit zu einem  Qualittsgewinn beitragen und wie wird
in den Projekten die Innenwahrnehmung der Qualitt von Wohn- und
Lebenszusammenhngen beurteilt?
Kooperation der Akteure
Die Absicherung von Qualittszielen fr das Wohnen in der Stadt bedarf
aktiver Kooperationspartner auf Seiten der Verwaltung, der Investoren
und der beteiligten Bewohnerinnen und Bewohner. Welche Mglichkeiten
der Kooperation wurden genutzt und welche Hinweise zu Chancen der
Kooperation knnen gegeben werden?
Herausbildung von Nachbarschaften
Die Entwicklung von sozialen Netzwerken in den Projekten ist ein mgli-
cher Umgang mit Singularisierung einerseits und sozialer Ausgrenzung
andererseits. Inwieweit konnte eine Aneignung der Projekte durch Be-
wohnerinnen und Bewohner erreicht werden? Was war ihr Beitrag zur
Au§endarstellung und ihr Beitrag zur sozialen Kommunikation in den Pro-
jekten selbst?
Entwicklung bürgerschaftlichen Engagements
Die Strkung des Wohnens in der Stadt wird durch brgerschaftliches
Engagement untersttzt, das als Bewusstseins- und Verhaltensver—
nderung von Individuen und Gruppen erlebbar wird, wenn im Verlauf
Zielformulierungen und Situationsbeschreibungen nicht mehr einfach als
gegeben, sondern auch als vernderbar begriffen werden. Welche For-
men brgerschaftlichen Engagements und seiner Qualifizierung als Nicht-
Erwerbsarbeit wurde durch die Projekte erreicht?
Neue Qualitäten des Wohnungs- und Städtebaus
Die stdtebauliche Komponente steht fr die stdtebauliche Einbindung
der Projekte, die funktionale Organisation der Wohnanlagen und des
Wohnumfeldes bis hin zu Fragen der Grundrissvariabilitt aber auch des
angemessenen Umgangs mit dem Wohnen in stdtebaulicher und archi-
tektonischer Hinsicht. Wurden stdtebauliche und bauliche Strukturen
entwickelt, die die Bildung von Nachbarschaften/ Netzwerkbildung unter-
sttzen, die funktionale Dimension verbesserten und die rumlich-sthe-
tische Funktion steigern?
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Gestaltung von attraktiven Wohnformen
Die Vorgaben des Wohnungsbestandes, die Knappheit der Flchen, die
Grenzen der konomischen und der natrlichen Ressourcen setzen der
individuellen Bedrfnisbefriedigung bei der Realisierung von Wohn-
wnschen harte Grenzen. Und doch ist die Realisierung des Wohnwunsches
einkommensstarker Haushalte nach Abgeschiedenheit und individuellem
Wohnen in der Bauweise des Einfamilienhauses eines der Grnde fr eine
weitere Differenzierung und soziale Abgrenzung. Inwieweit konnten die
Projekte zur individuellen Bedrfnisbefriedigung durch mglichst gro§e
bereinstimmung von Wohnwunsch und Wohnrealitt beitragen?
Entlang der Analyse der Projektbeispiele, die Versuche zur Neubestimmung
des Wohnens in den Stdten darstellen und die ich in unterschiedlichen
Formen kontinuierlich begleitet habe, mchte ich die Fragestellungen
berprfen und weiterentwickeln, um unter Zuhilfenahme der Beurtei-
lung der Erfahrungen aus den Projekten in ihrer Bedeutung fr die Zu-
kunft des Wohnens in den Stdten Schlussfolgerungen hinsichtlich des
zuknftigen Interaktions- und ggf. Regulationsbedarfes bzw. der Verbes-
serung des sthetischen Reprsentationssystems zu formulieren.
Im Dritten Teil wird in einer zusammenfassenden Auswertung der Projek-
te der Zusammenhang zwischen gesellschaftlichen und rumlichen  Ent-
wicklungsprozessen und differenzierten Formen der Aneignung des Rau-
mes — der Stadt, des Stadtteils, des Wohnumfeldes und der Wohnung —
in den ausgewhlten Beispielfllen dokumentiert und die Antwort der Pro-
jekte auf die zentrale Fragestellung zusammengefasst. Anschlie§end wer-
den Handlungsperspektiven hinsichtlich zuknftigen Steuerungsbedarfes
und baulich-rumlicher Qualittsziele  entwickelt. Diese Qualittsziele fr
das Wohnen in der Stadt sind als Handlungsanleitungen fr die Akteure
zu verstehen, die sich mit der Stadt befassen. Fr die Akteure der Stadt-
verwaltungen, der Wohnungswirtschaft und der Kommunalpolitik in den
Stadtregionen ist eine Beschftigung mit der gesellschaftlichen Dimensi-
on des Wohnens in den Stdten erforderlich, um Grenzen des Handelns
und Chancen zu innovativem Handeln zu erkennen.
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 Gruppe Archigram - Plug-in-City; Abbildung  1
2. Gesellschaftliche Trends
Um Antworten auf die Frage nach der Zukunft des Wohnens in der Stadt
zu finden, mchte ich im ersten Schritt den Blick auf die Fragen nach
zuknftigen gesellschaftlichen Interaktions- und Handlungsstrukturen rich-
ten. Ausgehend von den Trends der Entwicklung der Erwerbsarbeit und
des demografischen Wandels sollen die Auswirkungen auf die Entwick-
lung der Stdte und Regionen untersucht werden. Gesellschaftliche In-
teraktion und individuelles Wohnen werden in ihren Herstellungs-,
Verwendungs- und Aneignungsformen von diesen Vernderungen in be-
sonderem Ma§e berhrt. Trends zum Wandel gesellschaftlicher Rahmen-
bedingungen werden ausgewhlt, zusammengefasst, ausgewertet und
jeweils in Bezug gesetzt zu ihrem Beitrag zum Wohnen in der Stadt.
2.1 Wandel der Erwerbsarbeit?
Wohnungen und Wohnumfeld sind langlebige Gter mit einer hohen Be-
deutung fr die individuelle Entwicklung und Reproduktion. Der Wandel
der Erwerbsarbeit stellt diese Qualitt aufgrund von Mobilittszwngen,
der zunehmenden Bedeutung der Wohnung als Erwerbsarbeitsplatz und
dem Wandel der Haushalts- und Familienstruktur in Frage. Welche Aus-
wirkungen knnen gesellschaftliche Trends zur Zukunft der Erwerbsarbeit
auf die zuknftige Struktur des Wohnens in der Stadt haben?
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Wandel der Arbeitsorganisation
ªEs ist erst etwa 40 Jahre her, da galten die Fabriksirene und der «Feier-
abend‘ als Symbole der Arbeitswelt: Massenhaft strmten die Arbeiten-
den, sie waren fast alle mnnlich, zu gleicher Zeit in Massenproduktions-
sttten, meist in Fabriken. Sie verrichteten, oft als Anhngsel von Ma-
schinen, massenhaft hnliche Ttigkeiten. Heute sind diese standardi-
sierten, hufig von Menschenfunktionen abhngigen Arbeitsinhalte sehr
unterschiedlichen, oft individuell geprgten Arbeiten gewichen. Selbst die,
die vorwiegend noch mit der Hand arbeiten, befassen sich heute meist
mit «ma§geschneiderten Lsungen‘; sie betreuen Kunden handeln spe-
zifische Details aus etc. Krperlich ermdende ungesunde gefhrliche
Arbeitsbedingungen sind selten geworden. Psychische, nervliche Bela-
stungen haben dafr zugenommen. Feste schematische Arbeitszeiten fr
alle gehren im Zeitalter der Gleitzeit und der Zeitbudgets weithin der
Vergangenheit an. Die Fabriksirene und der gemeinsame Feierabend sind
zu Symbolen vergangener Zeit geworden.Ò (Hradil, 2001: 11).
Ohne Frage hat sich die Arbeitsorganisation und die Erwerbsttigkeit in
der Bundesrepublik durch weit reichende Umbrche verndert. Arbeits-
formen und Arbeitszeiten wandeln sich kontinuierlich. Wenn einerseits
hohe Arbeitslosigkeit mittlerweile zur Kontinuitt wird, stellt auf der Seite
des Arbeitsmarktes eine Zunahme befristeter Arbeitsverhltnisse, die
Zunahme der Zeitarbeit, das Anwachsen prekrer Beschftigungsverhlt-
nisse unterhalb der sozialversicherungspflichtigen Beschftigung, ein stei-
gender Anteil der Selbstndigen, das Ausbreiten von Schattenwirtschaft
und die Polarisierung von Arbeitszeiten — von berdurchschnittlich Be-
schftigten mit berstundenberhang und durchschnittlichen Arbeitszei-
ten — den Wandel der Normalarbeitsverhltnisse dar (Wstenrot Stiftung
(Hrsg.), 2003: 35). Angesichts dieses Wandels ist auch fr die Zukunft
davon auszugehen, dass Instabilitt steigt, kontinuierliche Erwerbsbio-
grafien abnehmen und Mischformen der Arbeit zunehmen werden. Das
scheinbare Idealmodell der von Hradil wiedergegebenen postfordistischen
Arbeitsorganisation beschreibt Andre Gorz: ªDas Paradigma der hierar-
chischen Organisation wird darin durch das der Netzwerkstrukturen er-
setzt, die an ihren Knotenpunkten selbst organisierte Kollektive in loser
Kopplung koordinieren, von denen keines das Zentrum bildet. Anstelle
eines zentral von au§en gesteuerten Systems (wie beim fordistischen
Modell) haben wir es hier mit einem azentrischen, selbst organisierten
System zu tun, einem Nervensystem vergleichbar.Ò (Gorz, 2000: 46).
Aber ist damit selbstverstndlich, dass mit der Zunahme flexibler Arbeits-
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formen eine Strkung der Position des Individuums auf dem Arbeitsmarkt
verbunden ist? Der mgliche Wandel der Erwerbsarbeit bleibt nicht nur
bezglich der tatschlichen Selbstndigkeit der Arbeitsorganisation, son-
dern auch in der Zahl der durch ihn zu schaffenden neuen Arbeitspltze
widersprchlich. Die in den 50er Jahren von Fourastie formulierte Hoff-
nung auf eine Dienstleistungsgesellschaft, die all denen Arbeit gibt, die
angesichts des technischen Wandels in Landwirtschaft und Industrie kei-
nen Platz finden, ist auch heute offensichtlich noch nicht abgeschlossen
(Fourastie, 1954; s. Abbildung 2). Andererseits fhren Umstrukturierung
der Erwerbsarbeit und Digitalisierung gerade in den Dienstleistungsbe-
reichen zu einem steigenden Arbeitsplatzabbau.
Auch wenn die Dienstleistungsberufe
schon 1990 mit 60 % Anteil an der
Gesamtheit der sozial-versicherungs-
pflichtig Beschftigten in den bisher
vergleichbar statistisch erhobenen Al-
ten Bundeslndern hatte, hat sich der
Anteil von 1990 bis 2000 nochmals um
14 % erhht. Der Bundesvergleich deu-
tet eine regional ungleiche Entwick—
lungsdynamik mit Schwerpunkten in
Bayern und den nrdlichen Bundesln-
dern an. (BBR, 2002 b: Tabelle 7.7)
Entwicklung der
Dienstleistungsberufe
INKAR 2002
Bundesdurchschnitt: + 14,0 %
Abbildung 2
Entwicklung der Zahl der
SV Beschftigten in Dienstleistungsberufen
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Menschen werden zu Maschinen
Von einem vierten Segment der Erwerbsarbeitsplatzdifferenzierung wird
gesprochen, das mit Begriffen wie ªQuartrer SektorÒ (Hradil, 2001: 12),
Digitalisierung (Bon§, 2000: 350)  oder einfach Informationssektor (Dos-
tal, 2001: 24) gefasst wird. Der Informationssektor  weist in der
Arbeitsplatzdynamik der letzten Jahrzehnte deutlich berdurchschnittli-
che Werte auf (s. Abbildung 3).
Die Qualitt der Arbeit und die Form der Ausbung geben Anlass zu zahl-
reichen Spekulationen ber die Zukunft der Arbeit und die Zukunft der
Wohnortwahl — mithin des Wohnens in den Stdten: ªWhrend in der
Industriegesellschaft die Ttigkeiten detailliert vorgegeben wurden, wer-
den heute nur noch Aufgaben und Ziele definiert. Die Erwerbsttigen
mssen zur Erreichung dieser Ziele sinnvolle Ttigkeitsstrukturen in ge-
wissen Grenzen selbst entwickeln. Dies ist arbeitspsychologisch durch-
aus als positive Entwicklung zum persnlichkeitsfrdernden Arbeitsplatz
einzuschtzen, bedeutet aber fr die Erwerbsttigen die Pflicht der Refle-
xion ber die eigene Ttigkeit und Funktion und erzwingt Selbstndigkeit
und Ausscheren aus der Herde. Die Individualisierung zerstrt die Nor-
mierung und damit sichere Einbindung. Optimierende Gruppen zeigen
nicht mehr die Langmut und Rcksicht verstndnisvoller Vorgesetzter.
Die Hirten ziehen sich zurck. Die Konkurrenz nimmt zu.Ò (Dostal, 2001:
26).
Tabelle 1
Abbildung 3
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Andre Gorz formuliert die neue Form der Erwerbsarbeit drastischer: ªDie
Grenze zwischen dem Intellekt und dem fixen Kapital — das hei§t zwi-
schen dem lebendigen Wissen und dem Maschinenwissen — ist heute flie-
§end. (...) Seine (des Menschen) spezifischen (...) Fhigkeiten werden
mit dem unpersnlichen Maschinenwissen zu ein und demselben System
verschmolzen. Er wird ganz bis in sein Subjekt-Sein hinein Cyborg und
Produktionsmittel, also zugleich Kapital, Ware und Arbeit.Ò (Gorz, 1997:
15).
In der Wechselbeziehung zwischen der persnlichkeitsfrdernden Arbeits-
weise und der Einbindung in den Markt liegen Chancen und Risiken der
Entwicklung des Erwerbsarbeitsplatzes. Es wird auf jeden Fall viel weni-
ger selbstverstndlich den Arbeitsplatz dort einzurichten wo die Maschi-
nen stehen. Die Wohnung kann immer mehr auch eine Arbeitsttte wer-
den und damit in ihrer Bedeutung durch eine zustzliche Benutzung stei-
gen. Mit der Mglichkeiten der Verlagerung der Arbeitspltze in die
Wohnquartiere verbindet z. B. Mitchell die Hoffnung auf eine Zunahme
der Kommunikation und Kooperation in den Nachbarschaften der Vor-
stdte (Mitchell, 1995: 180).
Zwischen Selbstbestimmung und Langzeitarbeitslosigkeit
Annahmen zu dieser Form der Arbeitsmarktvernderung sind einerseits
zu beurteilen vor dem Hintergrund einer zwiespltigen Qualitt der Arbeit
und zustzlich erhhten Qualifikationsanforderungen, andererseits stellt
sich die Frage, ob die Chance zu verbesserter Kooperation und Kommuni-
kation in den Stadtquartieren nicht dauerhaft im Widerspruch steht zu
der insbesondere in Stdten konzentrierten Langzeitarbeitslosigkeit mit
geringem Qualifikationsniveau und dem erreichten Ausma§ sozialer Se-
gregation.
Die beschriebenen Trends zur Zukunft der Erwerbsarbeit werden auch
mit der Annahme verbunden, die als das ªEnde der ErwerbsarbeitÒ be-
schrieben wird (Rifkin, 1995). Mit der zunehmenden Ablsung von Erwerbs-
arbeit durch die neuen Technologien lsst sich ein anhaltendes Armuts-
szenario als Pendant zur Erwerbsarbeit annehmen. Die Zahl der Arbeits-
losen ist 1997 auf 4 Mio. angestiegen und unterschreitet diese Marke
seither nicht. ªImmer mehr Menschen drngen auf den Arbeitsmarkt, auf
dem es immer weniger Arbeit zu verteilen gibtÒ (Beck, 2000: 30). Nach
Meinung vieler scheint ein Absinken unter die 4 Mio.-Marke auch auf ln-
gere Sicht eher unwahrscheinlich (vg. Bon§, 2000: 327).
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Die Annahmen zur Zukunft der Erwerbsarbeit beschreiben im Positiv-
szenario eine individualisierte Erwerbsgesellschaft mit dominant durch
den Markt gesteuerter sozialer Integration, das genhrt wird durch die
Bevlkerungsprognosen bis 2050 und das sinkende Erwerbsarbeits-
potenzial (s. Ziff.2.2). Im Negativszenario wird angesichts anhaltenden
Arbeitsplatzabbaus und Verlagerung der Industrieproduktion ein Fortbe-
stehen der 2/3 Gesellschaft mit Risikogefhrdung und weiteren sozialen
Ungleichheiten gesehen. Jenseits der Erwerbsgesellschaft wird entweder
eine selbstndige Arbeitsgesellschaft (Brgerarbeit) mit kritischen
Solidarittspotenzialen oder eine sozial desintegrierte Nicht-Erwerbs-
gesellschaft mit starken Armutspotenzialen und Ausgrenzungstendenzen
entstehen. (vgl. Bon§, 2001: 374; vgl. Kronauer, 2000).
Die Wirkungszusammenhnge zwischen den Szenarien zur Erwerbsarbeit
und der Stadt als Wohnort sind vielfltig, da Stdte einen gesellschaftli-
chen Raum und damit keine passiven Resonanzkrper darstellen. Sie neh-
men die Entwicklungen des Arbeitsmarktes auf, verarbeiten sie mit ihren
spezifischen regionalen Potenzialen und sind in der Regel mit den auftre-
tenden Widersprchen insbesondere der Einkommensarmut konfrontiert
(Lpple, 2000: 203; Wstenrot-Stiftung (Hrsg.), 2003: 34 ff.) (s. Ziff.
2.1). Fr die Zukunft stellt sich die Frage, ob in den Stdten und Regio-
nen — dem ªResonanzkrperÒ — auf den Wandel der Erwerbsarbeit selb-
stndig in der Form der Strkung von Arbeitsplatzangeboten durch Nut-
zen von Synergien in ªTtigkeitsclusternÒ (s. Kempf/Lpple, 2001), der
Flexibilisierung des Arbeiten-Wohnen-Verhltnisses wie auch der flexi-
bleren Nutzung von Wohnungen oder des Wandels des Wohnungsan-
gebotes reagiert werden kann, um den Standort Stadt zu strken?
Fr das Wohnen in den Stdten bleiben widersprchliche Entwicklungs-
trends bestimmend. Whrend Langzeitarbeitslosigkeit und Nichterwerbs-
arbeit Kontinuitt in Wohnverhltnissen mit geringer Mobilitt und damit
besondere Aufgaben der Stabilisierung von Nachbarschaften signalisie-
ren, fordert die erhhte Mobilittsbereitschaft auf einem sich berregio-
nal differenzierenden Arbeitsmarkt flexible Wohnungsangebote, die Ar-
beitsmglichkeiten in den Wohnungen sicherstellen, Abgeschiedenheit
garantieren und doch ein Ma§ an Nachbarschaft anbieten, das gesell-
schaftliche Teilhabe im individuell gewnschten Umfang sicherstellt.
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2.2 Demografischer Wandel
Die Bevlkerungszahl der Bundesrepublik Deutschland wird in Zukunft
sinken, whrend der Anteil lterer Menschen und der proportionale Anteil
der Bevlkerung aus nichtdeutschen Herkunftslndern steigt. Der demo-
grafische und ethnische Wandel stellt Fragen an den Wandel der Wohnungs-
nachfrage aufgrund in Teilrumen sinkender Bevlkerungszahlen und
aufgrund der zunehmenden Alterung ebenso wie an das Gelingen des
Zusammenlebens mit Migranten. Die Perspektiven der Bevlkerungsent-
wicklung liefern die Grundlagen fr die zuknftige Gestaltung des Woh-
nens in den Stdten.
Die Gesamtbevölkerungszahl sinkt
Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts ist in allen entwickelten Industrie-
nationen eine kontinuierliche Abnahme der Zahl der Kinder je Familie zu
beobachten. In Deutschland werden seit etwa den 30er Jahren weniger
Kinder geboren als sie zur Bestandserhaltung erforderlich wren. Bei ei-
ner Geburtenziffer von 1,3 bis 1,4 Kindern pro Frau wird die Zahl der in
Abbildung 4
36
Deutschland geborenen Kinder pro Generation umrund ein Drittel abneh-
men. Schon whrend der neunziger Jahre hat die Zahl der Sterbeflle die
der Geburten berschritten (Bericht der unabhngigen Kommission ªZu-
wanderungÒ, 2001: 27).
ªDas Geburtendefizit wird sich in Zukunft vergr§ern. Zum einen wird die
Zahl der Sterbeflle steigen, weil nun Geburtsjahrgnge ins hohe Alter
kommen, die kaum durch Kriegstote dezimiert sind. Zum anderen wird
sich der Geburtenrckgang fortsetzen. Denn die Schrumpfung der Bevl-
kerung wird auch zu einem Rckgang der 20-40-Jhrigen, also der
potenziellen Eltern, fhren. Dies bedeutet mit hoher Wahrscheinlichkeit
auch sinkende Geburtenzahlen. Im Jahr 2010 werden voraussichtlich ber
300.000, im Jahr 2025 ber 500.000 mehr Deutsche pro Jahr sterben als
geboren werden.Ò (Bericht der unabhngigen Kommission ªZuwanderungÒ,
2001: 28).
Die demografischen Voraussetzungen sind zuverlssig zu erfassen: Ohne
weitere Zuwanderung und bei gleich bleibender Kinderzahl pro Frau wird
die Bevlkerung in Deutschland in der weitestgehenden Prognose von
derzeit 80 Mio. bis zum Jahr 2050 auf weniger als 50 Mio. sinken und
damit wird Bevlkerungszahl der 50er Jahre wieder erreicht (Birg, 2002:
17). Die aktualisierte Bevlkerungsprognose des statistischen Bundes-
amtes besttigt die von Demographen seit einiger Zeit prognostizierten
langfristig rcklufigen Bevlkerungszahlen. Das Statistische Bundesamt
geht von einem Bevlkerungsrckgang von derzeit 82 Mio. auf 67 Mio.
Menschen im Jahr 2050 aus (Statistisches Bundesamt, 2003). Derzeit
liegt die Geburtenziffer bei einem Wert von 1,4 Kindern je Frau und damit
um rund ein Drittel unter dem erforderlichen Wert von 2,1. Dies hat zur
Folge, dass sich die Elterngeneration schon binnen einer Generation um
ein Drittel reduziert. In der Folge sinkt das Erwerbspersonenpotenzial
von heute 41 Mio. auf 26 Mio., wenn modellhaft vorausgesetzt so viele
Frauen wie heute erwerbsttig sein werden, die Menschen so lange ar-
beiten wie heute und die Zuwanderung auf bestehendem Niveau ver-
bleibt (Hradil, 2001: 12).
Als Auswirkungen des Bevlkerungsrckgangs sind ein reduziertes Wirt-
schaftswachstums, eine erhhte die Staatsverschuldung pro Kopf und
eine regional tlw. erheblich reduzierte Infrastrukturauslastung zu erwar-
ten. ªDie Schrumpfung der Bevlkerung wird in einzelnen Regionen wahr-
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scheinlich zu einer deutlich dnneren Besiedlung fhren, was nicht ohne
Auswirkungen auf die Infrastruktur bleiben kann. Eine sinkende Ausla-
stung ffentlicher und privater Einrichtungen z.B. von Kindergrten, Schu-
len oder Krankenhusern wre die Folge. Derartige Effekte sind bereits
heute in einigen Gebieten der neuen Bundeslnder zu beobachten, z.B.
sinkende Immobilienpreise als Indikator fr ein berangebot an Wohn-
raum.Ò (Bericht der unabhngigen Kommission ªZuwanderungÒ, 2001:
33).
Antworten auf den Bevölkerungsverlust
Eine mgliche Antwort auf den bevorstehenden Bevlkerungsverlust liegt
darin, wieder einer gr§eren Zahl auslndischer Arbeitnehmer die Gren-
zen zu ffnen, wie es mit dem Zuwanderungsgesetz 2002 erstmalig auch
in die Legislative Eingang finden soll. ªEs wird in den kommenden Jahr-
zehnten neben der moralisch gebotenen Zuwanderung, die heute allein
vorherrscht, also wieder eine Arbeitsmigration geben, und zwar aus wech-
selseitigem Interesse sowohl der Kommenden als auch der EinheimischenÒ
(Hradil, 2001: 14). Whrend in den vergangenen Jahren die Auswirkun-
gen der natrlichen Bevlkerungsentwicklung durch Zuwanderung kom-
pensiert wurden, ist zwar fr die Zukunft auch weiterhin von Einwande-
rung auszugehen, die allerdings den Bevlkerungsrckgang nicht zu stop-
pen vermag. Selbst bei einer Nettozuwanderung von 300.000 Zuwande-
rungen pro Jahr (in den letzten 40 Jahren lag die Nettozuwanderung bei
200.000 pro Jahr) wird sich ein Schrumpfen der Gesamtbevlkerung nicht
mehr aufhalten lassen (Mnz, 2002; Birg, 2002; Bericht der unabhngi-
gen Kommission ªZuwanderungÒ, 2001: 30). Das Statistische Bundes-
amt rechnet in seiner neuesten Prognose mit einer jhrlichen Nettozu-
wanderung von entweder 100.000 (Variante 1) oder 200.000 (Variante
2) Personen. Das Bundesamt fr Bauwesen und Raumordnung (BBR) geht
in Anlehnung an das Deutsche Institut fr Wirtschaftsforschung von
320.000 Personen aus, wobei eine ªSteuerung, die sich am Arbeitskrfte-
bedarf orientiertÒ, vorausgesetzt wird (zit. n. Deutscher Stdtetag, 2003:
5).
Beide Prognosen stellen auf eine regional unterscheidbare Bevlkerungs-
entwicklung ab. Die Unterschiede in den Annahmen ber die Hhe der
Zuwanderung haben zur Folge, dass nach den Berechnungen des Stati-
stischen Bundesamtes die Bevlkerung auch in den alten Lndern bereits
zwischen 2010 und 2020 deutlich um 1,0 bis 1,9 Mio. abnehmen soll.
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Nach den Berechnungen des BBR dagegen soll die Bevlkerungszahl zu-
mindest bis 2015 noch deutlich um etwa 2,6 Mio. zunehmen und ein
nachhaltiger Rckgang im bundesweiten Durchschnitt erst nach 2020 ein-
setzen. Selbst bei einer jhrlichen Nettozuwanderung von 320.000 Per-
sonen wird die Zahl der 30 - 45jhrigen Erwerbspersonen bereits bis zum
Jahr 2015 in den alten Lndern um 2,4 Mio. und in den neuen Lndern
um 1,2 Mio. zurckgehen. Diese Altersgruppe wird damit zu einem knap-
pen Gut. Nicht nur die Betriebe, auch die Gemeinden werden verstrkt
um sie konkurrieren, um ihre Standortgunst zu betonen und ihre soziale
und technische Infrastruktur auszulasten. (Deutscher Stdtetag, 2003:
5)
Vor diesem Hintergrund fr die Zukunft auf gleichsam automatischen
Arbeitskrftemangel und Abbau der Arbeitslosigkeit zu hoffen ist zweifel-
haft, da kaum lineare Lsungen in Richtung Vollbeschftigung zu erwar-
ten sein werden (Rifkin, 1995; Beck, 2000; Gorz, 2000), zumal sich das
Nachfrageprofil der sich wandelnden Arbeitsmrkte nicht nur auf gering
verdienende Arbeitskrfte in einem sich aufgrund der Alterung auswei-
tenden Pflege- und Servicemarkt, sondern auch hinsichtlich qualifizierter
Arbeitskrfte wandelt.
Wird fr Teilmrkte verstrkt Zuwanderung erforderlich werden, so ist
ein anderer Umgang mit der Zuwanderung durch Umkehrung des Zu-
wanderungsgrundes erforderlich. Waren die Zuwanderer der 60er Jahre
zum Arbeiten gekommen, sind die Migrantenjahrgnge der 90er Jahre
aufgrund politischer Konflikte und in der Hoffnung auf Teilhabe an der
Erwerbsarbeitsgesellschaft eingewandert, die ihnen nicht selten verwei-
gert wurde. Eine Zuwanderung mit dem Ziel der Teilhabe, die von den
Wandernden als auch von den Wohnenden als Hauptwanderungsgrund
anerkannt wird, kann nicht nur eine gr§ere tatschliche  Teilhabechance,
sondern auch eine gr§ere Akzeptanz bei der Gesellschaft, in die einge-
wandert wird, und einen strkeren Anpassungswunsch der Einwandern-
den zur Folge haben.
Das Wohnen in der Stadt im demografischen Wandel
Fr das Wohnen in den Stdten ist von Bedeutung, dass unter den Rah-
menbedingungen des demografischen Wandels einerseits eine verstrkt
regional differenzierte Bevlkerungsentwicklung mit Gewinnern und Ver-
lierern im Wandel erfolgen wird und andererseits der Anteil der Zu-
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wanderungsbevlkerung insbesondere in den Stdten proportional stei-
gen wird.
Die Inkar Daten der Bevlkerungsprognose 2020 des BBR verdeutlichen
die regionale Differenzierung mit Regionen des Bevlkerungswachstums
und deutlich abnehmenden Bevlkerungszahlen. (BBR, 2002 c: INKAR
Bevlkerungsprognose InKar 2020)
Die regionale Bevlkerungsentwicklung
bekommt ein strkeres Geflle. Auch
westdeutsche Kreise werden Stagnati-
on und Schrumpfung gegenberstehen.
Die Sterbeberschsse werden zur
Hauptursache der Bevlkerungsdy-
namik. Die Kernstdte weisen keine
Zunahmen mehr auf, whrend die Um-
landgemeinden der Agglomerations-
rume je nach regionaler Differenzie-
rung gegenber den Kernstdten wei-
terhin Vorteile in der Bevlkerungs-
dynamik aufweisen.
Bevlkerungsprognose
2020
INKAR 2020
Abbildung 5
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Unter Einschluss der derzeitigen Einwanderungsrealitt und unter An-
nahme einer kontinuierlichen  Zuwanderung wird der Anteil der Bevlke-
rungsgruppe nichtdeutscher Herkunft von heute 12 % auf bis 20 % im
Jahre 2030 ansteigen. Zuwanderung erfolgt vor allem in die gr§eren
Stdte. ªEin bundesweiter Auslnderanteil von 17 % bedeutet: In einer
Reihe von Stdten drfte der Auslnderanteil auf ber 40 % steigen. Zu
erwarten ist dies z. B. fr Frankfurt a. M., Mnchen, Offenbach und Stutt-
gart. In Hamburg und Berlin wird dann etwa jeder vierte Einwohner kei-
nen deutschen Pass haben.Ò (Mnz, 1998: 707). In den aktuellen
Wohnungsmarktuntersuchungen des Landes Niedersachsen wird aufgrund
der Zunahme der Nettozuwanderung — Migrantenfamilien ziehen seit 2
Jahren in erheblich geringerem Umfang zurck  als bisher angenommen
— die bisherigen Prognose zu schrumpfenden Wohnungsmrkten in den
Gro§stdten zurckgenommen und eine weitere leicht anhaltende
Wohnungsnachfrage bis 2015 prognostiziert (LBS, 2002: 46). In der Fol-
ge werden andere Kulturen und Lebensformen den Alltag in den Stdten
in Zukunft immer strker prgen, da die stdtischen Wohnungsteilmrkte
in der Regel erster Zuwanderungsort und Bleibeort sind (vgl. Hradil, 2000:
14).
Im demografischen Wandel altert die Gesellschaft
Die Bevlkerungsprognosen des Bundes machen ebenfalls unzweifelhaft
deutlich, dass, wenn auch bis zum Jahr 2020 der Bevlkerungsanteil der
lteren Menschen ber 65 nur langsam zunimmt,  nach 2020 — zu dem
Zeitpunkt zu dem die geburtenstarken Jahrgnge im Rentenalter und die
geburtenschwachen Jahrgnge im Erwerbsleben stehen werden — mehr
als ein Drittel der Bevlkerung im Rentenalter stehen wird.
Abbildung 6
Altersaufbau der Bevölkerungs Deutschlands 1950 - 2050 
Davon im Alter von ... bis ... Jahren
Insgesamt am Jahresende unter 20 20-59 60 und älter
insgesamt 80 und älter
Millionen in %
1950 69,3 30,4 55,0 14,6 1,0
1970 78,1 30,0 50,1 19,9 2,0
1990 79,8 21,7 57,9 20,4 3,8
2001 82,4 20,9 55,0 24,1 3,9
2010 83,1 18,7 55,7 25,6 5,0
2030 81,2 17,1 48,5 34,4 7,3
2050 75,1 16,1 47,2 36,7 12,1
Anmerkungen: Ab dem Jahr 2010 Schätzwerte der 10.koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (Variante 5 
"mittlere Bevölkerung: mittlere Wanderungsannahme W 2 (jährlicher Saldo 200.000 Personen) und 
mittlere Lebenserwartungsannahme L 2 (durchschnittliche Lebenserwartung 2050 bei 81 bzw. 87 
Jahren)
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Der relative Anteil der alten Men-
schen an der Gesamtbevlkerung
steigt kontinuierlich an. Von der
beralterung der Bevlkerung am
meisten betroffen sind - abgese-
hen von der Sonderentwicklung in
Ostdeutschland - die Kernstdte
in den Agglomerationsrumen und
die lndlich gering verdichteten
Kreise als die traditionellen Ruhe-
wohnsitzgebiete. (BBR, 2002 b:
Tabelle 4.14)
Entwicklung des
Anteils der
Altersgruppe der
ber 65 jhrigen
1999 - 2000
INKAR 2002
Abbildung 7
Mit Blick auf die Alterung der Gesellschaft stellt Mnz die These auf, dass
in einer alternden Gesellschaft bei abnehmendem Erwerbspotenzial die
Belastung fr die sozialen Sicherungssysteme  gewaltig ist (ªImmer we-
niger jngere Menschen mssen immer mehr alte Menschen in den so-
zialen Sicherungssystemen versorgenÒ) und dass, wenn aufgrund der Al-
terung Innovationsfhigkeit und Unternehmergeist abnehmen,  Arbeits-
krfte fr den intellektuellen Fortschritt ebenso gesucht werden wie die
zahlreichen notwendigen Pflegekrfte fr die aufgrund medizinischer Vor-
sorge immer lter werdende Generationen (vgl. Mnz, 2002; Bericht der
unabhngigen Kommission ªZuwanderungÒ, 2002: 30).
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Auch wenn Alterung sich bundesweit vollzieht, so hat sie ein ªstdtisches
GesichtÒ (Walther, 2000: 36). Nachdem die Kernstdte aufgrund der Stadt-
umlandwanderung von Familienhaushalten und der demographischen
Entwicklung altershomogen zusammengesetzter Wohnungsteilmrkte seit
Jahren schon mit Teilproblemen der Alterung  beschftigt waren, so wer-
den die Umlandgemeinden die Wanderungsziele der 60er und 70er Jahre
zunehmend von Alterungsbiographien erfasst. Alterung ist allerdings nicht
nur eine demographische, sondern auch eine soziale Frage. Schon heute
sind in der Altersgruppe der ber 70jhrigen Rckzugswanderungen in
die Kernstdte zu beobachten, die auf die Nhe zu Versorgungsstrukturen
und die sehr viel mehr altersgerechte Struktur der Kernstdte zurckzu-
fhren sind (vgl. Kramer, 1999).
Die Fragen nach dem ªwo leben wir im Alter angemessen?Ò, dem ªwie
wohnt es sich altersgerecht?Ò und dem ªwelche soziale Gruppe kann mit
wem zusammen altern?Ò wird Alterung in den Stadtregionen begleiten
und weist auf besondere Qualittsanforderungen hin, die an das Wohnen
in den Stdten zu stellen sind. Vielleicht trgt Alterung so zur Stabilisie-
rung der Stdte bei, wenn Walthers These zutrifft: ªJenseits der lauten
Rhetorik von der Erhaltung der europischen Stadt, ihrer kompakten
Siedlungsstrukturen und kurzen Wege, knnte die Alterung zur allmhli-
chen, unspektakulren Bewahrung von einigen ihrer nahrumlichen Qua-
litten beitragen, um deren Verlust man sich heute sorgt.Ò (Walther, 2000:
38).
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2.3 Perspektiven bürgerschaftlichen Engagements
Wenn der Strukturwandel der Arbeitsgesellschaft  anhlt und die Vision
der Vollbeschftigung lediglich als solche erhalten bleibt, dann stellt sich
die Frage, welche Erwerbsform  dem ªnormalenÒ Beschftigungsverhlt-
nis folgt und ob es gelingt auf das ªEnde der VollbeschftigungÒ mit allge-
mein verstndlichen  und vermittelbaren gesellschaftlichen Antworten zu
reagieren? Wenn das Primat der abhngigen Erwerbsarbeit durch ein Patch-
work von Beschftigungsverhltnissen analog zur gesellschaftlichen Ero-
sion der Familie ersetzt wird, ergibt sich die Notwendigkeit der Neudefinition
der Lebenszeitorganisation.
Ausdehnung von freier Zeit?
Die nicht fr produktive Ttigkeiten also frei verfgbare Zeit des Indivi-
duums hat seit den 50er Jahren kontinuierlich zugenommen. Angesichts
der Trends zur Entwicklung der Erwerbsarbeit wird sie weiter zunehmen.
Schon heute ist die durchschnittliche Jahresarbeitszeit von 2.080 Stun-
den im Jahre 1960 auf 1.607 Stunden 1996 abgesunken (MASSKS, 1998:
25). Es deuten sich Chancen zur Verbesserung der individuellen Selbst-
verwirklichung und des brgerschaftlichem Engagements an. Dabei sind
AG Gerne Wohnen in Gttingen Grone
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die unterschiedlichen Ursachen des Wachstums freier Zeit zu betrachten,
die zurckzufhren sind auf
¥ die Zunahme der Lebenserwartung und damit den proportionalen sin-
kenden Anteil der Zeit im Erwerbsleben,
¥ den zunehmend frheren Ausstieg aus dem Erwerbsleben,
¥ ein Anwachsen des Urlaubs von 14 Tagen in den 50er Jahren auf durch-
schnittlich fast 40 Tage,
¥ betriebliche Arbeitszeitverkrzung und
¥ sinkende Kinderzahlen, da die durch Kinderbetreuung gebundene Zeit
zurckgeht (Wstenrot Stiftung, 2003: 84).
Fr die Nutzung dieser gewonnenen freien Zeit spielen das Ma§ der
Individualisierung und das Verhltnis zur Erwerbsarbeit eine zentrale Rolle.
ªAuf der einen Seite knnen wir eine nach wie vor hohe und ungebroche-
ne Erwerbsorientierung beobachten. Dies ist nicht verwunderlich, da (...)
das Interesse der Menschen darauf ausgerichtet ist, in erster Linie einen
Job zu haben, der die Existenz und das Einkommen sichert. (...) Auf der
anderen Seite gibt es jedoch tatschlich einen Wertewandel, der  zu einer
abnehmenden Erwerbszentrierung gefhrt hat. Damit ist gemeint, dass
auch andere Lebensbereiche wichtig geworden sind und dass nicht nur
die Erwerbsarbeit im Mittelpunkt des Lebens steht.Ò (Mutz, 2001: 81).
Die Hinwendung zu Ttigkeiten au§erhalb der Erwerbsarbeit wird erlu-
tert mit Begriffen wie Erziehungs-, Pflege-, Familien- und Brgerarbeit,
mit unternehmerischem Brgerengagement und Eigenarbeit. Die Perspek-
tiven der Arbeitsorganisation erffnen die Chance, den Blickwinkel auf
nicht erwerbsfrmige Ttigkeiten zu richten und sich von der Fixierung
auf die Erwerbsttigkeit zu lsen (vg. Beck, 2000: 49 f.).
Unternehmerisches Brgerengagement in der Form des Sponsoring oder
der karitativ motivierten finanziellen Untersttzung sozialer Einrichtun-
gen durch Spenden ist in der Vergangenheit in vielen gesellschaftlichen
Bereichen selbstverstndlich, beschrnkt sich aber auf das Geben. In der
Verschrnkung von anerkannter Nichterwerbsarbeit und Erwerbsarbeit
knnten Synergieeffekte zwischen den verschiedenen Lebens- und Ar-
beitsfeldern entstehen und diese fr Unternehmen und beteiligte Akteure
Nutzen bringen. Das Modell der Brgerarbeit wird von Ulrich Beck als
gesamtgesellschaftliche Alternative weiterentwickelt: ªBrgerarbeit ist
nicht zu verwechseln mit Zivildienst. Hier entstehen neue, attraktive Ar-
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beitspltze im Zwischenraum von Staat und privater Wirtschaft, die eine
experimentelle Kultur schaffen, schpferischen Ungehorsam ermglichen,
soziale Identitt stiften und die alltgliche Demokratie beleben,Ò Und mit
Blick auf die Ungleichheit der Entwicklung in den Stdten: ªBrgerarbeit
kann zum Beispiel dem Zerfall der Innenstdte und des ffentlichen Raums
entgegen wirken, Wege zum Energiesparen aufzeigen, eine Bastelkultur
technischer Innovationen ermutigen, Konflikte mit Fremden abbauen, kurz,
Unternehmergeist mit Gemeinwohlorientierung verbinden.Ò (Beck, 2000:
47)
Bürgerschaftliches Engagement
Die Notwendigkeit der Entwicklung eines zivilen Engagements ist einer-
seits unbestritten und andererseits ist die Erwerbsgesellschaft ohne Per-
spektive, wenn wirtschaftlicher Strukturwandel und/oder das Beibehal-
ten von Arbeitskrftereservoirs ohne Aussicht auf Erwerbsarbeit und ohne
eine Perspektive in das Nachwachsen in diese Erwerbsarbeitsgesellschaft
erfolgt. Eine neue Definition von gesellschaftlich notwendiger Arbeit kann
erweiterte Perspektiven anbieten, die ber das Bild des ªguten Erwerbs-
arbeitersÒ hinausreicht. Menschen, die sich ber die wirtschaftliche Sphre
hinaus engagieren und das nicht nur um der sozialen Integration willen.
Sei es Brgerarbeit, Ttigkeitsgesellschaft als zivile Arbeitsgesellschaft,
oder Eigenarbeit, es geht um die Entwicklung der Zivilgesellschaft.
Da es offensichtlich immer weniger wahrscheinlich ist, Vollbeschftigung
wiederherzustellen, sind Alternativen zur Arbeitsgesellschaft in Zukunft
weiter zu entwickeln. Ähnlich wie neue Technologien mit der Hoffnung
belegt werden, Potenziale fr Kooperation und Kommunikation freizuset-
zen, wird auch die Antwort auf das Ende der Erwerbsgesellschaft mit
einer Neudefinition der Nicht-Erwerbsarbeit verbunden. Die klassischen
Szenarien vom Recht auf Faulheit (Lafargue, 1891) oder das Manifest der
glcklichen Arbeitslosen (TAZ, 1998) knnen nur Randnotizen bleiben.
Ulrich Beck zitiert Ernst Bloch: ªWir sind nicht hier, um zu essen, sondern
um zu kochen.(...) Gespeist wird spter und zuletzt. Das Hier und Jetzt
des Menschen, ohne Tun, schmeckt ihm nicht; nicht zuletzt, weil es so
vortrefflich sein knnte und nicht ist.Ò (Bloch, 1969: 103) und fgt selbst
hinzu ªDer Gegensatz zur Arbeit ist nicht Mu§e, sondern freie, selbst-
bestimmte TtigkeitÒ (Beck, 2000: 51). ªDer rastlosen Geschftstchtig-
keit seiner Landsleute hielt Henry D. Thoreau, der Mitschpfer des
ªamerican dreamÒ schon vor 150 Jahren entgegen: ªEs gengt nicht flei-
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§ig zu sein; das sind ja auch die Ameisen; wozu seid ihr flei§ig?Ò Brger-
arbeit gewinnt Gestalt, wenn dieses Wozu ttig, selbstttig beantwortet
wird. (zit. nach Beck, 2000: 52).
Annahmen zu einer optimistischen Beurteilung der Chancen zur Entwick-
lung des brgerschaftlichen Engagements mssen sich der Frage stellen,
ob es gelingt, sich von der Fixierung auf Erwerbsarbeit zu lsen und den
Blickwinkel  auf nicht erwerbsfrmige Ttigkeiten zu erweitern, wenn schon
heute in vielen Bereichen wertschpfende Arbeit geleistet wird, die ge-
sellschaftlich notwendig und erwnscht ist, die aber aus der eingeschrnk-
ten Perspektive der Erwerbsgesellschaft nicht hinreichend gewrdigt wird:
Haus- und Erziehungsarbeit, private Eigenarbeit, Ehrenamt, Vereinsarbeit,
Nachbarschaftshilfe und ffentlich-gemeinntzige sowie politische Arbeit.
Die Inwertsetzung des brgerschaftlichen Engagements bleibt wirkungs-
los, wenn sie in zu engem Zusammenhang zur Armutsgesellschaft ge-
stellt wird (brgerschaftliches Engagement lediglich auf der Grundlage
ffentlich alimentierter Beschftigung - AB-Ma§nahmen etc.) und nicht
Gegenstand eines von allen Gruppen der Gesellschaft anerkanntes
Beschftigungsfeldes wird.
In den Stdten sind die Formen des brgerschaftlichen Engagements von
der Vereinsarbeit bis zur Politikausbung schon  heute vielfltig. In der
Stadterneuerung, beim Wohnen und Wohnumfeld sind Kommunikations-
formen weiter zu entwickeln, die eine dichte gesellschaftliche Interaktion
und das Aufbauen von Selbsthilfenetzwerken ermglichen. Ihr mglicher
Beitrag zur berwindung der tendenziellen Spaltung bzw. sozialrumlicher
Fragmentarisierung der Stdte zwischen Erhhung der Identifikation mit
und anhaltender Abgrenzung von der Stadtgesellschaft ist bisher wenig
untersucht — wenngleich von zentraler Bedeutung fr das Wohnen in den
Stdten.
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2.4 Wandel des Wohnens
Wenn die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen durch den Wandel der
Erwerbsarbeit zu Individualisierung begleitet von erhhten Mobilittsan-
forderungen geprgt werden, die demografischen Perspektiven in einem
regional differenzierten Wachsen und Schrumpfen und der Kontinuitt
von Zuwanderung liegen und damit die Notwendigkeit eines konstrukti-
ven Umgangs mit der sozialrumlichen Polarisierung steigt, stellt sich die
Frage nach der Bedeutung des Wohnens in den Stdten aus Sicht der
Bewohner und Bewohnerinnen. Was prgt das Wohnen und welche Aus-
wirkungen hat der gesellschaftliche Strukturwandel auf seine zuknftige
Ausgestaltung?
Wohnen ist sich einrichten
ªDas Wohnen ist etwas persnliches, was u. a. hei§t, dass man zuhause
im eigenen Wohn-Raum keine Maske aufzusetzen braucht; man kann
sich so geben, wie man im Schlaf oder eben bei sich selbst ist , - im
Franzsischen hei§t ªzuhauseÒ ªchez nousÒ, ªbei unsÒ. Die Wohnung ist
der eigene Bereich, der Ort wo man bei sich und man selbst ist, wo man
seine persnlichen Sachen aufbewahrt, gleichgltig ob man alleine lebt
oder die Wohnung mit anderen ªteiltÒ, ob sie einem gehrt, ob man zur
Miete oder zur Untermiete wohnt, - sogar in einem Hotel kann man ªwoh-
nenÒ, wenn auch eine blo§e bernachtung noch kein Wohnen ist. Auch
Nomaden wohnen. Selbst Obdachlose, die unter freiem Himmel schlafen,
Wohnwandel ?
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knnen irgendwo wohnen, unter einer Brcke, auf einer Parkbank.Ò
(Guzzoni, 1999: 20).
Wohnen hei§t sich einrichten. Wer wohnt, hat sich mit etwas umgeben, in
dem er zuhause ist. Wohnen hei§t aber auch, nicht mehr zu suchen, eine
Phase des Lebens an einem Ort zu verbringen, sesshaft zu sein. Wer sich
eingerichtet hat, der darf sich als Wohnender fhlen und nicht mehr als
ªWandernderÒ (vgl. Guzzoni, 1999). Aufgrund des Wandels der Lebens-
welten im gesellschaftlichen Wandel ist das Individuum niemals als Wur-
zeln schlagend zu bezeichnen. Der Wandel des Wohnens verweist auf
gesellschaftliche Vernderungen von Arbeitsteilung und Regulations-
formen, von Geschlechterverhltnissen und Wohnraumproduktion.
Wohnen ist aber auch mehr, als fr sich eine Entscheidung nach dem
Motto gefasst zu haben ªhier bin ich und hier bleibe ichÒ. Indem eine
Wohnortentscheidung getroffen ist, hat man sich auf konkrete Wechsel-
beziehungen zu anderen Lebenspartnern, gesellschaftlichen Gruppen und
Milieus eingelassen. Dabei ist das sich Einrichten nicht immer nur ein
vertrautes aufeinander einlassen, sondern in dem gleichen Ma§e auch
die Erfahrung und die Praxis vom Anderssein, von Distanz und Fremd-
heit. Soziale Stabilitt durch das Einlassen auf das ªWohnenÒ beinhaltet
immer auch Elemente der sozialen Schlie§ung (Bourdieu, 1953).
ªIm Wohnen entfalten sich die Bezge der einzelnen zueinander, mitein-
ander, gegeneinander. In unterschiedlichen Formen gemeinsamen Woh-
nens zeigen sich unterschiedliche Weisen verschiedener Gesellschaften,
mit den Verhltnissen von Privatheit und ffentlichkeit, Frsichsein und
Miteinandersein, Intimitt und Au§enbeziehung umzugehen.Ò (Guzzoni,
1999:36). Die Wohnung wird mit dem sich Einrichten zu einem Ort des
Privaten teilweise auch des halbffentlichen Raumes. Habermas hat schon
von der Schwelle zwischen privat und ffentlich geredet, die mitten durch
das Haus die Wohnung geht (Habermas, 1976: 63).
Mit dem wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandel geht der Wandel
des Verstndnisses der Einrichtung des Lebens des Einzelnen einher. Ge-
sellschaftliche Entfremdung und Ausgrenzung des Individuums fhren
zur Notwendigkeit einer strker individuellen Ortsbestimmung. Die Vor-
stellungen von einem ªgelungenen LebenÒ (Keupp, 2001: 265) haben
sich immer strker von normierten Standardisierungen gelst. Stellt sich
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die vermeintliche Sicherheit einer gegebenen Gesellschaftsstruktur auf-
grund des gesellschaftlichen Wandels in Frage, wird versucht gewohnte
Muster zwanghaft aufrechtzuerhalten. Festhalten an tradierter Familien-
politik, Fundamentalismus und Gewalt sind Reaktionen auf Wandel.
In einer Gesellschaft mit hohen Anforderungen an Mobilitt und einem
Rckgang von geschlossenen Systemen vom Arbeitsplatz bis zur Familie
zu offenen sozialen und gesellschaftlichen Strukturen hat das Individuum
sich neu zu positionieren. In den Mittelpunkt der Anforderungen an ein
gelingendes Leben tritt die Fhigkeit zur Selbstorganisation, zur Selbst-
schpfung des Lebenssinns. Zweifel an der Chance zur Selbstschpfung
des Lebenssinns sind allerdings angebracht, wenn mit Individualisierung
Atomisierung und Haltlosigkeit verbunden wird. ªDiese Pluralisierung mag
zunchst nur als Chance, weniger als Risiko erscheinen, als Chance, mg-
lichst viel von alledem zu bekommen oder sein zu knnen, was man ha-
ben oder sein mchte. Das ist schon etwas anderes, als das Modell der
Eltern fortleben zu mssen. Freilich besteht das Risiko einer Identitt, die
nicht mehr in dem Ma§e von au§en definiert wird, nicht mehr sozial er-
erbt und von Milieu vorgegeben ist, darin, dass der individuell zusammen-
gebastelte Lebensentwurf, das ganz persnliche ‘sowohl-als-auch« eine
noch nicht erprobte Nullserie ist. Anders als bei tradierten Modellen mit
hinlnglicher Passfhigkeit in die tradierte Gesellschaft, ist es hier sowohl
fraglich, ob es funktioniert, (...) und ob man damit noch die ntige Aner-
kennung und Integration findet.Ò (Keupp, 2001: 269).
Als Element der Herauslsung aus traditionellen Gesellschaftsstrukturen
sind Prozesse der Individualisierung als Gegenstand der gesellschaftli-
chen Emanzipation schon bekannt, ob in der Freisetzung der Bauern aus
feudalen Abhngigkeiten oder auch dem individuellen Verkauf der Ar-
beitskraft in der Fabrikgesellschaft (vgl. Habermann u.a., 1979). Die Chan-
cen der Individualisierung sind in engem Zusammenhang zur Mglichkeit
der Restrukturierung sozialer Beziehungen zu stellen, auch wenn soziale
Konstellationen  zwischen Einkommensarmut und wirtschaftlichem Wohl-
stand und geschlechtsspezifische Ungleichheiten auf eine Ungleichzeitigkeit
in der Ausgangssituation verweisen (vgl. Bon§, 2001: 358; vgl. Giddens,
1999: 50).
Wenn also Pluralitt und Fragmentarisierung prgende Elemente ganz
besonders der stdtischen Lebenswelten werden, bildet die individuelle
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Identittsbildung die Grundlage des Weges zu einem ªgelungenen Le-
benÒ. Die Schritte zur Selbstorganisation erhalten ihre Handlungsfhig-
keit nur auf der Grundlage von gesellschaftlichen Chancen zur Anerken-
nung und Integration. Auf diesem Wege ist das Wohnen eine der Aus-
drucksformen von Identitt und Sesshaftwerden in den gesellschaftli-
chen Kontexten, in die das Individuum eingebunden ist.
Individualisierung und Nachbarschaften
Aufgrund des gesellschaftlichen Wandels der Arbeit und des Bedeutungs-
wandels von Arbeitskraft und Arbeitszeit wird die Funktion der Reproduk-
tion im Wohnen umfangreicher. Die Aufgabe der Selbstwertfindung wird
immer strker in die eigenen vier Wnde verlagert (Telearbeit, Fortbil-
dung in nchtlicher Computerfortbildung etc.). Mit zunehmender Indivi-
dualisierung ist eine Gleichzeitigkeit von hoher Kommunikationsdichte
und erheblicher Kontaktlosigkeit eng verbunden. Einerseits wird es not-
wendig, selbstndig gesellschaftliche Bezge aufrechtzuerhalten, die in
traditionellen Familienstrukturen eher selbstverstndlich gegeben waren,
andererseits fhrt die Intensitt der Arbeitswelten und die Vielfalt des
stdtischen Lebens zu immer strkeren Rckzugstendenzen. Die Woh-
nung wird zur ÒInselÓ. Kriterium fr Wohnzufriedenheit wird in besonde-
rem Ma§e die Abgeschiedenheit, Sicherheit und Reizarmut. Soziale Nach-
barschaft und Kontakte werden nicht nur als Erhhung der Lebensquali-
tt begriffen, sondern werden oftmals als zustzliche Anforderung be-
trachtet.
Die mit der Notwendigkeit zur Selbstorganisation verbundene Bedeutung
von Anerkennung und Integration enthlt ein Element zur Homogenisie-
rung, wie sie in einer nachbarschaftlichen Orientierung einzelner Lebensstil-
gruppen schon heute zu finden ist. Die neuen Nachbarschaften sind also
nicht mehr zufllig, sondern selbst gewhlt und basieren auf einer star-
ken sozialen Homogenitt.
Wenn die Tragfhigkeit der Familie nachlsst, suchen insbesondere ltere
Menschen fr ihre soziale Versorgung soziale Kontakte, Hilfeleistungen
und Kommunikationsmglichkeiten beim Wohnen - gemeinschaftliche Kon-
takte und Dienste brauchen ihren Raum in Wohnung und Wohnumfeld.
Mit fortschreitendem Alter bestimmt die Wohnung immer strker die Vor-
aussetzungen fr eine selbstndige Lebensfhrung - infolgedessen sind
Wohnungsausstattung und Wohnumfeld fr ltere Menschen von sehr
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viel hherer Bedeutung als fr Jngere. Neben dem Vorhandensein von
sozialer und sonstiger Infrastruktur wird je nach sozialer Prgung die
Einbindung in Nachbarschaften eine der wichtigen Voraussetzungen fr
Selbstndigkeit und Lebensqualitt im Alter. Die Mglichkeit einer Òsozia-
len KontrolleÓ in der Nachbarschaft erhht die Sicherheit des Wohnens.
Voraussetzung ist berschaubarkeit und das Zulassen von Beobachtung
durch die Nachbarschaft. Was sind die vermeintlichen und tatschlichen
Wohnbedrfnisse?
Wohnwünsche, Lebenswelten und Milieus
Bedrfnisse lassen sich in Grundbedrfnisse (Schutz vor Hitze oder Kl-
te), einem Raum fr die psychische und die physische Reproduktion, ge-
hobene Bedrfnisse (Sicherheit und Zugehrigkeit) und hhere Bedrf-
nisse nach Selbstentfaltung und Achtung unterteilen (vgl. Lederer/Macken-
sen, 1975). Damit verbindet sich in der wissenschaftlichen Bedrfnis-
forschung die Vorstellung, dass eine Bedrfnishierarchie entsteht, die eine
Verlagerung von Ansprchen auf die jeweilig nchst hhere Stufe mit
sich bringt. Fr das Wohnen entwickelt das Individuum auf der Grundlage
der nach sozialer Lage erfahrenen Wohnstandards differenzierte Wohn-
bedrfnisse. Bedrfnisse sind allerdings in erster Linie geprgt durch das,
was die Einzelnen bereits kannten und was sie sich leisten knnen.
Die Standortwahl fr das Wohnen wird im wesentlichen bestimmt durch
Kostenfaktoren, Ausstattungsstandards (Wohnung, Gebude, Stadtteil,
Erreichbarkeit) sowie Attraktivitt und Image des Standortes — die Adresse.
Die Prioritt der einzelnen Faktoren steht unmittelbar im Zusammenhang
mit der Stellung im Lebenszyklus und der individuellen Positionierung in
Lebenswelten und Milieus.
Der Wandel dieser Milieus erfhrt eine sich im Lebenswandel deutlich
strker differenzierende Nachfrage nach Wohnformen. Die Ursachen da-
fr liegen
¥ in demografischen Faktoren wie einer zunehmenden Alterung der Ge-
sellschaft,
¥ dem sozio-konomischen Wandel zu neuen Haushaltstypen,
¥ vernderten Formen des Zusammenlebens und
¥ einer vernderten Einstellung zu Erwerbsarbeit, Erziehungsarbeit etc.
(s. Ziff. 2.1)
52
Im gesellschaftlichen Wandel haben traditionelle Lebensmuster wie die
ÒNormalfamilieÓ (allein verdienender Vater, Hausfrau und Mutter, zwei oder
drei Kinder) erheblich an Bedeutung verloren. Nach Mikrozensus 1999
entsprechen nur noch 11% aller Haushalte dem Typus der Standard-
familie mit zwei Kindern unter 18 Jahren, auf den beispielsweise die Wer-
bung heute immer noch abstellt.
Darber hinaus erhlt die Stellung im Lebenszyklus eine zunehmende
Bedeutung. Lebensabschnitte oder Lebensmuster bedingen jeweils selb-
stndige Teilmrkte auf dem Wohnungsmarkt. Die Wohnentscheidung wird
immer strker von unterschiedlichen Lebensabschnitten und der Stellung
im Berufsleben geprgt. Die Merkmale sind z. B.
¥ das Ausbildungswohnen,
¥ das Wohnen in der Haushaltsgrndungsphase,
¥ das Familienwohnen in der beginnenden und anschlie§end der aktiven
Familienphase,
¥ das Wohnen in der nachelterlichen ÒKonsolidierungsphaseÓ mit Haus-
haltskontraktion,
¥ das Wohnen im Alter.
Zur weiteren Differenzierung zuknftiger Wohnungsnachfrage haben
Schneider/Spellerberg versucht ber die Herausarbeitung von Lebenssti-
len einen Blick auf zuknftige Wohnprofile  zu gewinnen. Auch wenn
Lebenswelten und Milieus nicht jenseits von konomischen Zwngen und
sozialen Lagen zu entwickeln sind, haben sie ein Milieumuster entwickelt,
dass fr die Beurteilung der Zukunft des Wohnens Anregungen gibt. Sie
gehen davon aus, dass typische Muster von Verhaltensweisen im Rah-
Struktur der Haushalte - Mikrozensus 1999
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men bestimmter Lebenslagen, Lebensplne und Werthaltungen zu be-
schreiben sind: ªLebensstile werden durch u§ere identifizierbare Zei-
chen zum Ausdruck gebracht, z.B. die Kleidung beim abendlichen
Gaststttenbesuch, sei es der gedeckte Anzug oder der Jogginganzug.
Die Kombination verschiedener Zeichen aus unterschiedlichen Bereichen
(Krpersprache, Kleidung, Essverhalten, Musikvorlieben, Hobbys etc.)
verdichtet sich zu einem Stil.  Indem jemand einen Stil ausbildet, werden
die Wahlmglichkeiten begrenzt und Routinen und Gewohnheiten ausge-
bildet, die fr die Identittsbildung und -sicherung von wesentlicher Be-
deutung sind. Indem typische Muster und Profile des Verhaltens identifi-
ziert werden, werden weiterhin soziale Mitgliedschaft und Zugehrigkeit
ausgedrckt. Der Lebensstil wird damit zum Mittel der Kommunikation —
ich sende und empfange Botschaften ber diese Zeichen. Gemeinsame
Werthaltung und Verhaltensweisen sind wiederum eine wichtige Basis fr
die Wahl von Partnern und Freunden. Nicht zuletzt werden mit Lebenssti-
len soziale Grenzen markiertÒ (Spellerberg, 2001: 278). Aus diesen An-
nahmen heraus werden Lebensstilgruppen herausgearbeitet, die eine auf
Lebensabschnitte bezogene Abgrenzung vornehmen und jeweiligen Alters-
schichtungen zugeordnet werden:
¥ Hedonistische auf Freizeit Orientierte (Durchschnittsalter 30)
¥ An Arbeit und auf Erlebnisse Orientierte, vielseitig Aktive (Durchschnitts-
alter 33)
¥ Expressiv Vielseitige (Durchschnittsalter 37)
¥ Sachlich Pragmatische auf Qualitt Wert Legende (Durchschnittsalter
44)
¥ Einfach Lebende, an Arbeit orientierte Husliche (Durchschnittsalter
45)
¥ Kulturell Interessierte, Arbeits- und auf Familien Orientierte (Durch-
schnittsalter 45)
¥ Sachlich pragmatisch Unauffllige (Durchschnittsalter 45)
¥ Auf Sicherheit Orientierte, sozial Eingebundene mit Vorlieben fr volks-
tmliche Kultur/Mode (Durchschnittsalter 51)
¥ Husliche mit Interesse fr leichte Unterhaltung/Mode (Durchschnitts-
alter 54)
¥ hochkulturell Interessierte, sozial und beruflich Engagierte (Durch-
schnittsalter 55)
¥ Traditionelle zurckgezogen Lebende (Durchschnittsalter 62)
¥ Traditionelle kulturell Interessierte, auf Familien Orientierte (Durch-
schnittsalter 63) (vgl. Schneider/Spellerberg, 1999).
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Lebenswelten, Milieus und ihre Definition knnen allerdings nicht nur zur
Identifizierung von Wohnwnschen herangezogen werden, sondern tra-
gen auch zur Beurteilung der Integrationsfhigkeit einer Gesellschaft bei,
da ihre konkrete Ausformung in der Herausbildung von Lebensstilgruppen
auch Elemente der sozialen Schlie§ung (Bourdieu, 1987) deutlich her-
ausstellt. Damit wird diese Form differenzierter sozialer Milieustudien ein
Abbild nicht nur der sozialen Lage der Bevlkerung, sondern gleichsam
auch ein Abbild von Bewusstsein und Lebensweisen. Als dieses lsst sie
aber auch nur eine eingeschrnkte bertragung auf das Wohnen und
seinen Wandel zu, da Momentaufnahmen immer Gefahr laufen, gegen-
wrtigen Moden zu unterliegen, die fr ein Trendprognose fr das Woh-
nen in der Stadt nur bedingt aussagekrftig sein knnen.
Die Aufnahme der Bedrfnisstruktur, wie sie in der differenzierten Be-
trachtung von Lebenswelten und Milieus zum Ausdruck kommt, muss
darber hinaus in bereinstimmung zu den Widersprchen der wirtschaft-
lichen und soziokulturellen Entwicklung der Stdte und Stadtregionen
einerseits, und zu den historischen Vorgaben einer gewachsenen und ge-
bauten Stadt mit ihrem Wohnungsmarkt und Wohnungsangebot gestellt
werden. ªJa, das mchste: Eine Villa im Grnen mit gro§er Terrasse, vorn
die Ostsee, hinten die Friedrichstra§e; mit schner Aussicht, lndlich
mondn, vom Badezimmer ist die Zugspitze zu sehen — aber abends zum
Kino hast du‘s nicht weit.Ò (Tucholsky, 1960: 269) beschreibt Kurt Tu-
cholsky die Unvereinbarkeit von Wohnwunsch und Wohnwirklichkeit .
Die materiell-physischen Rahmenbedingungen fr die Realisierung der
sich wandelnden Formen des Wohnens der unterschiedlichen Lebenswelten
und Milieus sind mit dem vorhandenen Wohnungsbestand und seinen
gesellschaftlich bedingten historischen Gestehungsbedingungen bereits
weit gehend vorhanden. Es stellt sich fr die Zukunft die Frage, ob sie
auch entsprechend anpassungsfhig sind?
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3. Entwicklungstrends des Städtischen
Wenn die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und die vermeintlichen
Wohnwnsche des Individuums tendenziell eine Abkehr von Zentralitt
und Auflsung von urbaner stdtischer Kontinuitt suggerieren, so stellt
sich die Frage nach der Definition des Stdtischen immer wieder neu. Es
ist der Frage nachzugehen, was  eine Stadt ausmacht, die nicht nur als
historisch vorgegebene materiell-physische Grundlage betrachtet, son-
dern als bewusster Lebensmittelpunkt mit seinen Ambivalenzen ausge-
whlt wird. Eine Stadt, die mehr ist als ein erzwungener Wohnstandort,
als ein Ort der Behausung. Kann die historische Produktivitt des Gesell-
schaftsraumes Stadt aufrecht erhalten und eine Identifikation von
Stadtbewohnerinnen und -bewohnern mit ihrer Stadt, ihrem gesellschaft-
lichen Interaktionsraum erreicht werden?
Tokio shinyuku station ¥ Tokio sundown; Abbildung 9
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3.1 Die Produktivität der Stadt
Ökonomische Produktivität
Die Industrialisierung hat mit ihrer Arbeitsteilung und Konzentration das
Bild der modernen Gro§stadt entwickelt. Die Arbeit wurde aus den Haus-
halten herausgelst und in funktional selbstndigen Einheiten zusam-
mengefasst. Die Trennung von Wohnen und Arbeiten ist einer der Folgen
dieses Konzentrationsprozesses. In der Konzentration von Produktion und
Arbeit liegt aber auch eine der Triebkrfte der Stadtentwicklung. Der mit
den Stdten entwickelte  gesellschaftliche Raum entwickelt seine Grund-
lage in erster Linie in der konomischen Produktivitt der Stadt. Georg
Simmel hat die spezifische Produktivitt der Gro§stadt in seinem Essay
ªDie Gross-Stdte und das GeisteslebenÒ mit den Charakteristika Gr§e,
Dichte und Heterogenitt bezeichnet (Simmel, 1993).
Durch den Wandel der Erwerbsarbeit ergeben sich neue Anforderungen
an die stdtischen Arbeitsmrkte. Wenn mit der Suburbanisierung der
Bevlkerung nicht selten auch die Suburbanisierung von Arbeit verbun-
den ist (Lpple, 2000 a: 48f.) und damit ein relativer Bedeutungsverlust
der Stdte eintritt, so hat dies nicht einen permanenten Prozess der Aus-
zehrung der Stdte zur Folge. Immer noch sind die Kernstdte in den
Ballungsrumen das gr§te Arbeitsplatzzentrum. Es kann von einer
ªGleichzeitigkeitÒ von traditioneller und Aufbau neuer Zentralitt  gespro-
chen werden (Hu§ermann, 2002: 21; Lpple, 2000 b: 195).
Die traditionelle Zentralitt drckt sich aus in einer gewissen Persistenz
der alten Strukturen, die sich in dem Beharren auf den zentralen Konzern-
sitz, die Kosten-Nutzen-Analyse von Produktionsverlagerungen und die
Reprsentativitt von Gebuden und Anlagen bezieht. Ergnzt wird die
traditionelle Zentralitt durch das Zusammenspiel von neuen Dienst-
leistungs- und Produktionsstrukturen. Im Zuge der Herausbildung des
ªQuartren SektorsÒ (s. Ziff. 2) bilden sich neue Dienstleistungskomplexe
in der Stadt heraus, die ebenfalls berwiegend zentrale Standorte beset-
zen. Auch wenn durch die modernen Kommunikationstechniken Standor-
te in der ganzen Welt vernetzt werden, so bleiben die Metropolen die
Netzknoten dieses Kommunikationssystems. Hartmut Hu§ermann fasst
zusammen: ªDie Konstruktion von neuen Finanzierungsmodellen, die
Verschmelzung von Unternehmen, der Handel mit Wertpapieren, die Pro-
duktion von Dienstleistungen — das sind strategische Kompetenzen, die
innerhalb der gro§en Stdte realisiert werden. Diese Dienstleistungskom-
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plexe sind stark verflochten, bilden aber eine Insel in der Stadt — eine
konomie der Stadt.Ò (Hu§ermann, 2002: 22).
Hinzu kommt die spezifische ªProduktivitt der StadtkonomieÒ, die in
den Begriffen Fhlungsvorteile und Netzwerke wieder zu finden ist. Sie
drckt sich aus in einem Kommunikationsnetz und rumlichen Angebo-
ten fr Starterbetriebe, Unternehmensgrndungen ebenso wie in der
Konzentration der Beratungskompetenz und der Nhe der dazugehrigen
Dienstleistungen. Kooperationsstruktur und Arbeitsteilung sind Gegen-
stand der neuen  lokalen konomie. Die lokale urbane konomie ent-
spricht im hohem Ma§e den neuen Anforderungen der Erwerbsgesellschaft
der hochindustrialisierten Gesellschaften. Das Qualifikationspotenzial des
ªneuenÒ Menschen des Andre Gorz (s. Ziff. 2) spitzt Hartmut Hu§ermann
auf den ªneuenÒ Stdter zu: ªIn den Gro§stdten sind wechselnde Exi-
stenzen mglich, es gibt keine durch soziale Herkunft oder Normenvor-
schriften festgelegten Lebensweisen und Karrieren. In den Informations-
netzen werden die Kooperanten und Arbeitspltze gefunden, die sich auf-
grund ihrer gleichen Lebensstile in den gleichen Milieus bewegen. Anre-
gungen, neue Ideen und Produktionsinnovationen entstehen so eher bei-
lufig als Nebenprodukte von kulturellen und gesellschaftlichen Aktivit-
ten.Ò (Hu§ermann, 2002: 22). Wenn auch diese Beschreibung des ªfrei-
en UrbanitenÒ das wenig realistische Abbild einer stdtische Lebensweise
ohne materielle Bindungen liefert, so bleibt als neue Grundlage der std-
tischen Produktivitt erhalten, dass auch wenn die klassischen Kategori-
en von Zentralitt, von Zentrum und Peripherie an Bedeutung verlieren,
lokale konomie immer noch ein hohes Ma§ an Zentralitt beinhaltet, die
auf der Grundlage von Arbeitsteilung und Verflechtung die Bausteine ei-
ner urbanen stdtischen konomie darstellen.
Soziale Interaktion und  Produktivität
Urbanitt ist stdtische Lebensweise. Georg Simmel hat in seiner Gro§-
stadtsoziologie die spezifischen Qualitten des Stdters mit Intellektualitt,
Blasiertheit und Reserviertheit beschrieben (vgl. Simmel: 1993). Diese
Haltung wird als Reaktion auf die Gr§e und Dichte der Stdte und die
durch die Dominanz der Geldwirtschaft bedingte Rationalitt hervorgeru-
fen. ªDie Stadt als Ort der Heterogenitt, Gr§e und Dichte, hoch spezia-
lisierter Arbeitsteilung und Fremdheit treibt zum einen die
Individualisierung voran, positiv, indem eine differenzierte Arbeitsteilung
und hoch differenzierte  Marktangebote den Individuen sehr unterschied-
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liche berufliche und Konsummglichkeiten, also individualisierte  Lebens-
weisen erffnen, negativ, indem sie den einzelnen aus Traditionen her-
auslsen.Ò (Siebel, 2000: 270). Die Stadt der Gr§e und Dichte, der Fremd-
heit und Arbeitsteilung wird so zur Grundlage der besonderen soziokul-
turellen Produktivitt der urbanen Lebensweise.
Dabei hat die erreichte Produktivitt  und Dichte der Stadt mit ihrer He-
terogenitt und der mit ihr erzeugten Fremdheit heute eine uneinge-
schrnkt positive Wahrnehmung der Vielfalt in weiten Teilen verloren.
Soziale, funktionale und rumlich sthetische Qualitten verlieren in rum-
lich funktionaler Fragmentierung und sozialer Abgrenzung, funktionaler
Auflsung und abnehmender Zentralitt aber auch rumlich sthetischer
Egalitt ihre Besonderheit. Fhren diese Trends zum Verlust von Urbani-
tt?
ªDie Produktivitt der Stadt in kulturellem und konomischen Sinn resul-
tiert aus Arbeitsteilung, Spezialisierung und Kooperation. Zumindest kul-
turell bleibt dieser Differenzierungsprozess ein Privileg der Stadt. Dem
steht das Bedrfnis nach berschaubarkeit, ganzheitlichen Lebensvoll-
zgen entgegen. Die Forderung nach Entdifferenzierung und Heimelig-
keit darf aber nicht zu Lasten des innovativen Potentials der Stadt insge-
samt gehen. Die positiven Momente einer stdtischen Lebenskultur ge-
hen immer dann verloren, wenn eine Seite ihrer Ambivalenz verabsolu-
tiert wird, wenn die Dialektik von Heimat und Anonymitt, von Aneig-
nung und Entlastung negiert oder aufgehoben wird (...). Stadtkultur hei§t
vor allem, Ambivalenzen zu ermglichen und Widersprche, wo sie nicht
aufgehoben werden auszuhalten.Ò (Hu§ermann/Siebel, 1987: 249). Diese
Antwort ist immer dann unbefriedigend, wenn sich die sozialrumliche
Polarisierung in den Stdten so sehr verstrkt, dass dadurch ggf. die
gesellschaftliche, soziale und kulturelle Produktivitt von Stadt in Frage
gestellt wird.
Das Bild der Stadt spiegelt mgliche Folgen von Heterogenitt wider als
Orte der nicht ausschlie§lich  positiven Chancen von Individualisierung
sondern als Orte der Vereinsamung, des Verfalls sozialer Bindungen und
der Ungleichheit. Sie werden dokumentiert werden durch das enge Ne-
beneinander von Einkommensarmut und Wohlstand. Diese Nhe fhrt
auch immer wieder zur Abwendung aus stdtischen Lebenszusammen-
hngen. In den Motiven der Stadtumlandwanderung werden die Grenzen
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der positiven Wahrnehmung der Stadt als Kristallisationspunkt von sozial-
rumlicher  Polarisierung, ethnischer Segregation  und sozialen Dispari-
tten erkennbar. Whrend die Kernstdte als kulturelle Zentren weiterhin
Attraktivitt und Beliebtheit aufweisen, werden Unzufriedenheit mit dem
Wohnumfeld, soziale Disparitten und Wohnwnsche (ªdas freistehende
EinfamilienhausÒ) als Wanderungsgrnde herangezogen. Dabei ist nicht
unerheblich, dass Umzge im Stadtgebiet zwischen den einzelnen
fragmentarisierten Stadtteilen ebenfalls eine polarisierende Tendenz mit
einer genauen Unterscheidung zwischen Stadtteilen der unterschiedli-
chen sozialen Lebenswelten und Milieus und Einkommensgruppen auf-
weisen. Die Minimaldefinition des Stdtischen knnte lauten: ªUrbanitt
ist geregelte soziale Gleichgltigkeit zwischen einander Fremden auf der
Basis einer gesicherten systemischen Integration durch den ArbeitsmarktÒ.
(Hu§ermann, 1995). Und doch ist es gerade die Heterogenitt, die die
gesellschaftlichen Identifikation mit Stadtteilen mittels Beurteilung von
unterschiedlichen soziokulturellen Lebenszusammenhngen und die dar-
auf basierende Wohnstandortwahl in stdtischen Zusammenhngen ent-
scheidend prgt. Die freiwillige stdtische Wohnstandortwahl lebt von der
Qualitt der entwickelten soziokulturellen Lebenswelten und Milieus — von
der ªrichtigenÒ Mischung — in den Stadtteilen.
Kulturelle Produktivität der Stadt - Erlebniswelten
Sozialrumliche Selektivitt und Fragmentierung findet seine Entspre-
chung in anderen Formen urbaner Lebenswelten, wie der Organisation
der Konsumwelten einer Stadt wie auch der soziokulturellen Differenzie-
rung. Und doch gibt es eine Kontinuitt von Urbanitt, wenn heute Stdte
zunehmend als Kristallisationspunkt von urbaner Atmosphre und Le-
bensweise angesehen werden. Whrend die Kernstdte als Lebensraum
von Haushalten, denen eine Wohnortsuche nicht durch das Wohnungsan-
gebot erzwungen wird, an Bedeutung verlieren, steigt gleicherma§en ihre
Bedeutung in der soziokulturellen Benutzung:
ªDie aus den frhen neunziger Jahren bekannte Klage ber die Auflsung
der Stdte scheint verstummt, an ihre Stelle ist die vitale Feier einer
urbanen Kultur der Differenz getreten. Die Verstetigung der damals noch
als bedrohlich wahrgenommenen Suburbanisierungen hat die Stadt nicht
aus dem Zentrum des Diskurses verdrngt. Und auch die nchste Welle
der Auflsungsphantasien in Gestalt von Internet und Cyberspace ging
an den Realitten vorbei: Der Boom von Cafes und Restaurants in den
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letzten Jahren zeigt, dass virtuelle Kommunikation nicht die inter-
personellen Netzwerke und Kontakte im ffentlichen Raum ersetzt. Wenn
Stdte heute jedoch vor allem als kulturelle Phnomene verhandelt wer-
den (...), so zeigt das einen Wandel in unserem Verstndnis von Stadt
an: Sie erscheint nicht mehr in erster Linie als Raum der Produktion, des
Verkehrs oder der Verwaltung, sondern wird um des Erlebnisses willen
aufgesucht.Ò (Bittner, 2001: 15).
Gesellschaftliche Differenzierung als Folge von Fremdheit ist Gegenstand
der Entwicklung der Erlebniswelten, ebenso wie Stadtstruktur und Woh-
nen von Fragmentierung und Ausgrenzung geprgt werden. Um so mehr
die Kernstdte und Teile der Stadt nur noch aus besonderen Anlssen
heraus aufgesucht werden, um so mehr wirkt die Stadt und ihre Gesamt-
heit als Fremdes, um so mehr mchte der Aufsuchende sein Erlebnis
geschtzt und ohne Anfeindungen oder Belstigungen erleben drfen.
ªSo suchen viele Menschen die Kernstadt nur noch als Verbraucher oder
Urlauber auf. Unter dem ªtouristischen BlickÒ und durch eine auf Erlebnis
und Entspannung ausgerichtete Konsumpraxis verwandeln sich die Zen-
tren in Kulissenlandschaften, in denen soziale Heterogenitt eher als irri-
tierend und strend empfunden wird. Die kommunalen Behrden versu-
chen den Besuchern urbane Erfahrung in einer risikolosen Form anzubie-
ten, die zwar das Bedrfnis nach Erlebnis und Kommunikation befriedigt,
aber unter vllig kontrollierten Bedingungen stattfindet. Die Aufwertung
der Kernstadt und die Konzentration auf die Konsumfhigen sind mit ent-
sprechenden Selektionsmechanismen verknpft.Ò (Ronneberger, 2001:
95).
Damit wird die Fremdheit von Stadt und das Element von Ausgrenzung,
das sich ber die sozialrumliche Polarisierung vermittelt, auch in der
Erlebniswelt Stadt zum prgenden Element. Ausgrenzung von Bevlke-
rungsgruppen aus Stadtrumen, in denen sie nicht prsent sein drfen,
hat in der Diskussion um die sichere Stadt Konjunktur und doch sind sie
nur eine Facette derselben Medaille.
Produktivität der Ambivalenz
Wenn also Polarisierung und Abgrenzung als Symbole stdtischer Lebens-
weisen eine Seite der Urbanitt - der stdtischen Lebensweise - ausdrk-
ken, so bleiben Dichte, Produktivitt und sozial-kulturelle Entwicklungs-
fhigkeit weiterhin prgende Ausdrucksformen stdtischer Lebenswelten.
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Diese enthalten und entwickeln die gesellschaftliche Produktivitt der Stadt.
In diesem Sinne ist Stadt nicht austauschbar durch Cyberwelten oder
geschlossene Nachbarschaften sondern ist als fragmentarisiertes Gebil-
de, das immer weniger zu einer Patchwork - Decke zusammengenht
werden kann, in der Form partieller berdeckung unterschiedlicher ge-
sellschaftlicher Ausdrucksformen zentraler Bestandteil und Kristallisati-
onspunkt gesellschaftlicher Entwicklung.
Wenn heute die kulturelle Vielfalt oder nachhaltige Siedlungsentwicklung
als Leitbild fr die Entwicklung von Stdten und Regionen Gltigkeit be-
halten sollen, so gibt es keine Alternative zu der Aufgabe, die Krise der
Stdte in den Stdten selbst zu lsen und nicht durch Auflsung und
Stadtflucht zu beantworten. Wenn auch das erreichte Ausma§ der Stadt-
umlandwanderung eine konstruktive Auseinandersetzung mit den in der
so genannten Zwischenstadt (Sieverts, 1997) entwickelten Siedlungs-
zusammenhngen erfordert (s. Ziff. 3.2), so bleibt die Auseinanderset-
zung mit den Kernstdten und damit dem Wohnen in diesen Stdten eine
der zentralen  Herausforderungen fr die Stadtentwicklungspolitik. Die
Strke einer Stadt misst sich an der Bindung der Stadtbewohnerinnen
und Stadtbewohner.
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3.2 Dispersion der Siedlungsstruktur
Auch wenn alle Prognosen zur zuknftigen Wohnungsnachfrage von einer
stagnierenden bis rcklufigen Bevlkerungszahl ausgehen, wird aufgrund
fortschreitender Singularisierung eine berproportionale Zunahme von
Haushaltszahlen angenommen. Wenn darber hinaus die Wohnflchen-
inanspruchnahme pro Person steigt und der prgnante Wohnwunsch zum
Wohnen am Stadtrand erhalten bleibt, wird anhaltender  Wohnungsneu—
baubedarf und damit kontinuierliche Wohnbauttigkeit  auch bei stagnie-
renden oder sinkenden Bevlkerungszahlen angenommen. Der wirtschaft-
liche  und demografische Wandels fhrt allerdings schon heute zu Regio-
nen mit starken Bevlkerungsverlusten und rcklufigen Wohnungs-
mrkten, wie andererseits in den Metropolregionen Bevlkerungsgewinne
und angespannte Wohnungsmrkte zu beobachten sind. Da in allen Re-
gionen die rumliche Dispersion der Siedlungsentwicklung anhlt, ist es
Pierre Cordier - Topogramm de une grande ville; Abbildung 10
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ganz besonders notwendig ber die Zukunft der Siedlungsstruktur mit
ihren Kernstdten und damit des Wohnens in den Stdten zu diskutieren.
Suburbanisierung
Kennzeichen der westdeutschen Gro§stdte zum beginnenden 21. Jahr-
hundert ist eine anhaltende Stadtumlandwanderung, zu der neben der
Entvlkerung der Kernstdte und dem Verlust der Steuereinnahmen eine
soziale Dimension tritt, da die in der Stadt verbleibenden Haushalte in
der Regel ein geringeres Durchschnittseinkommen aufweisen. In den letz-
ten 20 Jahren sind z.B. in der Region Hannover im Durchschnitt jhrlich
fast 9.880 Einwohner aus Hannover ins Umland gewandert und 7.798
von dort in die Kernstadt eingezogen. Das entspricht einem jhrlichen
Wanderungsverlust von ca. 2.000 Einwohnern (Hannover, 2002 b: 11).
Die Wanderungen werden durch unterschiedliche Lebensphasen geprgt.
Whrend die Ausbildungswanderung der 18 - 24jhrigen den Zuzug do-
miniert, werden in der Haushaltsgrndungsphase — der beginnenden
Familienphase — die gr§ten Wanderungsverluste konstatiert. Mit dem
Ausscheiden aus dem Berufsleben ist wieder eine Rckwanderung in die
Kernstadt zu beobachten (vgl. Kramer, 1998). Resultat der Umlandwan-
derungen ist eine hohe Zahl an Einpendlern, da die Kernstadt ihre Arbeits-
platzdominanz erhlt. Jeden Tag pendeln ca. 165.000 Erwerbsttige aus
den Umlandgemeinden nach Hannover ein (Stadt Hannover, 2001). Ur-
sachen der Stadtumlandwanderungen sind u.a. in einem engen Wechsel-
verhltnis zwischen Bodenpreisentwicklung und der Wohnwunschent-
scheidung von Haushalten zu suchen. Die flchenhafte Ausdehnung von
Einfamilienhausgebieten folgt der Bodenpreisdynamik, die in den Regio-
nen zur weiteren Besiedlung von Achsenzwischenrumen und des immer
weiter entfernten Umlands aufgrund einer differenzierten Beurteilung von
Zeit und Pendeldistanzen fhrt (Habermann-Nie§e/Klehn, 2001: 46).
Der Bevlkerungswanderung folgt die Verlagerung von Arbeitspltzen .
In Analysen zur der Dispersion der Siedlungsflche wird konstatiert, dass
sich au§erhalb der Kernstdte sogar eine dynamischere Wirtschaftsstruktur
herausbildet (Lpple, 2000a: 48f). Die Auswirkungen sich verndernder
Wirtschafts- und Produktionsweisen, von Arbeitsformen und Standort-
entscheidungen, der Entwicklung von Lebenswelten und Milieus finden
sich im Suburbanisierungsprozess wieder. Der Umlandwanderung ent-
sprechen Ma§stabsvergr§erungen von Einkaufsmrkten, Dienstleistungs-
und Versorgungseinrichtungen in den sich entwickelnden Siedlungs-
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bereichen der Vorstdte. Die Kernstdte verlieren relativ an Bedeutung
gegenber dem Umland.
Die sich verndernden konomischen Ausgangsbedingungen und die
sozialrumliche Polarisierung in den Kernstdten finden ihre Entsprechung
in ungleichen Strukturen des Stadtumlandes wieder. Da den Fragmenten
der Kernstdte ein ªMosaik segregativer StrukturenÒ (Schubert, 1996:
293) im Stadtumland entspricht,  ist auf dem erreichten Stand der Stadt-
umlandwanderung selbst das Bild der reichen Stadt und des armen Um-
landes zu differenzieren. Als Indikator ist eine Beobachtung aus zahlrei-
chen Untersuchungen zur Stadtumlandwanderung heranzuziehen, die seit
Jahren konstatieren, dass die Suburbanisierung nicht nur eine Wande-
Fast 70 % der sozialversiche—
rungspflichtig Beschftigten pen-
deln zwischen ihrem Wohn- und
Arbeitsort. Das Pendlervorlumen
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rung von Familien in Einfamilienhausgebiete beinhaltet, sondern auch
eine Wanderung in Mietwohnungsangebote. Die Wanderungsbefragung
der Stadt Hannover aus dem Jahre 2001 macht deutlich, dass 38 % der
Fortzge aus der Stadt anschlie§end wieder zur Miete im Mehrfamilien-
haus und lediglich 26 % in einem Einfamilienhaus wohnen. Auch die
Familienkomponente der Wanderung wird durch die Untersuchung in Fra-
ge gestellt, wenn 42 % der Fortziehenden zwei Personenhaushalte ohne
Kinder und lediglich 30 % die Familien mit Kindern waren, um die sich
Entwicklungspolitik der Kernstdte ganz besonders bemht. (Stadt Han-
nover, 2002: 7; Heitkamp, 2002: 164). Es ergibt sich eine Struktur der
Wandernden, die nicht ausschlie§lich den Wunsch nach dem Einfamilien-
haus, sondern auch dem Wunsch nach attraktiven Formen des Geschoss-
wohnungsbaus im Stadtumland folgt.
Die Auflösung der Städte?
Die ausufernden Stadtregionen veranlassen die Annahme, dass sich die
Stdte in Auflsung befinden knnten. ªDas soziale und technische Um-
feld, in dem wir leben, hat, auf noch radikalere Weise als die Industrie-
gesellschaft, die Stadt als politische Institution zerstrt. Wenn man die
sozialen Merkmale der heutigen Welt in einem einzigen Gedanken zu-
sammenfassen msste, so wrde ich ohne zu zgern sagen, dass ihr
wichtigstes Merkmal die Trennung, die Entzweiung, das Auseinanderdriften
der beiden Teile der menschlichen Erfahrung  ist: Auf der einen Seite
haben wir die Welt des Austauschs, die heute globalisiert ist, (...) und auf
der anderen Seite — als direkte Folge und Gegenreaktion — den Ersatz des
sozialen oder politischen Menschen durch den privaten Menschen. (...) Es
geht um die Frage (...) ob wir dieses Auseinanderbrechen der Stdte und
Gesellschaften akzeptieren oder ob wir meinen, die zerstreuten Elemente
wieder zu einer Art von Einheit zusammenfgen zu knnen.Ò (Touraine,
1996). Mitchell zeichnet das Bild weiter, ohne auf die kulturelle Funktion
von Stdten verzichten zu wollen: ªWarum soll man in einer grauen Vor-
stadt wohnen, wenn man genau so gut von einer schnen (und vielleicht
sogar billigeren) lndlichen Umgebung aus arbeiten kann? Erwerben sie
ein schnelles Modem und eine ISDN-Leitung. Wenn sie keinen Arbeits-
platz an einem bestimmten Ort suchen mssen, warum wohnen sie dann
nicht in einer kulturell interessanten Stadt? Leben sie in Florenz, arbeiten
sie im Cyberspace.Ò (Mitchell: 1997).
Wenn das Ausma§ der Auflsung der Rume zwischen Stadt und Stadt-
umland zur Diskussion steht, ist unstrittig, dass der Bevlkerungs- und
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Arbeitsplatzzuwachs mit einer funktionalen Anreicherung und Differen-
zierung des Stadtumlandes verbunden ist. Hierarchische Beziehungen und
Abhngigkeiten zwischen den Kernstdten und den Umlandgemeinden
lsen sich auf oder wandeln ihren Charakter. Fraglich ist, ob tatschlich
neue Strukturen entstehen, die Raummuster vervollstndigen, wie sie
Ronneberger beschreibt: ªDie Figuration von Zentrum und Peripherie muss
heute neu gedacht werden. Es handelt sich nun um ein relationales Mo-
dell rumlicher Strukturen, die sich in noch nicht eindeutig voraussag-
baren Formen manifestieren (Cluster, Knoten, Patchwork etc.). Durch diese
Prozesse werden die stdtischen Einheiten aufgelst und in bergreifen-
de Strukturen integriert.Ò (Ronneberger, 1995: 158).
Bundesdurchschnitt: + 3,2 %
Abbildung 12
Bei der Betrachtung der
Einwohnerentwicklung ist der
berdurchschnittliche Bevlke-
rungsentwicklung in Ostdeutsch-
land und die proportional geringe
Entwicklung in den Kernstdten
von Agglomerationsrumen of-
fensichtlich. In den Agglomera-
tionsrumen ist im Umland der
Kernstdte eine berdurchschnitt-
liche Bevlkerungszunahme zu
konstatieren (BBR, 2002 b: Tabel-
le 7.12)
Bevlkerungsent-
wicklung
1990 - 2000
INKAR 2002
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Auch wenn sich eine neue Form der rumlich funktionalen Arbeitsteilung
in den Stadtregionen ergibt, je mehr sich Umlandgemeinden von der rei-
nen Schlafstadtfunktion befreien, so wird die intensive funktionale Selek-
tivitt von Teilrumen in den Stadtregionen grundstzlich nicht aufge-
lst. Es ist keine ªAbkoppelung des Umlandes von den KernstdtenÒ zu
erkennen. Die Stadtregionen werden sich auch in Zukunft als Ganzes zu
definieren haben (Aring, 1999: 25, Gldenberg/Habermann, 1978).
Sieverts bestrkt das Bild der rumlich funktional verflochtenen Stadt-
regionen: ªStadtregionen sind auf dem Wege, zu einem mehr oder weni-
ger einheitlichen Lebensraum zusammenzuwachsen. Lebensbeziehungen
bergreifen die einzelnen Stdte und bilden einen zusammenhngenden
Arbeits- und Freizeitmarkt, dessen Vitalitt und Verfgbarkeit zu einem
wesentlichen Faktor in der interregionalen Konkurrenz werden wird. Um
die sich ergnzenden Vorteile einer raumfunktionalen Arbeitsteilung in
der Region voll nutzen zu knnen, bedarf es der Verknpfung der geson-
dert entfalteten Standortbegabungen der verschiedenen Teile der Stadt-
region zu einem sich ergnzenden Ganzen. Noch versucht jede Gemein-
de in der Region mehr oder weniger das Gleiche anzubieten. Der Vorteil,
Bestandteil einer raumfunktional arbeitsteiligen Stadtregion zu sein, in
der rtliche Identitten als Strke ins Spiel gebracht werden, werden
noch kaum wahrgenommen, weil man kein inneres Bild der Stadtregion
hatÒ. (Sieverts, 1998: 74).
Dabei ist die Annahme einer zunehmenden regionalen Gleichheit (Aring,
1999; Sieverts, 1998) ins Verhltnis zu setzen zu dem erreichten Ma§ an
Urbanitt und Dichte, der Qualitt der Infrastrukturausstattung und der
Erreichbarkeit der Teilrume in den Regionen genauso wie zu dem Aus-
ma§ der rumlich funktionalen Selektivitt, die diese Teilrume schon
heute reprsentieren. Die ªCollageÒ Stadt (Rowe/Koetter, 1984) wandelt
sich zu einer regionalen Collage, verlsst aber ihre ungleiche Typisierung
nicht, die auch eines der Kernpunkte der Auseinandersetzung um die
Qualitt des Wohnens in den Stdten bildet. Die mglichen ªNetzknotenÒ
der ªNetzstadtÒ sind gleichwohl von Ungleichheit geprgt und damit sind
sie von einer ausgeglichenen Regionalentwicklung oder von ªausgewach-
senen ZwischenstdtenÒ (Sieverts, 1998) weit entfernt. Aufgrund der funk-
tionalen Selektivitt und der sozialen Polarisierung von Stdten und Stadt-
regionen gibt es keine siedlungsstrukturellen Fragmente der Stadtregionen
ohne rumlich funktionalen Bezug und gegenseitige Interdependenzen.
Der gesellschaftliche Raum einer Region prsentiert sich als Ganzes.
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Szenarien der Siedlungsstrukturentwicklung
Das Wachstum der Stdte im 19. Jahrhundert, die schlechten Wohn-
bedingungen weiter Teile der Bevlkerung und der durch die Industriali-
sierung hervorgerufene gesellschaftliche Wandel waren die Ursachen fr
die Entwicklung des konzeptionellen Stdtebaus im ausgehenden 19. und
beginnenden 20. Jahrhundert. Fortschreitende Urbanisierung und sich
verstrkende soziale Ungleichheit fhrten zur Auseinandersetzung mit
der Stadtstruktur von der Instandsetzung und Reparatur der Stadt durch
die ªmoderneÒ Stadtbaukunst (Stbben, 1890) bis zur Entwicklung um-
fassender Visionen zur Zukunft der Stadt in ihrer rumlichen Struktur.
Diese Visionen reprsentieren eine gesellschaftliche Positionierung hin-
sichtlich der Zukunft des gesellschaftlichen Raumes Stadt, wenn z. B.
¥ in den Gartenstdten des Ebenezer Howard oder Raymond Unwin Fa-
brikarbeit und Wohnen — der lndlichen Produktion hnlich — die agra-
rische Gesellschaft des 19. Jahrhunderts fortgeschrieben wird (Roden-
stein, 1991: 50),
Barry Parker, Raymond Unwin, Letchworth Garden; Abbildung 13
70
¥ in der Broadacre City des Frank Lloyd Wright mit der Realisierung von
mindestens 1 acre Wohnbaugrundstcken fr jeden die Vision einer in
hchstem Ma§e individualisierten Gesellschaft — der amerikanische
Traum — Wirklichkeit werden (Aring 1999: 90),
¥ in der ville contemporaine des Le Corbusier — der fordistischen Mas-
senproduktion hnlich — eine in hchstem Ma§e stdtische Wohnform
fr eine weitgehend gleiche Gesellschaft die Lsung der Wohnungsnot
bewltigen (Rodenstein, 1991: 53),
Frank Lloyd Wright,
Broadacre City; Abbildung 14
Le Corbusier, Une Ville contemporaine; Abbildung 15
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¥ oder wenn die Cities of Bits des William Mitchell als Netzstdte der
Zukunft die Loslsung der Arbeit von lokalen Bindungen einleiten und
damit die Auflsung der Stdte als Orte der erlebbaren sozialen Krise
aufgrund sozialer und stdtebaulicher Dichte und als rumliche Struk-
tur bewirken sollen (Mitchell, 1996; Maar/Rtzer, 1997: 16).
Die Zukunft der Siedlungsentwicklung steht angesichts des demografischen
Wandels, der Ungleichzeitigkeit der wirtschaftlichen Entwicklung und der
polyzentrische Entwicklung
Disperse Entwicklung
monozentrische Entwicklung
Bevlkerungswanderung zur Diskussion.
Die rumlichen Muster umfassen unter-
schiedliche Ma§stabsebenen. Es ist zwi-
schen regionaler Siedlungsstruktur und
den stdtischen Entwicklungstrends zu
differenzieren. Auf der Ebene von Stadt-
regionen wird zwischen monozentrischer,
polyzentrischer und disperser Siedlungs-
entwicklung unterschieden. Im Rahmen
der Nachhaltigkeitsdebatte wurde unter
dem Rckgriff auf die globale Verantwor-
tung der Begriff der dezentralen Konzen-
tration entwickelt, der darauf abzielt, auf
dem erreichten Grad polyzentrischer Ent-
wicklung eine Konzentration der Entwick-
lungskrfte zu vereinbaren, die sich ge-
gen weiterer Dispersion der Siedlungs-
entwicklung stellt ( BFLR (Hrsg.), 1996:
S. 11).
Die gegenstzliche Beurteilung gesell-
schaftlicher Trends fhrt zu verschiede-
nen Annahmen zuknftiger Siedlungs-
strukturentwicklung. Zwischen Anpas-
sung und Fortschreibung auf der einen
Seite und Umkehr auf der Basis von ber-
zeugungskraft regionaler und globaler
Verantwortung zu einer nachhaltigen
Siedlungsentwicklung auf der anderen
Seite knnen gegenstzliche Modelle ent-
wickelt werden. Alle Modelle bedingen
Morphologische Strukturmodelle
regionaler  Siedlungsentwicklung
Abbildung 16
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wirtschaftliche , rumlich gestalterische
und institutionelle Anpassungsprozesse,
die ausschlie§lich durch Intensivierung
der normativen Regulation zu erreichen
sind.
Aufgrund des demografischen Wandels
wird in Zukunft offensichtlich auch die
Auseinandersetzung um die Innentwick-
lung von Stdten zunehmen. Perspekti-
ven der  stdtischen Entwicklung wer-
den durch Konzepte zur Innenentwick-
lung ergnzt werden mssen, die auf die
Herausbildung von Regionen, Stdten
und Stadtteilen mit teilweise erheblichen
Bevlkerungsrckgang (s. Ziff. 2.2) zu-
rckzufhren sind. In der Diskussion um
den ªStadtumbau OstÒ stehen unter-
schiedliche Stadtmodelle zur Debatte
(Reuther, 2002: 14). In der ªperforier-
ten StadtÒ, deren Morphologie durch nicht
genutzte Flchen in bestehenden Sied-
lungszusammenhngen unterbrochen
wird, in der ªStadt in TransformationÒ,
deren untergenutzte Flchen sich von
au§en nach innen als Zwiebelschalen re-
duzieren, oder bei der ªAuflsung von
StdtenÒ aufgrund des wirtschaftlichen
und demografischen Wandels (Gschel,
2003) bleibt das Wohnen in den Stdten
als Restbestand zurck, der einer beson-
deren Aufmerksamkeit bedarf. Gleich-
Stadt in Transformation
Stadt in Auflsung
Perforierte Stadt
Morphologische Strukturmodelle der
rumlichen Stadtentwicklung
Abbildung 17
wohl ist das Wohnen in den Stdten gerade in den Stdten des Wandels
das konstitutive Element der Sicherung von Siedungsstrukturzusammen-
hngen. Die Unterschiedlichkeit der Szenarien zu regionaler Siedlungs-
strukturentwicklung oder zur Innenentwicklung von Stdten wird die not-
wendige Auseinandersetzung ber stdtische Lebenswelten und Milieus,
ber Wohnwnsche und regionale oder stdtische Wohnstandortwahl —
wenn auch auf unterschiedlichen regionalen Niveaus — nicht ablsen kn-
nen.
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Steuerungsdefizite und Steuerungsbedarf
Die unbestritten negativen Folgen einer in die Flche ausufernden Sied-
lungsentwicklung sind steigender Flchenverbrauch, Erhhung der Mobili-
ttsanforderungen in den Stadtregionen, ungleiche Verteilung der Steu-
ereinnahmen und ansteigende soziale Segregation. Die Ziele der gesamt-
staatlichen Steuerung stellen seit vielen Jahren auf eine Siedlungs-
entwicklung ab, die diese Defizite auszugleichen beabsichtigt. Die Grund-
stze der Raumordnung formulieren das Ziel der dezentralen Konzentra-
tion und der Bndelung der Siedlungsentwicklung auf die zentralen Orte.
Die Leitziele des Baugesetzbuches verlangen den sparsamen Umgang
mit Grund und Boden (⁄ 1a BauGB) und formulieren das Ziel der Innen-
entwicklung in den Kernstdten vor der Au§enentwicklung im Umland.
Der Nachhaltigkeitsbericht (Die Bundesregierung, 2002) und die Boden-
schutzkonzeption der Bundesregierung (BT-Drs.10/2977) bestrken die
Forderung nach Begrenzung des Flchenverbrauchs und damit der
Suburbanisierung.
Die Ziele zur Reduzierung des Flchenverbrauchs sto§en allerdings bis-
her auf wenig Resonanz. Damit wird die Notwendigkeit  einer intensive-
ren Steuerung offensichtlich. Die Ursachen fr die geringe Wirksamkeit
des bestehenden Instrumentariums (Raumordnung und Bauleitplanung)
fr die Verminderung der Suburbanisierung liegen in dem Bodenpreisgeflle
in den Regionen, der interkommunalen Konkurrenz, den Standort-
prferenzen der Industrie und der Wohnwunschentscheidung der Haus-
halte. Die Suburbanisierung wird aber gleicherma§en durch staatliche
Regulation und Steuerung mittels indirekter und direkter Frderung von
Bauttigkeit befrdert. Die disperse Wirkung der Eigenheimzulage ist in
zahlreichen Untersuchungen (Frber, 2002; Bundesamt fr Bauwesen
2002: 22) belegt. Darber hinaus wird durch Ermittlung und Besteue-
rung des Bodenwertes, die steuerliche Untersttzung der Kfz-Benutzung
fr das Pendeln vom Wohnort zum Arbeitsort durch die Entfernungs-
pauschale, durch den Ausbau der Autobahnen, Bundes- und Landesstra§en
Suburbanisierung direkt befrdert. Die vor allem bundes- und tlw. lan-
despolitischen Steuerungsvorgaben sind als Schritte der Bestrkung der
rumlichen Defizite bei der Entwicklung der Stdte und Regionen und
somit des Wohnens in den Stdten von erheblicher Bedeutung (Thalgott,
2000: 123; Wstenrot Stiftung, 2003: 112).
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Der notwendige Steuerungsbedarf hat auf unterschiedlichen Handlungs-
ebenen abzustellen. Die Frder-, Subventions- und Steuerpolitik des Bun-
des und der Lnder ist auf ihren Beitrag zur Dispersion und damit der
sozialen Differenzierung von Regionen hin zu berprfen. Die Anlsse fr
die Stadtumlandwanderung sind auf der kommunalen Ebene insbeson-
dere in den Kernstdten zu reduzieren. Die Siedlungsentwicklung ist auf
regionaler Ebene so zu lenken, dass eine Konzentration auf zentrale Orte
mit Einbindung in den Siedlungszusammenhang der Regionen — wie z.B.
die Anbindung an die PNV-Systeme - im Sinne einer nachhaltigen
Regionalentwicklung erfolgt (Habermann-Nie§e/Klehn, 2002).
Siedlungsentwicklung der wachsenden Agglomerationsrume und der
Stdte im Wandel wird immer dann besonders prgend fr das Wohnen
in den Stdten, wenn sich die Struktur in den Stdten und Stadtteilen
einseitig verdichtet, Vielfalt aufgelst und damit die Produktivitt der Stadt
als Wohnstandort in Frage gestellt wird. Das Ausma§ der rumlichen
Selektivitt und der Funktionstrennung wird fr die Zukunft des Wohn-
standortes von zentraler Bedeutung. Um so strker Funktionstrennung
Siedlungsstrukturentwicklung bestimmt, steigen die Aufgaben der funk-
tionalen und sozialrumlichen Vernetzung und die Anforderungen an die
Sicherung der Funktionsfhigkeit einer fragmentarisierten Siedlungs-
struktur in Hinsicht auf funktionsfhige Wohnungsteilmrkte.
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Gilbert und George, Flat Man; Abbildung 18
3.3 Sozialräumliche Polarisierung
Der demografische und gesellschaftliche Wandel wird auch in Zukunft
von anhaltender Einkommensarmut und Zuwanderung in den Stdten
begleitet sein (s. Ziff. 2.2). Angesichts weiterer Zuwanderung und pro-
portional ansteigender Bedeutung von Migranten in der Stadtgesellschaft
stellt sich die Frage, wie in Zukunft ein Zusammenleben in der Stadt-
gesellschaft herzustellen ist, das einen konstruktiven Umgang mit sozia-
ler Segregation gewhrleistet?
Herausbildung sozial belasteter Stadtteile
In die Stdte wurde der Wohnort verlegt, weil mit der Wanderung Hoff-
nung auf und Chance zu Erwerbsarbeit verbunden war. Die Konzentration
der Arbeit in den Stdten ist Auslser fr die Herausbildung der gro§en
Stdte im 19. und 20. Jahrhundert (Habermann u.a., 1979). Die Zuge-
wanderten wohnten in den Wohnquartieren, die fr sie errichtet wurden,
um mit ihnen Geld zu verdienen. Die Wohnungen waren klein, teuer und
nicht selten mehrfach belegt und lagen niemals in den besten Vierteln
der Stadt. Die Stdte sind seither Kristallisationspunkt von Zuwanderung
oder Migration einerseits und sozialer Segregation anderseits. Die Stdte
bilden ein rumliches Muster der sozialen Ungleichheit in differenzierten
von einander abgegrenzten Wohnungsteilmrkten ab — sozialrumliche
Polarisierung.
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Die Ursachen fr das Herausbilden von mit Problemen belasteten Quar-
tieren liegen in der selektiven Wirkung des Bodenmarktes, der sozialen
Ungleichheit der Bevlkerung und einer Wohnungsversorgung, die sozial
abgrenzende Wanderungsprozesse in den Stdten frdert (vgl. Hu§er-
mann, 2000: 15) (s. Abbildung 19). Mit anhaltend ungleicher Einkommens-
entwicklung und entsprechend soziokultureller  Ungleichzeitigkeit  ver-
strkt sich die soziale Differenzierung der Stadt. Whrend noch in den
Grnderzeitvierteln das Wohnen, die Nahversorgung und das Arbeiten in
dieser Gruppe in unmittelbarer Nachbarschaft abgewickelt wurden, hat
sich mit der Konzentration der Arbeit die rumlich funktionale Trennung
in den Stdten verstrkt und damit auch die Herausbildung von Stadt-
quartieren der unteren Einkommensgruppen.
Die Ausgangssituation zu Beginn des 21. Jahrhunderts hat sich weiter
gewandelt. Kennzeichen stdtischer Arbeitsmrkte ist der Arbeitsplatz-
abbau und nicht der Zugewinn. Die Hoffnung auf Arbeit ist immer mehr
das alleinige Motiv fr Migration. Tatschlich gibt es immer weniger
Teilhabechancen. Die Probleme der Wohnungsnot als Folge der kontinu-
ierlichen  Zuwanderung in die Ballungsrume haben sich aufgrund der
Arbeitsmarktentwicklung und demografischer Faktoren in vielen Regio-
nen mit einem entspannten Wohnungsmarkt zu einem sich weiter ver-
strkenden Problem der sozial segmentierten Nachfrage nach Wohnun-
gen in sozial belasteten Wohngebieten entwickelt. In mehreren Untersu-
chungen wurde besttigt, dass sich aufgrund des Rckgangs belegungs-
gebundener Wohnungsbestnde kommunale Besetzungsrechte in immer
weniger und unattraktiven  und gerade fr diese Gruppen besonders un-
geeigneten Teilmrkten  konzentrieren (Stadt Hannover, 2002: 10; Bre-
mer, 2001). ªIn dem Ma§e, in dem der soziale Wohnungsbau selektiv
schrumpft und seine Funktion ndert, weil er zum letzten Auffangnetz
einer blo§en Frsorgepolitik auf dem Wohnungsmarkt wird, drohen die
Restbestnde des sozialen Wohnungsbaus zu scharf segregierten Quar-
tieren zu werden.Ò (Siebel, 2001: 234)
Selbst die Grnderzeitquartiere stehen uns heute auch nach Jahren der
Stadterneuerung als Abstiegsquartiere auf der einen Seite und als aufge-
wertete gut brgerliche Quartiere auf der anderen Seite gegenber. Die
gro§en Wohnsiedlungen der fnfziger, sechziger und siebziger Jahre, die
seinerzeit unter stdtebaulichen Idealvorstellungen nach dem Prinzip der
sozialen Mischung mit durchmischten Anteilen von in der Regel ffentlich
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gefrderten Gescho§wohnungsbau, Reihenhausgruppen und Einfamilien-
husern entwickelt wurden, sind einem anhaltenden Segregationsprozess
ausgesetzt. Die im Konzept der sozialen Mischung rumlich integrierten
Mittelschichthaushalte verlassen die Quartiere oder setzen sich in einen
deutlichen Widerspruch zu den Mieterinnen und Mietern im Geschoss-
wohnungsbau.
Sozialrumliche Polarisierung verstrkt sich auch in den rumlich funktional
und sozial belasteten Stadtquartieren, die in den so genannten Gleis-
dreiecken oder an hoch belasten Hauptverkehrsstra§en angesiedelt sind.
Dies sind in der Regel kleinere Wohnquartiere mit einer mehr oder weni-
ger berschaubaren Anzahl an Wohnungen, die von der Mehrheitsstadt-
Bundesdurchschnitt: 10 %
Arbeitslosenquote 2001 in %
Abgesehen von der hohen Ar-
beitslosigkeit in Ostdeutschland
konzentrieren sich die Arbeits-
marktprobleme im Westen vor al-
lem auf die Agglomerationsru-
me und periphere Regionen. Bei
einem Bundesdurchschnitt von 10
% bewegegen sich hier die Quo-
ten um 10 - 19 %. (BBR, 2002 b:
Inkar Tabelle 10.1)
Arbeitslosigkeit
2001
INKAR 2002
Abbildung  19
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gesellschaft hchstens noch im Vorbeifahren wahrgenommen werden.
Als rumliche Gebietstypen sind zu beschreiben:
¥ die Grnderzeitquartiere — gemischt genutzte Altbauquartiere — die
bis heute allen Aufwertungsversuchen der Stadterneuerung und der
Stdtebaufrderung zum Trotz weiterhin die Quartiere der rmeren
Stadtgesellschaft darstellen,
¥ die Gro§wohnsiedlungen der 60er und 70er Jahre — ausschlie§lich dem
Wohnen gewidmet - mit absinkendem Infrastrukturangebot, geringen
Versorgungsstandards, geringem Angebot an baulichen Nischen und
zunehmender sozialer Homogenitt und
¥ die sozial homogenen Quartiere sozial ausgegrenzter Bevlkerungs-
gruppen in in der Regel hoch belasteten aber wenig nachgefragten
Lagen der Stadt.
Das Ausmaß der benachteiligenden Wirkung
Die sozialrumliche Polarisierung fhrt nicht zur stadtrumlichen Abgren-
zung, sondern auch zur Beeintrchtigung der materiellen, sozialen und
symbolischen Lebensbedingungen. Die Stadtteile wirken nicht nur nach
au§en als Quartiere der Benachteiligten, sondern wirken auch nach innen
benachteiligend auf die in ihnen lebenden Stadtteilbewohnerinnen und
Stadtteilbewohner. Es lassen sich drei Benachteiligungsformen unterschei-
den:
ª- Wohnquartiere beeintrchtigen die materiellen Lebensbedingungen, in-
sofern sie schlechte Wohnbausubstanz, Infrastrukturen und private
und ffentliche Dienstleistungen, belastende physische Umwelt-
qualitten und wenig Erwerbsmglichkeiten bieten.
- Wohnquartiere beeintrchtigen die sozialen Lebensbedingungen, in-
dem sie unzuverlssige und wenig leistungsfhige informelle soziale
Netze bieten, durch das dichte Nebeneinander unvertrglicher Lebens-
weisen Konflikte erzeugen (...) und fr Jugendliche keine positiven
Rollenbilder bereit halten.
- Wohnquartiere knnen symbolische Beeintrchtigungen beinhalten, in-
dem ein verwahrloster ffentlicher Raum den Bewohnern seine eigene
Wertlosigkeit signalisiert. Eine schlechte Adresse kann die Chancen
verschlechtern, einen Job oder eine Lehrstelle zu bekommen. Das ne-
gative Image des Quartiers in der Wahrnehmung von au§erhalb kann
als negatives Selbstbild von den Bewohnern bernommen werden und
so Apathie und Hoffnungslosigkeit vertiefen.Ò (Hu§ermann/Kapphan,
1999).
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Wenn das Wanderungsszenario zwischen Kernstdten und Stadtumland
weiter an Konturen gewinnt, gehen aufgrund der Selektion der Bevlke-
rung in den Kernstdten und der damit verbundenen sozialen Spaltung
ggf. immer mehr Teilrume verloren, die Aufgaben fr die Sicherung der
sozialen Durchlssigkeit zwischen sozial fragmentarisierten Stadtteilen
bernehmen knnen. Je mehr Abstiegsquartiere entstehen, um so mehr
entwickelt sich eine Homogenitt der sozialen Benachteiligung und um so
geringer werden fr den Einzelnen die Chancen zum sozialen Ausstieg.
Walter Siebel konstatiert zu Recht: ªDie Fragen der Segregation bzw. der
Mischung werden allzu sehr aus der Vertrglichkeit fr Einheimische dis-
kutiert. Um es polemisch zu formulieren: es geht darum, wie viele Frem-
de eine Nachbarschaft vertrgt ehe sie zuschlgt, wie viel fremdlndisch
aussehende im Stra§enbild auftreten drfen, bis sich die Deutschen be-
droht fhlen.Ò (Siebel, 2001: 238).
Soziale Mischung oder Soziale Entflechtung?
Fr die Zukunft wird die Diskussion um sozialvertrgliche Formen der
Stadtteilentwicklung unter der Frage ªWelches Ma§ der Konzentration von
am Wohnungsmarkt benachteiligten sozialen Gruppen vertrgt ein Stadt-
teil?Ò anhalten. Das normative Konzept der sozialen Mischung durch eine
staatliche Wohnungspolitik, die fr breite Schichten der Bevlkerung
Wohnungen errichtet und damit soziale Ausgrenzung reduzieren will, hat
zur  Lsung des Problems angesichts des erreichten Grades der sozial-
rumlichen Polarisierung nicht berzeugend beigetragen. Das Konzept
der erzwungenen Mischung schwcht die Mglichkeit der informellen Ko-
operation, auf das benachteiligte Bevlkerungsgruppen in hohem Ma§e
angewiesen sind.  ªMischung zerstrt informelle Netze bzw. behindert
deren Aufbau und schwcht damit die konomische, die soziale und psy-
chische Stabilitt. (...) Erst auf der Basis einer gesicherten Identitt lsst
man sich auf das Abenteuer des Neuen ein, und das gilt fr Zuwanderer
wie fr Eingesessene.Ò (Siebel, 2001: 239). Siebel weist darauf hin, dass
der Wunsch nach sozialer Homogenitt gerade von den Haushalten aktiv
realisiert wird, die ber eine gro§e Wahlfreiheit bei der Wohnstandort-
wahl verfgen. Mit Blick auf sozial homogene Stadtteile hherer Ein-
kommensgruppen, auf selbst gewhlte Nachbarschaften bis hin zu den
Pariser Privatstra§en und den gated communities der Vereinigten Staa-
ten weist er darauf hin: ªDass man ausgeprgte Segregation gerade bei
den Gruppen findet, die ber besonders gro§e Wahlfreiheit verfgen, weist
darauf hin, dass es freiwillige Segregation gibt, anders gesagt, dass Men-
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schen Interesse daran haben, mit ihresgleichen benachbart zu sein.Ò
(Siebel, 2001: 239).
Sozial nicht eingebundene Zuwanderer bentigen nicht zuletzt in gleicher
Weise ein Stck ªHeimat in der FremdeÒ, um Informationen, materielle
Hilfen und psychische Untersttzung bei ihrer Einwanderung zu erhalten
(Siebel, 2001). Das Verhltnis zwischen dem Ausma§ des Aufbaus eines
Stcks Heimat in der Fremde mit allen soziokulturellen Implikationen und
dem Ma§ der sozialen Integration in die Stadtgesellschaft wird auch in
Zukunft immer wieder neu zu bestimmen sein. Das in Hinsicht der Mi-
granten ansteigende Verhltnis zwischen Familien mit Migrationshin-
tergrund und heimischen Haushalten wird die Diskussion verstrken. Eine
stadtstrukturelle Abgrenzung wird aufgrund des vorhersehbaren Zuwach-
ses an Bevlkerungsgruppen nichtdeutscher Herkunft in den Stdten  im-
mer schwieriger (s. Ziff. 2.2).
In der Diskussion um die notwendige normative Regulation von sozial-
rumlicher Polarisierung wird darber hinaus deutlich, dass es in Zukunft
nicht mehr um die Zahl von neu zu schaffenden Wohnungen zur Entla-
stung berlasteter Wohnungsteilmrkte geht, sondern, dass in den Stadt-
teilen der Stadterneuerung eine praktische Auseinandersetzung mit der
staatlichen Wohnungspolitik der 60er und 70er Jahre — mithin eine Aus-
einandersetzung um den Gesellschaftsentwurf der 60er Jahre — zu fhren
ist. Soziale Konzentration, Wohnungsangebot von der Wohnungsgr§e
bis zum Wohnungsgemenge entsprechen nicht der sich wandelnden Nach-
frage. Der rationellen Strukturierung der ªMassengesellschaftÒ im fordis-
tischen Sinne hat heute eine Differenzierung von Wohnungsmarktan-
geboten und sozialen Strukturen bzw. Lebensweltangeboten zu folgen,
um eine soziale Ausgrenzung oder in der Folge eine weitere Abwertung
gewachsener Stadtstrukturen zu unterbinden. Whrend Wohnungspolitik
auf Eigentumsorientierung und Liberalisierung des Mietwohnungsmarktes
abstellt, ist im Gegensatz dazu, zum qualitativ hochwertigen Umgang mit
dem Ma§ der sozialrumlichen Polarisierung darauf zu achten, Teilmrkte
als lebensfhig zu erhalten, wie es der Programmansatz des Programmes
ªStadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf — die Soziale StadtÒ for-
muliert (ARGEBAU, 2001).
Die Formen der Benachteiligung, die von sozial segregierten Stadt-
quartieren ausgehen, haben Gegenstand der Diskussion um die Qualitt
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des Wohnens in der Stadt zu sein, um eine soziale Durchlssigkeit in der
Stadtgesellschaft zu erreichen. Gleichwohl stellt sich in Zukunft die Fra-
ge, ob nicht gerade die in der sozialrumlichen Polarisierung enthaltenen
Widersprche der Stadtentwicklung das Bild einer Stadt ausmachen. Ist
es nicht die kulturelle, soziale und konomische Vielfalt, die die Stdte
immer noch als konkret rumlichen Ausgangspunkt fr die soziale und
gesellschaftliche Entwicklung — das ªLaboratorium der LebensentwrfeÒ
(Hu§ermann/Siebel, 1987) — erscheinen lassen? Die unklaren Grenzen
dieser Ambivalenzen in der Stadtentwicklung sind es, die uns heute ber
Quartiere der besonderen sozialrumlichen Polarisierung diskutieren las-
sen. Weil es angesichts des gesellschaftlichen Wandels offensichtlich nicht
mehr deutlich wird, wann die Stadt die Qualitt fr die individuellen Lebens-
entwrfe als Laboratorium verliert, stehen die Stadtteile am Ende der
Stufenleiter in der Diskussion. Dabei kann es nicht um eine sozial-
romantische Beschnigung der benachteiligten Wohnquartiere gehen,
sondern um eine Bewertung ohne Abgrenzung, die zwischen der ªHeimat
in der FremdeÒ und der sozialen Durchlssigkeit der Stadtgesellschaft
unterscheiden lernt. Die Strke des Wohnens in der Stadt wird in Zukunft
dadurch bestimmt werden, inwieweit ein ausgewogenes Verhltnis zwi-
schen Wohnen in selbst gewhlten Wohnorten und Nachbarschaften und
der Qualitt und Beurteilung von Wohnverhltnissen erzwungener Mobi-
litt in sozial benachteiligten Quartieren erreicht werden kann. Dabei ist
vor Ort immer wieder konkret zu entscheiden, welches Ma§ an sozialer
Homogenitt das richtige ist, bevor eine Konzentration benachteiligender
Faktoren erreicht wird, die sich auf individuelle Lebenslagen und raum-
strukturelle Gegebenheiten negativ auswirkt.
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Manuell Castells fasst vor dem Hintergrund der Globalisierung der Wirt-
schaft und der steigenden Dominanz der Informationsgesellschaft das
soziokulturelle Element der Krise europischer Stdte und ihrer sozia-
len Spaltung aus gesamtgesellschaftlicher Sicht zusammen:
ª Der historische bergang, den die Stdte Europas gegenwrtig durch-
machen, fhrt in  ihren Kulturen und unter ihren Bewohnern zu einer
Identittskrise, die zu einem weiteren wichtigen Element der neuen
urbanen Erfahrung wird. (...) Einerseits verwischt der Gang in die ber-
nationalitt  die nationalen Identitten und strzt die Menschen in Un-
sicherheit, wer zuknftig ber ihr Schicksal bestimmt, und drngt sie
so zum Rckzug in Individuelle (Neoliberalismus) oder ins kollektive
(Nationalismus). Andererseits konfrontieren Millionen  von Einwande-
rern und die Ausbildung multi-ethnischer, multikultureller Gesellschaf-
ten in den meisten westeuropischen Lndern Europa frontal mit der
Realitt  einer inhomogenen Kultur, und zwar genau in dem Augen-
blick, in dem die nationale Idee am strksten bedroht ist. Daraus resul-
tiert eine kulturelle Identittskrise (mit der Folge einer kollektiven Ent-
fremdung), die in den kommenden Jahren die urbanen Entwicklungs-
prozesse in Europa kennzeichnen wird. Prziser gesagt: die berwie-
gende Mehrheit der Einwanderer und der Angehrigen ethnischer Min-
derheiten (Shne und Tchter der Immigranten) wird sich in den Gro§-
stdten konzentrieren. (...) Wir beobachten gegenwrtig, dass als Re-
aktion auf die nationale Identittskrise sich territorial definierte Identi-
tten — bezogen auf die Region, die Stadt, das Stadtviertel — ausbilden.
Die europischen Stdte werden sich verstrkt auf ihre lokale Kultur
besinnen und kulturellen Identitten hherer Ordnung zunehmend Miss-
trauen entgegen bringen. Die Frage ist nun, ob die Stdte Verbindun-
gen mit der ganzen Welt eingehen knnen, ohne lokalpatriotisch bor-
nierte Reaktionen zu provozieren, die eine weit reichende Spaltung
zwischen den lokalen Kulturen, den europischen Institutionen und der
globalen Wirtschaft herbeifhren wrden.Ò (Castells, 1997: 107)
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Joan Rabascall, Douce France; Abbildung 20
3.4 Differenzierte Wohnungsteilmärkte
Wohnen ist die Auseinandersetzung mit dem Objekt, in dem man sich
einrichtet. ªMit dem Bau eines Hauses behauptet sich im Stillen der Wille
zur Bildung einer bleibenden, durch stabile Sozialbeziehungen vereinten
Gruppe, einer Nachkommenschaft von ebenso gro§er Bestndigkeit wie
der ortsfeste Dauerwohnsitz; es ist ein Gemeinschaftsvorhaben oder eine
gemeinsame Wette auf die Zukunft der Haushaltseinheit, d.h. auf ihren
Zusammenhalt, ihre Integration oder, wenn man so will, auf ihre Wider-
standsfhigkeit  gegen Zerfall und Zerstreuung.Ò (Bourdieu, 1998: 28).
Im gesellschaftlichen Raum der Stadt reicht der Wunsch nach Sess-
haftigkeit nicht aus, um das Bedrfnis zu Wohnen und den Wohnort in
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bereinstimmung zu bringen. In stdtischen Rumen setzen der Gegen-
stand Wohnung, das Gebude, der Stadtteil und die Stadt selbst das Ma§
der Ortsfindung und Identittsbildung. Das Wohnen im gesellschaftlichen
Raum lsst sich nicht auf das sich Einrichten beschrnken. Fr ein langle-
biges Wirtschaftsgut wie die Immobilie Wohnung sind die gesellschaftli-
chen Chancen und Grenzen des sich Einrichtens der Individuen ebenso
von Bedeutung, wie die historischen Rahmenbedingungen der politischen
Regulation, der Entwicklung des Bodenmarktes und der Produktion von
Wohnungen durch die Wohnungswirtschaft.
Wirkungsketten der Herausbildung von Wohnungsteilmärkten
Im Prozess der Herausbildung der Stdte und der Stadtentwicklung ist
die Nachfrage auf dem Bodenmarkt die prgende Ursache -Wirkungs-
kette. Eine ªzugespitzte BodenkonomieÒ (Breckner, 1999: 15) hatte zur
Folge, dass das Wohnen nur dort stattfinden konnte, wo der Staat oder
private Investoren dies durch Bodenerwerb oder gezielte Wohnungspoli-
tik ermglicht haben. Diese Produktion von Wohnungen war mit Formu-
lierungen wie ªWohnungsbau fr breite Schichten der BevlkerungÒ Ge-
genstand beinahe aller parteibergreifend identischer wohnungspolitischer
Programme und Gegenstand der ffentlichen Wohnungsbaufrderung.
Reagiert wird auf soziale Disparitten des Wohnungsmarktes, die unter
dem Begriff der erzwungenen Mobilitt gefasst werden knnen.    Eine
erzwungene Mobilitt der einkommensschwcheren Mieterhaushalte, die
sich auf einem angespannten Wohnungsmarkt nicht selbst versorgen
knnen. In der Folge anhaltender ffentlicher Wohnungsbaufrderung in
den 50er, 60er und 70er Jahren des 20. Jahrhunderts haben sich Stadt-
teile mit einem Wohnungsbestand herausgebildet, der als ªschweres Erbe
der Fordistischen Gesellschaft von Massen gleicher Wohntypen an
unattraktiven Orten zu hohen PreisenÒ (Breckner, 2002: 152) heute we-
nige Menschen zur freiwilligen Wohnortwahl anregt.
Fr die stdtischen Wohnungsteilmrkte aber zeichnet sich aufgrund der
beschriebenen gesellschaftlicher Trends (s. Ziff 2.1 — 2.4) ein deutlicher
Wandel mit Auswirkungen auf Standortverteilung, Wohnungsnachfrage,
stdtisches Nutzungsgefge und Struktur des Wohnungsangebotes ab.
Die Entwicklungen des Wohnungsmarktes zeigen schon heute kleinrumige
und tlw. gegenlufigen Tendenzen. Aufgrund der regionalen Differenzie-
rung der Wohnungsmrkte werden Chancen der Wohnstandortwahl, Auf-
gaben der Wohnungspolitik und Inhalte der Wohnungswirtschaft mit ber-
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angebot und Leerstand genauso konfrontiert, wie mit Knappheit und Zu-
satzbedarf.
In der Folge liegen die Aufgaben zuknftig weniger in der Sicherstellung
des Wohnungsangebotes fr breite Schichten der Bevlkerung, als viel-
mehr in einer strukturellen Änderung der Steuerungsinstrumente hin zu
regional differenzierten Frderstrategien als Antwort auf weiterhin unter-
versorgte und benachteiligte Bevlkerungsgruppen. Darber hinaus stei-
gen aufgrund einer auf Dauer geringeren Wohnungsnachfrage die Anfor-
derungen an die Anpassung des Bestandes an Wandel von Lebenswelten
und Milieus fr die Wohnungswirtschaft.
Typen von Wohnungsteilmärkten
Auf der Grundlage gesellschaftlicher Gestehungsbedingungen haben sich
auf der Basis jeweiliger wohnungspolitischer Steuerungsinstrumente und
wohnungswirtschaftlicher Aktivitten differenzierte Wohngebietstypen —
berwiegend im Mietwohnungsbaus — als materiell physische Grundlagen
in den Stdten herausgebildet. Sie sind der zu gestaltende Gegenstand
fr den Wandel der gesellschaftlichen Interaktion und sind fr den Wan-
del der Lebenswelten und Milieus sehr unterschiedlich geeignet.
Die nutzungsgemischten innerstdtischen Altbauquartiere prgt ein in-
zwischen hoher Modernisierungsstandard der grundstzlich sehr anpas-
sungsfhigen Wohngrundrisse mit je nach Einbindung ins Stadtgebiet
hohem Attraktivittsfaktor bei gleichwohl starker Verkehrsbelastung der
Durchgangsstra§en und einer teilweise nicht unerheblich strend wirken-
den Mischnutzung. Diese Stadtteile stellen nutzungsflexible Stadtteile dar
und haben einen Wandlungsprozess durch starke Eigentumsbildung in
den 80er und 90er Jahren bereits durchlaufen. Die andere Gruppe inner-
stdtischer Altbauquartiere wird durch weniger wandlungsfhige Wohn-
grundrisse (geringe Wohnungsgr§en), starke Gemengelagen und sozial
benachteiligend wirkende Wohnungsbelegung geprgt. Die ehemaligen
Arbeiterviertel sind die Sanierungs- und Stadterneuerungsgebiete der 70er
und 80er Jahre des 20. Jahrhunderts mit einer hohen Attraktivitt  fr
junge stdtische Milieus bei gleichzeitig stabiler Entwicklung als Woh-
nungsmarkt der einkommensschwcheren Haushalte und der Migranten
(s. Ziff.2.3).
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Die Nachkriegswohnsiedlungen der 50er Jahre in Innenstadtrandlage ste-
hen bezglich des Mieterwechsels und des Modernisierungsbedarfs vor
einer erheblichen Anpassungsaufgabe. Aufgrund der Alterung der seiner-
zeit eingezogenen Haushalte sind heute neue Wohninteressenten fr die-
se Stadtteile zu gewinnen, deren Wohnungen wenig anpassungsfhige
kleine Wohngrundrisse, hohe Anforderungen an Schallschutz und ener-
getische Modernisierung aufweisen und deren Wohnumfeld als wenig at-
traktiv wahrgenommen wird. In vergleichbarer Innenstadtrandlage liegt
in der Regel der Wohngebietstyp der 20er Jahre Siedlungen, die mit wand-
lungsfhigen Wohngrundrissen und attraktiver Bauweise — Denkmalschutz
— einen kontinuierlichen Wandel zu attraktiven Mietwohnungsteilmrkten
mit Eigentumsbildung in Teilbereichen bereits durchlaufen haben.
Die randstdtischen Gro§siedlungen der 60er und 70er Jahre des 20.
Jahrhunderts werden geprgt durch rationelle industrielle Bauweise mit
einer dem stdtebaulichen Planungsmuster entsprechend gemischten
Baustruktur bei Dominanz des ffentlich gefrderten Wohnungsbaus. Sie
sind monostrukturierte Wohnsiedlungen mit tlw. hohen baulichen Dich-
ten (Wohnhochhuser) und erheblichen Defiziten im Wohnumfeld (Ab-
standsgrn) bei einer berwiegend stark benachteiligend wirkenden
Wohnungsbelegung (s. Ziff. 2.3). Sie stellen den berwiegenden Anteil
der fr die Soziale Stadterneuerung angemeldeten Quartierstypen.
Die Einfamilienhausgebiete durchsetzen das stdtische Weichbild fragment-
arisiert und in beinahe jeder Baualtersgruppe und bilden in sich geschlos-
sene Strukturen in der Stadt. Die Villenstadtteile der Grnderzeit  mit
dominanten Gebuden auf gro§en Grundstcken, die Eigenheimsiedlungen
und Kleinsiedlungsgebiete in randstdtischer Lage aus den 20er, den 50er
und 60er Jahren, sowie die dominanten Einfamilienhausgebiete der 80er
und 90er Jahre an den Stadtrndern. Sie bilden ein in der Regel auch
sozial auf gehobenem Standard segregiertes Fragment in der Stadt und
werden als stdtische Antwort auf Stadtumlandwanderung auf vielen rand-
stdtischen Freiflchen bestndig neu entwickelt. Damit steht in den Std-
ten ein vielfltiger Wohnungsbestand mit unterschiedlichen Anpassungs-
chancen zur Verfgung, der als das stdtische Potenzial fr den Wandel
der Nachfrage und den Wunsch des sich Einrichtens der Individuen zu
entwickeln ist.
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Wohnform – Einfamilienhaus
Die Vorgaben des Wohnungsbestandes, die Knappheit der Flchen, die
Grenzen der konomischen und der natrlichen Ressourcen setzen be-
sonders der individuellen Bedrfnisbefriedigung Grenzen. Wenn jedoch
die Realisierung des Wunsches einkommensstarker Haushalte nach Ab-
geschiedenheit und individuellem Wohnen in der Bauweise des Einfamili-
enhauses anhlt, wird eine weitere Differenzierung und soziale Abgren-
zung also die Verstrkung der Widersprchlichkeit die Entwicklung der
Stdte prgen, die fr dieses Nachfragesegment wenig Flchenpotenziale
und wandlungsfhigen Wohnungsbestand anbieten knnen.
Angesichts sich entspannender Wohnungsmrkte bekommt die durch den
Bodenmarkt erzwungenen Mobilitt mittlerer Einkommensgruppen, die
sich ihren vermeintlichen oder tatschlichen Wohnwunsch nicht in den
hochpreisigen Kernstdten, sondern nur im entfernten Stadtumland lei-
sten knnen, eine neue Dimension, da sie als Nachfragegruppe auf std-
tischen Mrkten fehlen, als Steuerzahler den Kernstdten verloren gehen
und zum sozialen Ausgleich gebraucht werden. Auch wenn der Wunsch
nach einem Einfamilienhaus im Grnen in bestimmten Nachfragesegmen-
ten ungebrochen anhlt, ist eine Differenzierung angebracht. Die unter-
schiedliche Beurteilung stdtischer Wohnformen in stadtsoziologischer
Hinsicht erffnet Chancen zu einer differenzierten Beurteilung:
ÓIdealtypisch zugespitzt stehen sich - aus welchen Grnden auch immer
- zwei Wohnstile polar gegenber: diejenigen Stadtbewohner, fr die die
Wohnungen vor allem praktisch und bequem zu sein hat, und die die
stdtische Infrastruktur extensiv nutzen, weil sie die Hausarbeit mini-
mieren wollen, um Zeit und Energie fr den Beruf und fr die aufwendi-
gen Freizeitaktivitten zu haben; auf der anderen Seite diejenigen, die in
der Wohnung Geborgenheit und Sicherheit suchen, sich ihre unmittelba-
re Umgebung durch basteln und verschnern individuell aneignen, sich
ein Nest «bauen«, das durch eine unsichtbare (oder gar sichtbare) Mauer
gegen die ffentliche Sphre abgegrenzt ist.Ó (Hu§ermann/Siebel, 1996:
309). Bourdieu stellt die gesellschaftliche Dimension des Wohnwunsches
nach einem Einfamilienhaus in ihrer konservativen Dimension heraus:
ªVoraussetzung fr den sozialen Gebrauch des Hauses als stndiges Heim
der bleibenden Hausgemeinschaft ist eine Tradition der Sesshaftigkeit
(im Gegensatz zu allen zeitweiligen oder bleibenden Formen des
Nomadisierens) nach Art der agrarischen konomien, die Bodenstndig-
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keit und Unvernderlichkeit in der Zeit favorisieren. Er ist verbunden mit
einer konservativen Weltanschauung, die alle Formen von Verwurzelung
aufwertet (die Heimat und das Heimliche welche die vlkische Ideologie
als Gegenstze zum Herumtreiben und zur Entwurzelung stellt) und die
verzauberten Sozialbeziehungen der nach einem integrierten Familien-
modell konzipierten, idealisierten agrarischen Gemeinschaft hochlobt.Ò
(Bourdieu, 1998: 28).
Bei Betrachtung der Struktur der in das Stadtumland Wandernden sind
darber hinaus deutlich unterschiedliche Beweggrnde herauszuarbei-
ten, die die Mglichkeiten zu einer Einflussnahme  auf die Wanderungs-
entscheidung andeuten. Bei vielen Untersuchungen und Beobachtungen
zu Umzgen in Stadtregionen der letzten Jahre wird herausgestellt, dass
der neue Wohnstandort gnstig zum Arbeitsplatz der wandernden Haus-
halte und in einer vorhandenen Nachbarschaft (Freunde, Verwandte) lie-
gen soll, dass er ber eine gute Verkehrsanbindung verfgen und einen
vertrauten regionalen Bezug aufweisen sollte. Das damit vermittelte Bild
der so genannten Tortenstckwanderung drckt aus, dass innerhalb von
Stadtregionen berwiegend in Segmenten umgezogen wird, die in gewis-
ser Weise vorher bekannt sind (Heitkamp , 2002: 163 f.). Damit ist nicht
mehr ausschlie§lich die so genannte ªGrne WieseÒ als Wanderungsziel
angesprochen. Vorrangig sind erreichbare attraktive Standorte in Stadt-
nhe. Dies ist auch das Ergebnis einer reprsentativen Umfrage der
Landesbausparkassen nach der zwei Drittel der befragten Deutschen am
liebsten in der Stadt wohnen und davon die Bewohner der Innenstdte zu
53% am Stadtrand und die Bewohner des Stadtrandes zu 71% am Stadt-
rand (Demokratische Gemeinde, 2001: 73). Eine Differenzierung der
Nachfragegruppen nach Einfamilienhausbauweisen scheint notwendig. Die
Technische Universitt Hamburg Harburg hat in einer Analyse der Stadt-
umlandwanderung unterschiedliche Wanderungstypen gebildet: Die
Preisoptimierer wollen ihre Wohnkostenbelastung senken und bekommen
aufgrund des Bodenpreisgeflles die Gelegenheit in Umlandgemeinden
ihre Wohnvorstellungen zu realisieren, wobei eine aktuelle LBS Studie in
Hamburg deutlich gemacht hat, dass ein Grundstck in Hamburg Heim-
feld im Vergleich zu einem in Tostedt (ca. 40 km vom Stadtzentrum ent-
fernt) bezogen auf die Bruttokosten, wenn mit dem KFZ zum Arbeitsplatz
gependelt wird, eine vergleichbare Bruttowohnkostenbelastung mit sich
bringt (LBS: 1999). Die Lebensqualittsoptimierer versuchen ihre Wohn-
vorstellungen zu realisieren und werden aufgrund des Wohnungsmarkt-
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angebotes oftmals ins Umland verwiesen, da ein entsprechend differen-
ziertes und vor allem nach individuellen Bedrfnissen zu gestaltendes
Angebot im Stadtgebiet Hamburg nur schwer zu finden ist. Der
Wanderungstyp biographischer Zirkel, fasst die Haushalte zusammen, die
in einem Eigenheim auf dem Lande oder in der Vorstadt aufgewachsen
sind, und die in der Haushaltsgrndungsphase oder Familienphase er-
neut in ein Eigenheim ziehen wollen. Dieses aber nur an vertrauten
Wohnstandorten realisieren knnen, da Werte wie berschaubarkeit, Ver-
trautheit, Sicherheit  fr sie von au§erordentlicher Bedeutung sind. Die
verhinderten Zuwanderer sind Haushalte, die aus anderen Regionen der
Bundesrepublik nach Hamburg ziehen, die aufgrund geringer Informatio-
nen ber das Wohnungsangebot in der Kernstadt, aufgrund der Mglich-
keit des schnelleren Zugriffs vor allem in den Umlandgemeinden ein ent-
sprechendes Angebot finden und es dort realisieren, auch wenn Kern-
stadtangebote vorhanden wren. Der Wanderungstyp der Nicht-Wande-
rer beschreibt die ªUrbanitenÒ, die auch beim Wechseln von Lebenspha-
sen in der Kernstadt bleiben und dort Umzge z. B. in gr§ere Wohnun-
gen durchfhren, da fr sie die soziale Kontinuitt, die Qualitt des std-
tischen Wohnens von hoher Bedeutung ist. Eine Differenzierung der Wan-
dernden  macht deutlich, dass fr die Entwicklung der Wohnwnsche und
den vermeintlichen Wohnwunsch Einfamilienhaus nicht nur eine richtige
und zugleich verallgemeinerbare Option besteht. (Breckner u.a., 1999:
13)
Die Aufgabe der Strkung des Wohnens in der Stadt wird allerdings ge-
schwcht, wenn gesellschaftliche Milieus in ihr aufgrund der Vorgaben
des Wohnungsmarktes und des Wohnungsangebotes wie auch des Abgren—
zungsbedrfnisses - Wohnen als Element der sozialen ªSchlie§ungÒ - ten-
denziell weniger Raum finden knnen. Damit wird das strukturelle Defizit
der stdtischen Wohnungsteilmrkte und die damit verbundene qualitati-
ve Anpassungsverpflichtung offensichtlich. Das Bild der ªgated commu—
nitiesÒ aus amerikanischen Vorstdten, der abschlie§baren Privatstra§en
aus dem Paris der Grnderzeit und der sozial homogenen funktional
fragmentarisierten Siedlungsgebiete nicht nur der einkommensarmen son-
dern auch der wohlhabenden Stadtgesellschaft wird verstrkt, wenn fr
Lebensstilgruppen und Milieus auf dem Wohnungsmarkt der Stadt ent-
sprechend anpassungsfhige Wohnungsangebote fehlen.
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Die notwendige Differenzierung des Wohnungsangebotes hat nicht nur
auf demografische Faktoren, sondern durch Stabilisierung der vorhande-
nen Wohnungsteilmrkte auf den Wandel der Nachfrage zu reagieren.
Aufgrund des gesellschaftlichen Wandels zeichnet sich eine Anpassungs-
aufgabe hinsichtlich der Qualitt des Wohnungsangebotes (Wohnungs-
gr§en, Wohnumfeldqualitt etc.) und der sozialen Einbindung ab. Um
die Chancen der Strkung stdtischer Wohnungsteilmrkte einschlie§lich
der Erffnung von Chancen zu neuen gesellschaftlichen Interaktions-
formen, baulich-rumlichen Qualitten und neuen Formen der Regulation
zu erkennen, sind innovative Beispiele zu untersuchen (s. Teil II).
Hinweise auf eine mgliche Grenzziehung seien erlaubt: ªEs kann also in
der praktischen Politik nur um mglichste Offenheit von Angeboten ge-
hen, um die Erweiterung der Optionen jedes Einzelnen in jeder Phase
seines Lebens. Die am ehesten richtige Antwort lautet: doppelt so gro§
und halb so teuer. Das ist zugleich die am wenigsten praktische Antwort.Ò
(Hu§ermann/Siebel, 1996: 333).
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Teil II
Evaluation von
Praxisbeispielen
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4. Wohnen in neuen städtischen
Wohnquartieren
In den 90er Jahren des 20. Jahrhunderts hat nach der Wiedervereinigung
die Diskussion um gro§flchige Stadterweiterungen wieder begonnen.
Insbesondere in wachsende Ballungsrume steht die Errichtung zusam-
menhngender neuer Stadtquartiere weiterhin zur Diskussion. In den 90er
Jahren stellte sich die Aufgabe nach den nicht immer positiven Erfahrun-
gen mit Trabantensiedlungen der 70er Jahre eine Qualitt zu erreichen,
die eine lebensfhige Stadterweiterung herstellt (Humpert, 1997: 9; Stadt
Hannover, 2000).
Eines der zentralen Kritikpunkte an den Gro§siedlungen der 70er Jahre
war die mangelnde Identifikation mit der Siedlung. Das Thema Bewohner-
beteiligung hat in dieser Diskussion eine hohe Bedeutung und in allen
Stadterweiterungen wurden unterschiedliche Formen der Bewohner-
beteiligung zur Erhhung der Identifikation mit den neuen Stadtteilen
angestrebt. Die Beteiligungsaufgaben reichen dabei von der Stadtteil-
ebene bis hin  zur Verbesserung der Identifikation mit Wohnumfeld und
der eigenen Wohnung. Die zentralen Ziele, die mit Beteiligungsmglich-
keiten im Wohnbereich verbunden werden, sind:
¥ die Untersttzung von Identifikation durch das Angebot, sich den
Wohnbereich aktiv aneignen zu knnen,
¥ die Frderung der Demokratisierung, mit der Mitspracherechte in Be-
zug auf Wohnung und das Wohnumfeld verbunden sein sollten,
¥ die Verbesserung des Gebrauchswertes von Wohnung und Wohnumfeld,
die durch das Angebot an Bewohnerinnen und Bewohnern, ihre Be-
drfnisse bei der Planung und Durchfhrung von Ma§nahmen direkt
einzubringen, erreicht werden kann.
Beteiligung ist jedoch nicht nur ein Zugestndnis an die Bewohnerinnen
und Bewohner, sondern auch ein wichtiges Instrument zur Umsetzung
wirtschaftlicher, kologischer und sozialpolitischer Ziele in der Wohnungs-
wirtschaft.
Durch Bewohnerbeteiligung wird beim Bau neuer Siedlungen schon frh-
zeitig das Herausbilden von Nachbarschaften gefrdert und damit zur
sozialen Stabilitt beigetragen. Nicht zuletzt stellt Bewohnerbeteiligung
ein Qualittsmerkmal dar, dass die Attraktivitt neuer Wohngebiete aus
94
Sicht der Bewohnerinnen und Bewohner und damit auch die Vermark-
tungschancen fr die Wohnungsunternehmen erhht. Wohnformen und
Nutzungsansprche an das Wohnumfeld werden vielfltiger. Der
Gebrauchswert von Wohnungsbau wird deswegen zunehmend davon be-
stimmt, wie weit gehend Bewohnerinnen und Bewohner Wohnung und
Wohnumfeld nach ihren individuellen Bedrfnissen mitgestalten knnen.
Au§erdem werden nachbarschaftliche Qualitten, deren Entstehen durch
Bewohnerbeteiligung untersttzt wird, zu einem immer wichtigeren Kri-
terium fr Wohnqualitt.
Darber hinaus entfaltet sich die Wirksamkeit vieler kologischer Kon-
zepte und Planungskomponenten nur, wenn sie in der Nutzungsphase
von Bewohnerinnen und Bewohnern mitgetragen werden. Dies setzt Ak-
zeptanz, Sachkenntnis und oftmals persnlichen Einsatz der Nutzerinnen
und Nutzer voraus. Diese Voraussetzungen mssen bereits rechtzeitig
durch Information und Beratung abgesichert werden.
Angesichts steigender Wohnkosten gewinnt auch die Mglichkeit der Ein-
bringung von Selbsthilfe aus Sicht von Bewohnerinnen und Bewohnern
an Bedeutung. Wenn in Abstimmung mit dem Unternehmen handwerkli-
che oder verwaltungstechnische Arbeiten in Selbsthilfe geleistet werden
knnen, trgt dies zur Identifikation bei und bietet darber hinaus die
Mglichkeit der Reduzierung von Wohnkosten.
Aus der Stadt  Hannover stehen zwei neue Wohnquartiere mit jeweils
mehr als 150 Wohneinheiten in dem neuen Stadtteil Hannover Kronsberg
und einer Arrondierung an den innenstadtnahen Stadtteil Nordstadt im
Zuge der Revitalisierung des alten Gterbahnhofsgelndes als Modellflle
zur Diskussion.
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4.1 Bewohnerbeteiligung im Mietwohnungsneubau -
Hannover Kronsberg
Im neuen Stadtteil Hannover Kronsberg entsteht am sdstlichen Stadt-
rand in ca. 8 km Entfernung zum Stadtzentrum in dem im Zusammen-
hang der Weltausstellung EXPO 2000 neu entwickelten und in der Stadt-
politik nicht unumstrittenen Stadtteil Kronsberg (Habermann-Nie§e, 1992:
111) am Kronsberg-Westhang in unmittelbarer Nachbarschaft zum Stadt-
teil Bemerode auf 130 ha ein Wohngebiet mit insgesamt ca. 6.000 Woh-
nungen fr 15.000 Einwohner entstehen. Bis zur Erffnung der Weltaus-
stellung EXPO 2000 wurden die ersten 3.000 Wohnungen errichtet. Das
kommunale Wohnungsunternehmen die Gesellschaft fr Bauen und Woh-
nen Hannover mbH (GBH) hat 1998 zwei Neubauprojekte mit insgesamt
210 Wohneinheiten errichtet.
Lageplan Neubaugebiet Hannover Kronsberg, Abbildung 21
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Mit dem Ziel, die Attraktivitt der Wohnungen zu erhhen und die Grund-
lage fr stabile Nachbarschaften zu schaffen, wurde das Institut fr
Wohnpolitik und Stadtkologie e.V. von der GBH beauftragt ein Konzept
zur Bewohnerbeteiligung zu entwickeln und auf dieser Basis den Betei-
ligungsprozess in den benannten Wohnungsneubauprojekten vorzube-
reiten und einzuleiten.
Die Projekte der GBH liegen im nrdlichen Quartier der neuen Siedlung.
Das Kronsberg-Karree an der Stra§e Oheriedetrift liegt am nordwestli-
chen Rand direkt gegenber der Stadtbahn-Haltestelle ªOheriedetriftÒ,
dem Schulzentrum Bemerode und einem Stadtteilpark, der die Stadtteile
Kronsberg und Bemerode miteinander verbindet. Die Wohnanlage  umfasst
einen Block mit 160 Wohneinheiten.
Die Zeile am Ellernbuschfeld liegt am Ostrand der Siedlung angrenzend
an die offenen Wiesenflchen des Kronsbergs, die als naturnahe Spiel-
und Erholungsflchen entwickelt werden sollen. Die Wohnanlage der GBH
umfasst nur den westlichen Blockrand als Wohnzeile mit 49 Wohneinhei-
ten. Daran anschlie§end werden weitere Mietwohnungen anderer Bau-
trger und am stlichen Blockrand Einfamilienhuser errichtet.
Wohnanlage Kronsberg Karree - Oheriedetrift
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Wohnanlage „Kronsberg Karree“
Zahl der Wohneinheiten: 160 WE
Gemenge: 11 1-Personen-Wohnungen
42 2-Personen-Wohnungen
61 3-Personen-Wohnungen
38 4-Personen-Wohnungen
8 5-Personen-Wohnungen
Architektur: Fink + Jocher, Mnchen
Uffelmann, Hannover
Freiraumplanung: Martin Diekmann, Hannover
Wohnanlage „Ellernbuschfeld“
Zahl der Wohneinheiten: 49 WE
Gemenge: 12 1-Personen-Wohnungen
2 2-Personen-Wohnungen
24 3-Personen-Wohnungen
2 4-Personen-Wohnungen
7 5-Personen-Wohnungen
2 7-Personen-Wohnungen
Architektur: GBH - Argyrakis, Smmer
Freiraumplanung: Bro Paul, Hannover
4.1.1 Belegungsvoraussetzungen der Wohnungsbauförderung
Alle Wohnungen werden im Rahmen des ffentlich gefrderten Wohnungs-
baus nach ⁄ 9 Wohnraumfrderungsgesetz (WFG) nach unterschiedli-
chen Frdervarianten errichtet. Im Zusammenhang mit dem Standort
Kronsberg ergeben sich aufgrund einer Sondervereinbarung zwischen Land
und Stadt Hannover fr die Belegung besondere Rahmenbedingungen,
die speziell fr den Wohnungsbau am Kronsberg  entwickelt wurden und
sich durch Sonderregelungen im Bezug auf Frderbedingungen und -sum-
men unterscheiden.
Wohnanlage Kronsberg Karree
Lehmbuschfeld
Wohnanlage Ellernbuschfeld
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Aufgrund der besonderen Frderbedingungen konnten am Kronsberg bei
der Erstbelegung die gesamten 209 Wohneinheiten vom Wohnungsunter-
nehmen direkt vergeben werden. Die Einkommensgrenzen nach ⁄ 9 WFG
knnen dabei nach einer Sondervereinbarung zwischen Stadt Hannover
und dem Land Niedersachsen um 100% berschritten werden. Darber
hinaus ergibt sich die Mglichkeit einer freien Erstbelegung, bei der die
Interessen der zuknftigen Bewohnerinnen und Bewohner an den Inhal-
ten des Projektes besonders bercksichtigt werden knnen.
Damit erffnete sich fr die Wohnungsunternehmen die Chance auf ei-
nem gleichsam freien Wohnungsmarkt die Vermarktungsfhigkeit dieses
neuen Stadtquartiers und des errichteten neuzeitlichen Stdte- und Woh-
nungsbaus mit weitlufiger Blockstruktur und Wohnungsneubau in Niedrig-
energiebauweise zu prfen.
4.1.2 Beteiligungsschritte
Zusammenstellen der Hausgemeinschaften
Um schon frhzeitig das Herausbilden stabiler Nachbarschaften zu fr-
dern, sollte den Bewohnerinnen und Bewohnern die Mglichkeit zur Aus-
wahl ihrer zuknftigen Wohnung nach Lage und Nachbarschaft gegeben
werden. Deswegen sollten sie bereits an der Wohnungsvergabe beteiligt
werden. Bei der Bewohnerwerbung wurde auf die Mitwirkungsmglich-
keiten beim Zusammenstellen der Hausgemeinschaften hingewiesen. Es
wurde deutlich gemacht, dass neben den Qualitten der individuellen
Wohnung das Finden von Nachbarschaft nach Interessen und Lebensstil-
wahl einen wichtigen Aspekt darstellt. Als Anhaltspunkte fr eine nach-
barschaftliche Belegung dienten Vorschlge fr eine Zuordnung bestimmter
Hausgruppen zu Wohnthemen, wie beispielsweise:
¥  ªWohnen mit KindernÒ,
¥ ªÄlter werden - Nachbarschaftlich wohnenÒ,
¥ ªUmweltbewu§t leben und wohnenÒ,
¥ ªJunges WohnenÒ oder
¥ ªAlt und JungÒ.
Diese Wohnthemen wurden aus dem vorgegebenen Wohnungsgemenge
sowie den Lage- und Ausstattungsqualitten bestimmter Huser entwik-
kelt. Im Wohnungsunternehmen wurden Interessenten mit ihren Prfe-
renzen fr bestimmte Wohnungen und Wohnthemen registriert.
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Die Vergabe der Wohnungen sollte zunchst gemeinsam auf einer Veran-
staltung (ªBelegungsmarktÒ), zu der alle Interessenten geladen werden,
abgeschlossen werden.  Dort sollten die unterschiedlichen Qualitten der
einzelnen Wohnungen wie auch die besondere Eignung einzelner Huser
fr bestimmte Lebens- und Nachbarschaftskonzepte vorgestellt und die
Zuordnung der Haushalte zu den verschiedenen Husern initiiert werden.
Dieses Verfahren konnte aufgrund spezifischer Rahmenbedingungen aus
Bauerstellung und Vermietung am Kronsberg nur in Anstzen realisiert
werden, so dass dort nur wenige tatschlich nach Wohnthemen und Nach-
barschaft ausgesuchte Haushalte zusammenfanden.
Im Belegungsverfahren wurden vielfltige Beteiligungsschritte und ge-
zielte Treffen von Hausgemeinschaften vor dem Einzug angeboten, so
dass in zahlreichen Hausgemeinschaften eine nachbarschaftliche Atmo-
sphre bereits vor dem Einzug hergestellt werden konnte.  Dadurch, dass
eine offene nicht belegungsgebundene Wohnungsauswahl mglich war
und die meisten Wohnungen auf dem Kronsberg zum gleichen Zeitpunkt
bezugsfertig wurden, haben viele untereinander Bekannte und Verwand-
te gemeinsam auf dem Kronsberg eine Wohnung gesucht, so dass einige
soziale Netzwerke schon vorab existierten.
Auswahl zwischen Grundrissvarianten
Durch die Beteiligung der Bewohnerinnen und Bewohnern und Bewohner
an der Grundrissplanung soll Identifikation gefrdert und der Gebrauchs-
wert von Wohnungen wesentlich verbessert werden. Im Baugebiet am
Kronsberg konnten frhzeitig Gestaltungsspielrume entwickelt werden,
auch wenn die Vorentwrfe schon abgestimmt waren und das Aus-
schreibungsverfahren fr einen Generalunternehmer  begonnen hatte.
Die Auswahlmglichkeiten bestanden in verschiedenen Detailvarianten
der Grundrissausfhrung. Dazu gehren Varianten der Kchengestaltung
(offene Kche - geschlossene Kche), ffnung des Wohnraumes auf den
Flur (offen - geschlossen) und Varianten  der Flurgestaltung  (mit oder
ohne Einbauelementen fr die Garderobe).
Die Varianten wurden in Informationsveranstaltungen und gemeinsamen
Sitzungen den zuknftigen Hausgemeinschaften vorgestellt, die Vor- und
Nachteile der unterschiedlichen Varianten erlutert und organisatorischen
Rahmenbedingungen geklrt. Nach individueller Besttigung zusammen
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mit Mietvertragsunterzeichnung  wurden die Wnsche der Mieterinnen
und Mieter zur Umsetzung weitergegeben.
Mitentscheiden bei der Ausstattung
Durch die Mglichkeit Ausstattungsstandards mitzubestimmen soll die
Verantwortung fr die eigene Wohnung gefrdert und damit auch die
Bereitschaft, diese entsprechend anzueignen, geweckt werden. In den
Vertrgen mit dem Generalunternehmer wurden Auswahlmglichkeiten
in Bezug auf Tapeten und Fliesen offen gehalten. Die zuknftigen Bewoh-
ner und Bewohnerinnen der Erdgeschosswohnungen hatten die Mglich-
keit  die Auswahl der Pflanzen fr ihre Grten mitzubestimmen. Die Mg-
lichkeit der Mitentscheidung bei bestimmten Ausstattungsstandards ist
ebenfalls als Beteiligungsangebot von Anfang an bei der Bewohnerwerbung
angekndigt worden. Die Wahlmglichkeit stand allerdings nur den Mieter-
haushalten zur Verfgung, die rechtzeitig (6 Monate vor Einzug) Mietver-
trge unterzeichneten. Die verschiedenen Wahlmglichkeiten wurden den
Bewohnerinnen und Bewohnern als Musterpalette prsentiert, waren aber
leider nicht - wie beabsichtigt - in einer Musterwohnung  zu begutachten.
Beratungstermine vor Ort wurden erst nach weiterem Baufortschritt mg-
lich.
Gestaltung und Aneignung der gemeinschaftlichen Freiflächen
Die gemeinschaftlichen Freiflchen bestimmen entscheidend den
Gebrauchswert des Wohnumfeldes. Ihre Gestaltung unter Beteiligung der
zuknftigen Bewohnerinnen und Bewohnern zu planen, ist insofern ein
wichtiger Beitrag, um die Wohnqualitt zu erhhen und Aneignung zu
ermglichen. Auch knnen mgliche Konflikte der Freiraumnutzung frh-
zeitig errtert werden. ber die Beteiligung an der Gestaltung kann dar-
ber hinaus die Bereitschaft der Bewohnerinnen und Bewohner, sich an
der Pflege der Freiflchen, z.B. in Form von Patenschaften fr Teilberei-
che, zu beteiligen, gefrdert werden.
Fr beide Blcke am Kronsberg wurden von den beauftragten Freiraum-
planungsbros bereits abgeschlossene Entwrfe vorgelegt. Diese Entwrfe
wurden mit der GBH abgestimmt und waren Bestandteil der Ausschrei-
bung fr Generalunternehmer. Mit den Freiraumplanungsbros wurden
erst anschlie§end mgliche Gestaltungsspielrume fr die Bewohner-
beteiligung zusammengestellt. Die konkrete Lage, Anordnung und Aus-
formung von Sitzgelegenheiten, Spielgerten u. . sollte im Rahmen der
Bewohnerbeteiligung mitbestimmt werden.
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Die zur Beteiligung an der Freiraumplanung eingerichteten Bewohner-
arbeitsgruppen konnten aufgrund des fortgeschrittenen Entwurfsstadiums
geringfgige Korrekturen vornehmen. Die Mitwirkung beschrnkte sich
auf die Auswahl von Spielgerten und die Platzierung von Sitzgelegen-
heiten. Auf Anregung der
Bewohnerarbeitsgruppe am
Ellernbuschfeld wurde ber
die Entwurfsvorschlge hin-
aus eine Wasserspielmg-
lichkeit auf den Spielflchen
fr Kinder eingerichtet und
am Rande der innen liegen-
den Freiflche eine Flche
fr Mietergrten freigehal-
ten. Die Bepflanzung der
privaten Grten der Erdge-
schosswohnungen wurde anschlie§end auf Anregung der Bewohner-
beteiligung im Rahmen einer gemeinschaftlichen Aktion vorgenommen.
Diese Aktion betraf nicht die Rahmenpflanzungen wie Hecken etc. son-
dern vor allem Schmuckpflanzen, die den Erdgeschossanliegern vom
Wohnungsunternehmen fr eine Pflanzaktion kostenlos zur Verfgung ge-
stellt wurden.
Aneignung von Gemeinschaftsräumen
Gemeinschaftsrume sind Orte fr nachbarschaftliche Kommunikation und
bieten Platz fr verschiedene gemeinschaftliche Aktivitten der Bewoh-
nerinnen und Bewohner. Dort knnen Versammlungen und Feste stattfin-
den oder auch Bewohnerinitiativen sich einrichten, die eine gemeinsame
Kinderbetreuung, Werkstatt oder hnliches organisieren wollen. Darber
hinaus ist das Anmieten durch einzelne Hausbewohner fr private Feste
oder als Gstewohnung denkbar.
Das konkrete Nutzungskonzept sowie die Einrichtung der Gemeinschafts-
rume ist an den Bedrfnissen der Nutzerinnen und Nutzer auszurichten.
Durch die Beteiligung ist die Aneignung dieser gemeinschaftlichen
Verfgungsflchen zu frdern und es kann die Basis fr eine sptere Selbst-
verwaltung geschaffen werden.
Pflanzaktion im Kronsberg Karree
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In beiden Blcken am Kronsberg ist jeweils ein Gemeinschaftsraum vor-
gesehen. Im Block an der Oheriedetrift ist der Gemeinschaftsraum im
Erdgescho§ der Huserzeile an der Oheriedetrift untergebracht. Mit ca.
66 qm bietet er als Gemeinschaftsflche fr 160 Wohneinheiten aller-
dings wenig Raum fr unterschiedliche Nutzungsansprche. Im Block am
Ellernbuschfeld liegt der Gemeinschaftsraum im Erdgescho§ der Huser-
zeile am Durchgang zum Innenhof. Fr die 49 Wohneinheiten ist eine
Flche von 50 m2 vorgesehen.
Die Grundrisse aller Gemeinschaftsrume sind bis auf die Toilettenrume
und die Einrichtung von Installationswnden fr die Kchen weit gehend
nutzungsneutral gestaltet. Fr die Einrichtung der Gemeinschaftsrume
wurde der zuknftigen Nutzergruppe ein Ausstattungsbudget von ca. 5.000
EUR je Nutzungseinheit  bereitgestellt, ber dessen Verwendung nach
Feststehen des Nutzungskonzeptes unter Beteiligung der Bewohnerinnen
und Bewohnern und Bewohner im einzelnen entschieden wurde (Grund-
ausstattung mit Regalen, Tischen, Sthlen, Kchenzeile, Gardinen und
weitere Einrichtungsgegenstnde).
Die Mglichkeiten, die die Gemeinschaftsrume den zuknftigen Bewoh-
nerinnen und Bewohnern bieten, wurde von Anfang an in Informations-
blttern und -veranstaltungen thematisiert. Allerdings wurden die Ge-
meinschaftsrume erst nach Bezug der Wohnungen fertig gestellt, so dass
ein frhzeitiges Treffen in den Rumen, um sie in das Bewusstsein der
Bewohnerinnen und Bewohner zu rcken und deren Aneignung zu fr-
dern, nicht mglich war.
Es wurde auf allen Informationsveranstaltungen und Nachbarschaftstreffen
angeregt, dass sich alle Interessenten, die Nutzungsideen fr die Ge-
meinschaftsrume umsetzen mchten, in Arbeitsgruppen zusammenset-
zen und Vorschlge entwickeln knnen. Ziel war es, zu einer weit gehen-
den Selbstorganisation zu kommen, da das Wohnungsunternehmen nicht
die Absicht hatte, die Verwaltung der Gemeinschaftseinrichtungen zu-
stzlich  zu betreuen.
Auf Veranlassung und unter Begleitung der intermediren Begleitung (IWS)
trafen sich die Interessierten und erarbeiteten weit gehend selbstndig
ein Nutzungskonzept und entsprechende Nutzungsvereinbarungen/
Nutzungsregelungen, die die Interessen der AG«s aber auch den Stadt-
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teil bergreifender Ansprche und Entwicklungsmglichkeiten bercksich-
tigten.
Auf den vorbereitenden Treffen wurden Einrichtungsvorschlge fr  die
Gemeinschaftsrume von den Beteiligten ausgearbeitet und Aufgaben in
der Gruppe verteilt. Die Einrichtungswnsche wurden mit dem Wohnungs-
unternehmen (GBH) abgestimmt und anschlie§end durch die Bewohne-
rinnen und Bewohner und tlw. durch die Bauleitung der GBH realisiert.
Die Gemeinschaftsrume wurden nach Einrichtung in einer durch die ak-
tiven Bewohnerinnen und Bewohner initiierten Erffnungsfeier der ge-
samten Wohnanlage prsentiert.
Gründung eines Bewohnervereins
Die Form der Selbstorganisation, die sich im Rahmen der Bewohner-
beteiligung entwickelt, sowie die Mietermitbestimmung bei der Wohnungs-
verwaltung setzen einen legitimierten Interessenzusammenschluss der
Bewohnerinnen und Bewohner voraus. Um einerseits einen verbindlichen
Rahmen fr die Zusammenarbeit der Akteure untereinander zu schaffen
und andererseits eine Ver-
tretung nach au§en und ge-
genber dem Wohnungs—
unternehmen zu regeln, ist
der Aufbau einer rechtsf-
higen Organisationsform er-
forderlich.
Mit dem Betrieb und der
selbstndigen Verwaltung
der Gemeinschaftsrume
ergibt sich in den Wohnan-
lagen am Kronsberg auch
fr das Wohnungsunter-
nehmen (GBH) erstmalig der Ansatz, einen eigenstndigen Bewohner-
verein zu grnden, der neben den rtlichen Mieterbeirat tritt. Mit der sich
abzeichnenden intensiven Benutzung und einer damit erforderlichen Be-
treuung der Gemeinschaftsrume werden die bisherigen Aufgaben eines
rtlichen Mieterbeirates, der sich auch auf nur wenige Personen beschrnkt,
berschritten. Dadurch, dass sich um die Gemeinschaftsrume erheblich
mehr Personen aktiviert haben, bietet sich die Chance und aus organisa-
Bewohnerfest zur Einweihung des Gemeinschaftsraumes an der
Oheriedetrift
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torischen und rechtlichen Grnden tlw. auch die Verpflichtung, die Benut-
zung und Verwaltung der Gemeinschaftsrume  einem Bewohnerverein
zu bertragen.
Aufgrund der zwischenzeitlich sehr aktiven Beteiligung der Bewohnerin-
nen und Bewohner hat sich ergeben, dass im Kronsbergkarree inzwi-
schen ber die in der GBH blichen Mieterbeiratswahlen, zu denen sich in
jedem Blockrand Mieter und Mieterinnen zur Wahl stellten und tlw. sogar
konkurrierende Wahlvorschlge vorlagen. 4 Mieterinnen und Mieter wur-
den in den Beirat gewhlt wurden, wodurch eine erste Form der Selbst-
verwaltung im Block erreicht wurde, die ggf. im zweiten Schritt dann zu
einem eigenstndigen Bewohnerverein fhren kann.
Chronologie
Frhjahr 1997 Informationsveranstaltung
Bewohnerwerbung und
Informationsveranstaltung im
Stadtzentrum Hannover
Mrz bis
September 1997 Beteiligungsschritte
Durchfhrung von Beteiligungsschritten von der
Grundrissgestaltung bis zur Wahl der Tapeten
Frhjahr 1998 Bezug der Wohnungen
Einzug in die Wohnungen in einen Stadtteil, der
sich als Baustelle prsentiert, mit Gummistiefeln
als Einzugsprsent des Wohnungsunternehmens
Mrz 1998 Beteiligungsverfahren Gemeinschaftsrume
Versammlungen zur Nutzung der
Gemeinschaftsrume
Frhsommer 1998 Gemeinsame Pflanzaktionen zur Begrnung
der Mietergrten
Durchfhrung von Beteiligungsverfahren
Sommer 1998 Bewohnerfeste
Organisiert von aktiven Mietern und GBH finden
Bewohnerfeste statt, mit dem die
Gemeinschaftsrume offiziell erffnet werden.
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4.2 Belegungsmarkt und Gemeinschaftshaus -
Wohnanlage Am Weidendamm -
Hannover Nordstadt
Die Wohnungsunternehmen NILEG und GBH haben in der Hannoverschen
Nordstadt ein Neubauprojekt mit 198 Wohnungen errichtet, das im Frh-
jahr 1999 bezogen wurde. Die neue Wohnanlage wurde im Rahmen des
Sozialen Wohnungsbaus errichtet. Fr den berwiegenden Teil der Woh-
nungen hat die Stadt Hannover das kommunale Belegungs- bzw. Beset-
zungsrecht inne.
In der Nordstadt kamen in der Planungsphase Bedenken zur Sozial-
vertrglichkeit des Projektes im Stadtteilgefge auf. Seit dem Frhjahr
1997 wurde deswegen im Rahmen des Stadtteilforums Nordstadt mit
den verschiedenen am Projekt Beteiligten - Bautrger, Architekten,
Sanierungsabteilung und Wohnungsamt der Stadt Hannover - daran ge-
arbeitet, die Rahmenbedingungen des Projektes zu verbessern, um die
Voraussetzungen fr eine sozialstrukturell stabile Wohnanlage zu schaf-
fen. Eines der zentralen Ergebnisse dieses Beteiligungsverfahrens war
die Entscheidung, auf ein Wohngebude zu verzichten und statt dessen
ein Gemeinschaftshaus zu errichten. Es sollten neue Anstze der
Bewohnerbeteiligung verfolgt werden und dazu wurden in diesem Projekt
zwei Ideen aufgegriffen: Die Mitwirkung an der Auswahl der Nachbar-
Wohnanlage am Weidendamm
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schaft auf ªBelegungsmrktenÒ und die Beauftragung einer intermedi-
ren Organisation zur Aneignung des Gemeinschaftshauses.
4.2.1 Belegungsmarkt
Als erste Konsequenz sollte den zuknftigen Bewohnerinnen und Bewoh-
nern im Rahmen der Erstbelegung strkere Mitwirkungsmglichkeiten ein-
gerumt werden. Dazu sollte ihnen die Mglichkeit geboten werden, an
der Auswahl ihrer Nachbarn, der Zusammenstellung der Hausgemein-
schaften mitzuwirken und damit ihre Nachbarn schon vor Bezug ihrer
Wohnungen kennen zu lernen. Das Institut fr Wohnpolitik und Stadt-
kologie (IWS) wurde als intermedire Organisation mit der Planung und
Durchfhrung beauftragt.
Belegungsvoraussetzungen
Die Wohnungen des kommunalen Wohnungsunternehmens wurden im
Rahmen der Frderung des ffentlich gefrderten Wohnungsbaus errich-
tet. Es galten damit fr alle Bewerberinnen und Bewerber die Einkom-
mensgrenzen nach ⁄ 9 WoFG.
Bei 50% der Wohnungen wur-
de eine 20%ige berschrei-
tung dieser Einkommens-
grenzen vereinbart. Fr 51
der 72 Wohnungen hatte die
Stadt ein direktes Beset-
zungsrecht, verzichtete aber
im Rahmen der Erstbelegung
auf die Ausbung fr weitere
26 Wohnungen.
Nach Verabredung dieser Vorgaben sollte im Belegungsverfahren eine
weiterhin intensive Kooperation zwischen dem stdtischen Amt fr Woh-
nungswesen und den Beteiligten vereinbart. Lediglich fr 25 Haushalte
wurden nach Abstimmung mit der fr die Belegung im Stadtteil ebenfalls
mit Mitspracherechten ausgestatteten rtlichen Sanierungskommission
eine Liste mit Dringlichkeitsfllen aufgestellt, die sich allerdings auch an
den Belegungsmrkten zu beteiligen hatten.
Belegungsmarkt fr die Wohnanlage am Weidendamm
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Durchführung des Belegungsmarktes
ber Zeitungsanzeigen wurden etwa ein halbes Jahr vor Bezugsfertigkeit
Interessenten ber das Neubauprojekt und das geplante Belegungs-
verfahren informiert und zu einer ffentlichen Informationsveranstaltung
im Stadtteil eingeladen. Etwa 150 Interessenten erschienen, um sich fr
die 79 Wohnungen zu bewerben. Nach Erluterungen zum Belegungs-
modell wurden Bewerberinnen  und Bewerber aufgefordert, einen
Interessentenbogen der GBH und einen Fragebogen zum nachbarschaft-
lichen Belegungskonzept mit Platz zum Darstellen der persnlichen In-
teressen am Wohnen in der Wohnanlage auszufllen. Die Fragebgen
sollten in einer kurzen Frist an die GBH geschickt werden.
Bis zum Stichtag hatten sich 159 Haushalte bei der GBH beworben, da-
von waren nach eigenen Angaben 75 deutsch (47%), 77 anderer Natio-
nalitt (48,5%), 2 Aussied-
ler-Haushalte und 4 ge-
mischte Ehen. 50 Bewerbun-
gen (32%) kamen von be-
reits in der Nordstadt leben-
den Haushalten. 44 Bewer-
berinnen (28%) machten
von dem Angebot gebrauch,
sich gemeinsam mit be-
freundeten oder verwandten
Haushalten zu bewerben.
Das Gr§te Interesse bestand an den Wohnthemen ªWohnen mit Kin-
dernÒ (96 Haushalte) und ªJung und Alt unter einem DachÒ (76 Haushal-
te). 32 Haushalte whlten das Wohnthema ªJunges WohnenÒ, 24 Haus-
halte das Thema ªAlleinerziehend aber nicht alleinÒ. Die Wohnthemen
waren vorgegeben und ergaben sich aus dem Angebot an Wohnungs-
grundrissen an den einzelnen Treppenhusern.
Aus den 158 Bewerberhaushalten wurden anschlie§end in enger Koope-
ration mit der Stadt Hannover und dem rtliche kommunalen Sozialdienst
die Haushalte ausgewhlt, die zu einem der zwei sich aus der Struktur
der Wohnanlage anbietenden Belegungsmrkte eingeladen wurden.
Abstimmung der Wohnungsbelegung vor Ort
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Zum ersten Belegungsmarkt wurden fr die 33 zu vermietenden Woh-
nungen 43 Haushalte eingeladen. Zum zweiten Belegungsmarkt fr die
zu vermietenden 39 Wohnungen 58 Haushalte. Allen eingeladenen Haus-
halten wurde die Mglichkeit gegeben, in der Woche vor dem Belegungs-
markt die Wohnanlage zu besichtigen. Nach Vorstellung des Belegungs-
verfahrens und Erluterung der Grundrisse wurden alle Anwesenden auf-
gefordert, auf einem bersichtsplan die Wohnung zu kennzeichnen, die
sie gerne beziehen wrden. Die daraus resultierenden Hausgruppen konn-
ten sich anschlie§end in einzelnen Gruppenrumen in kleiner Runde zum
Kennenlernen zusammensetzen.
Konkurrierende Wohnwnsche wurden in diesen kleinen Runden bespro-
chen. In den meisten Fllen konnten so Interessenkonflikte durch Wech-
sel oder Tausch von Bewerbungen selbst gelst werden. Dort wo einver-
nehmliche Lsungen im Haus nicht zu finden waren, wurden Interessen-
ten in die Kleingruppen des Nachbarhauses mit identischen Grundrissen
— was fr das Belegungsverfahren sehr hilfreich war — geschickt oder
anschlie§end zwischen  GBH und IWS gemeinsam entschieden, welchem
Bewerberhaushalt der Vorzug gegeben werden sollte.
47 Haushalten konnte ber den ersten und zweiten Belegungsmarkt eine
Wohnung vermittelt werden. Ein gro§er Teil hatte bereits am Abend ei-
nen Mietvertrag abgeschlossen. Von ihnen waren nach eigenen Angaben
23 deutscher, 11 trkischer, zwei iranischer, zwei italienischer, zwei polni-
scher, ein vietnamesischer, ein libanesischer, ein jugoslawischer, ein afri-
kanischer Nationalitt und zwei Aussiedlerhaushalte.
Gerade in den Anfangswochen wirkten sich die Kontakte aus den
Belegungsmrkten positiv auf das Wohnklima aus. Die Menschen spra-
chen miteinander - die meisten duzten sich - und halfen sich gerade in
der Einzugsphase gegenseitig. Nach rund 2 Jahren Wohndauer liegt die
Fluktuation bei 4%, was im Vergleich zu anderen vergleichbaren
Wohnungsbestnden mit einer Fluktuationsrate von 12 - 14% auffllig
niedrig ist (Stadt Hannover, 2002 a: 21).
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4.2.2Gemeinschaftshaus
Um fr das neu errichtete Gemeinschaftshaus ein hchstes Ma§ an Ak-
zeptanz herzustellen  sollte die Verwaltung des Gemeinschaftshauses
soweit wie mglich in die Selbstverwaltung der Bewohnerinnen und Be-
wohner berfhrt werden. Identifikation und Aneignung sollten gefrdert
und die Verwaltungskosten sollten gering gehalten werden. Es wurde ein
zweistufiges Verfahren vorgeschlagen. Zunchst sollte ber ein Informa-
tionsblatt fr das Gemeinschaftshaus geworben und auf Hausversammlun-
gen die Bereitschaft zur Selbstverwaltung bei den Mieterinnen und Mie-
tern ausgelotet werden. Bei
gengend Interesse sollten
in einem zweiten Schritt die
an der Selbstverwaltung des
Gemeinschaftshauses inter-
essierten Mieterinnen und
Mieter bei der Entwicklung
eines Nutzungs- und Ein-
richtungskonzeptes sowie
bei dem Aufbau eines Be—
wohnervereins untersttzt
werden.
Mit den insgesamt 15 an einem Treppenhaus gelegenen Hausgemein-
schaften wurden Versammlungen durchgefhrt. Es zeigte sich, dass das
Interesse an der Nutzung des Gemeinschaftshauses in der Bewohner-
schaft hoch war. Die Bewohnerinnen und Bewohner wollten das Gemein-
schaftshaus sowohl fr nachbarschaftliche Treffen, fr Freizeitangebote
fr einzelne Nutzergruppen, wie Kinder, Jugendliche, als auch fr private
Feiern nutzen. Neben dem Thema Gemeinschaftshaus waren die Haust-
reffen geprgt von dem Interesse, sich ber die Mngel der Einwohnphase
auszutauschen. 33 Haushalte bekundeten schlie§lich ihre Bereitschaft zur
Mitarbeit im Rahmen der Selbstverwaltung des Gemeinschaftshauses. Eine
gute Basis, um den Aufbau eines Bewohnervereins voranzutreiben. Fol-
gende Rahmenbedingungen wurden von den Wohnungsunternehmen fr
die Selbstverwaltung festgelegt:
Das Gemeinschaftshaus am Weidendamm
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¥ Das Gemeinschaftshaus sollte dem Verein bis auf weiteres mietfrei
berlassen werden.
¥ Ein zwischen Bewohnerverein und Wohnungsunternehmen auszuhan-
delnder Anteil der Betriebskosten sollte vom Verein gedeckt werden.
¥ Die Vereinssatzung, Nutzungsordnung und Nutzungsvertrge sollten
von den Bewohnerinnen und Bewohnern entworfen und mit dem
Wohnungsunternehmen abgestimmt werden.
¥ Fr die Einrichtung wurde ein Etat von ca. 10.000 EUR von Seiten der
Wohnungsunternehmen bereitgestellt.
Die offizielle Erffnung des Gemeinschaftshauses sollte im September
1999 mit einem Bewohnerfest gefeiert werden. An diesem Tag sollte auch
die Schlsselbergabe an die Bewohnerinnen und Bewohner erfolgen.
Damit war der Zeitrahmen fr die Vereinsgrndung von den Wohnungs-
unternehmen gesetzt.
Auf vier Treffen, an denen jeweils zwischen 10 und 20 Bewohnerinnen
und Bewohner teilnahmen, wurde im Juli von den Bewohnerinnen und
Bewohnern - untersttzt vom IWS - die Einrichtung des Gemeinschafts-
hauses zusammengestellt, eine Nutzungsordnung entworfen und die Sat-
zung fr den Bewohnerverein ausgearbeitet. Einzelne Bewohnerinnen und
Bewohner erklrten sich im Vorfeld bereit, feste Aufgaben im Rahmen
der Selbstverwaltung, wie die Schlsselverwaltung, die Vorstandsarbeit
im Verein, die Kassenfhrung u.. zu bernehmen. Andere wollten die
Organisation von Freizeitangeboten fr bestimmte Nutzergruppen ber-
nehmen. Beispielsweise sollten ein regelm§iges Treffen von trkischen
Frauen oder auch Bastelnachmittage fr Kinder angeboten werden.
Im August 1999 wurde schlie§lich der Bewohnerverein ÒGemeinschafts-
haus MhringsbergÓ gegrndet. Zur Grndungsversammlung erschienen
8 Bewohnerinnen und Bewohnern. Die geringe Beteiligung war unter an-
derem darauf zurckzufhren, dass der Grndungstermin in die Som-
merferien gelegt werden musste, um eine Grndung vor dem von den
Wohnungsunternehmen geplanten Bewohnerfest zu ermglichen (einzel-
ne trkische Bewohnerinnen und Bewohnern kamen nach eigenen Aus-
sagen nicht zu der Versammlung, weil in der Trkei das gro§e Erdbeben
stattgefunden hatte und sie in Sorge um ihre Familienangehrigen Tele-
fon und Fernseher nicht verlassen wollten). Als weitere Grnde fr das
Fernbleiben einiger Bewohnerinnen und Bewohner wurden allerdings auch
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Verunsicherung und Zurckhaltung gegenber der Verantwortung, die
ein Bewohnerverein zu bernehmen htte, genannt.
Die anwesenden Bewohnerinnen und Bewohner beschlossen, den Verein
trotz der geringen Beteiligung an der Grndungsversammlung im Hin-
blick auf die geplante Schlsselbergabe zu grnden und verabschiede-
ten die vorgeschlagene Satzung. Sie vereinbarten, zunchst  einen vor-
lufigen Vorstand zu whlen. Bis zum und auf dem Bewohnerfest sollte
noch einmal fr den Verein geworben werden, um am 21.9.99 auf einer
ersten Mitgliederversammlung mit strkerer Beteiligung den endgltigen
Vorstand zu whlen.
Im Vorfeld und whrend des Bewohnerfestes gewann die GBH den Ein-
druck, dass die Forderung
nach einem Bewohnerverein
als Ansprech- und Vertrags-
partner der Wohnungsun-
ternehmen die Bewohnerin-
nen und Bewohner zunchst
berfordern wird. Auf der
Sitzung am 21.September
1999 wurde daraufhin von
der GBH zum ersten Mal ein
Alternativvorschlag zur
Selbstverwaltung des Ge-
meinschaftshauses durch
den Bewohnerverein einge-
bracht. Das Wohnungsunternehmen erklrte sich bereit, die Verwaltung
des Gemeinschaftshauses in Zusammenarbeit mit einzelnen Bewohner-
vertretern zu bernehmen.
Die Bewohnerinnen und Bewohner hielten trotz des Alternativvorschla-
ges zunchst mehrheitlich an dem Vereinsmodell fest. 19 Bewohnerinnen
und Bewohner hatten mittlerweile ihren Wunsch geu§ert, dem Verein
beizutreten. Sieben Personen erklrten sich an dem Abend bereit, aktiv
im Vorstand des Vereines mitzuarbeiten. Vier von ihnen wurden, um der
Satzung zu gengen und erst einmal eine kleine, arbeitsfhige Gruppe
aufzubauen, von der Versammlung in den Vorstand gewhlt.
Bewohnerfest am Weidendamm
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Bereits wenige Tage spter traten allerdings zwei Vorstandsmitglieder
von ihrem Amt zurck. Mit dem Vorschlag der GBH, das Gemeinschafts-
haus zu verwalten, war die Motivation der Vereinsmitglieder stark gesun-
ken. Es war nicht mehr deutlich, warum die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner im Rahmen der Selbstverwaltung eine hohe Eigenverantwortung auf
sich nehmen sollten, wenn die GBH anbot, diese Verantwortung selbst zu
bernehmen. Es wurde schlie§lich auf einem Treffen im September 1999
mehrheitlich beschlossen, den weiteren Aufbau des gegrndeten Vereins
ÓGemeinschaftshaus Mhringsberg - Internationale Interessengemein-
schaftÓ auszusetzen und auf das Angebot der Wohnungsunternehmen,
die Verwaltung in der ersten Zeit zu bernehmen, einzugehen.
Der Versuch, in einer neuen Wohnanlage des sozialen Wohnungsbaus mit
fast 200 Wohneinheiten einen Bewohnerverein aufzubauen, der ein Ge-
meinschaftshaus weit gehend selbststndig verwaltet, war ein Experi-
ment, fr das es in Deutschland nur wenige Vorbilder gibt. Auch wenn
von Seiten der Wohnungsunternehmen mit der zugesagten Mietfreiheit,
dem Einrichtungsbudget und der Beauftragung des IWS als intermedi-
rer Trger der Schritt in die Selbstverwaltung stark untersttzt wurde,
waren die Rahmenbedingungen fr dieses Experiment am Weidendamm
nicht einfach. Die Identifikation mit den Gemeinschaftsrumen ist in Wohn-
anlagen dieser Gr§e schwerer herzustellen, als in berschaubareren
Wohngebieten. Hinzu kommt am Weidendamm - wie im Laufe des Ver-
fahrens deutlich wurde -, dass soziale und interkulturelle Probleme das
nachbarschaftliche Zusammenleben in der Wohnanlage belasten. Die ei-
genstndige Verwaltung des Gemeinschaftshauses als Voraussetzung fr
die Aufnahme der Nutzung des Gemeinschaftshauses stellte eine ber-
forderung fr die Bewohnerinnen und Bewohner dar, auch wenn das En-
gagement der Bewohnerinnen und Bewohner im Beteiligungsverfahren
gro§ und die Bereitschaft zur aktiven Mitarbeit vorhanden war. Durch
eine bergangsweise Untersttzung des Bewohnervereins knnte jedoch
der Weg in die weit gehende Selbstverwaltung geebnet werden. Die ber-
nahme der Verwaltung durch das Wohnungsunternehmen fr eine An-
fangsphase ist eine Chance, wenn die Arbeit nicht darauf ausgerichtet
wird, eine Versorgung bereitzustellen, sondern der Aufbau von Selbst-
verantwortung  im Sinne einer ªHilfe zur SelbsthilfeÒ gefrdert wird.
Die GBH hat anschlie§end  fr die Verwaltung des Gemeinschaftshauses
einen neue Teilzeitarbeitsplatz eingerichtet. Das Gemeinschaftshaus wird
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heute intensiv genutzt. In der Woche treffen sich Bewohnerinnen zum
Frauencafe, Vereine aus dem Stadtteil machen Angebote und fast jedes
Wochenende ist das Haus belegt. Private Feiern mssen aufgrund der
intensiven Nachfrage mindestens drei Monate im Voraus angemeldet wer-
den (Stand 2002).
Chronologie
Juni 1998 Informationsveranstaltung
Bewohnerwerbung und Informationsveranstaltung im
Stadtteil.
Oktober 1998 Belegungsmarkt
Durchfhrung von zwei Belegungsmrkten im Stadtteil-
zentrum
Frhjahr 1999 Bezug der Wohnungen
Einzug in die Wohnungen
Mai 1999 Beginn des Beteiligungsverfahrens Gemeinschafts-
haus
Vom IWS wird ein Informationsblatt ber das Gemein-
schaftshaus entwickelt, das an alle Haushalte in der
Wohnanlage verschickt wird.
Juni 1999 Hausversammlungen
Auf Hausversammlungen werden den Bewohnerinnen
und Bewohnern der 15 Hausgemeinschaften die Nut-
zungs- und Beteiligungsmglichkeiten in Bezug auf das
Gemeinschaftshaus vorgestellt. Die InteressentInnen fr
die Mitarbeit in einer Bewohnerarbeitsgruppe zur Ent-
wicklung und des Nutzungs- und Einrichtungskonzeptes
werden gesammelt. 33 Haushalte melden ihr Interesse
an einer aktiven Mitarbeit an.
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Juli 1999 Arbeitsgruppentreffen
Auf 4 Treffen werden von der Bewohnerarbeitsgruppe
untersttzt vom IWS Vorschlge zur Einrichtung des Ge-
meinschaftshauses zusammengestellt, eine Nutzungs-
ordnung entworfen und eine Satzung fr einen Bewoh-
nerverein ausgearbeitet.
18.8.1999 Grndung des Bewohnervereins
Der Bewohnerverein ªGemeinschaftshaus MhringsbergÒ
wird von acht Grndungsmitgliedern gegrndet. Die
Satzung wird von ihnen beschlossen und unterzeichnet.
Es werden vier Vorstandsmitglieder fr fnf Wochen vor-
lufig gewhlt.
17.9.1999 Bewohnerfest
Organisiert von der NILEG und der GBH findet ein
Bewohnerfest am Weidendamm statt, mit dem das Ge-
meinschaftshaus offiziell erffnet wird.
Ende
September
1999 bernahme der Verwaltung des Gemeinschafts-
hauses durch die GBH
Nach dem Bewohnerfest fanden zwei weitere Treffen der
Bewohnerinnen und Bewohner zum Gemeinschaftshaus
statt. Letztlich wurde das Angebot der GBH, die Verwal-
tung zunchst selbst zu bernehmen, von den Bewoh-
nerinnen und Bewohnern angenommen.
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4.3 Beitrag der Bewohnerbeteiligung
in neuen Wohnquartieren zum
Wohnen in der Stadt
Identifikation mit Stadtteil und Wohnumfeld
Der Stadtteil Hannover Kronsberg ist neu entstanden, um rechtzeitig auf
die im Zuge der EXPO befrchteten Belastung des Wohnungsmarktes zu
reagieren. Das Wohnungsangebot besteht zu einem hohen Anteil aus f-
fentlich gefrderten Wohnungen, auch wenn eine freie Erstbelegung ver-
einbart wurde. Der neue den stdtebaulichen Mustern der 90er Jahre
entsprechende Siedlungstyp mit 4-geschossiger weitlufiger Block-
bauweise und kologisch orientierter Bautechnik und Gestaltmustern
sprach auch hhere Einkommensgruppen an, die sich von dem Neubau
und auch der Lage des Stadtteils in den stadtstrukturell und soziokulturell
wenig stigmatisierten Osten der Stadt Hannover angezogen fhlten. In
der begleiteten Belegungsphase von 1999 bis 2001 blieb eine heteroge-
ne Belegung der Wohnanlagen erhalten und die Beteiligung an der Bil-
dung der Nachbarschaft war soziokulturell uneingeschrnkt, wenn auch
Grenzen immer wieder erkennbar wurden und bis heute erkennbar sind.
Die Wohnungen am Kronsberg sind neu errichtet und bilden den neuen
Stadtteil. Sie stellen in der Stadtffentlichkeit ein Qualittsgewinn dar,
dessen zuknftige Entwicklung aufgrund des innewohnenden sozialen Stig-
mas aufmerksam wahrgenommen wird. Bisher wird der Stadtteil auf-
grund vielfltiger Aktivitten als ein aktiver erlebt und nicht negativ wahr-
genommen. Einzelne Akteure, die im nachbarschaftlichen Belegungs-
konzept fr den Einzug gewonnen werden konnten, engagieren sich mitt-
lerweile auch fr den ganzen Stadtteil.
Das Neubaugebiet am Weidendamm - auf dem ehemaligen Gterbahnhofs-
gelnde gelegen - stellt eine Arrondierung zum Grnderzeitstadtteil Nord-
stadt dar und war aufgrund seiner zentrumsnahen Lage von vornherein
fr alle Nachfragegruppen sehr attraktiv. Konnten hinsichtlich der Ent-
wicklung stdtischer Lebensweisen in der multikulturell bewohnten Wohn-
anlage am Weidendamm hnliche Verhaltensmuster wie am Kronsberg
beobachtet werden, so ist die Wohnanlage als im Stadtgebiet an ein
Grnderzeitquartier angebautes Wohnquartier stadtstrukturell  und
soziokulturell von vornherein eingebunden gewesen und somit anders zu
beurteilen und insgesamt als unauffllig zu bezeichnen. Die Belegung mit
Familien, die einen  sehr engen Bezug zur Nordstadt haben (Familien-
grndung etc.), hat auch bei einer Belegung mit 50% Familien und Haus-
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halten aus nichtdeutschen Herkunftslndern zu keiner besonderen Ab-
grenzung gefhrt. Das Stadtteilimage eines gemischt belegten Stadtteils
mit hohem Studenten- und Auslnderanteil blieb unverndert erhalten.
Kooperation der Akteure
Voraussetzung der Projektentwicklung war in der ersten Stufe der Ko-
operation zwischen den GBH und IWS. Die Kooperation zwischen
Wohnungsunternehmen und intermedirer Organisation hat in beiden Fl-
len insbesondere zur Auflsung von mglichen und tatschlichen Konflik-
ten zwischen Mieter und Vermieter gefhrt. Vor Ort war immer ein An-
sprechpartner anwesend, der Alltagsfragen eines neuen Wohnquartiers
entgegen nimmt und dem Wohnungsunternehmen meldet.  Das Unter-
nehmen war damit auf weitere Anfragen vorbereitet und konnte rechtzei-
tig reagieren.
Entwicklung bürgerschaftlichen Engagements
Die Beteiligungsschritte bei Errichtung der Wohnanlagen und bei der wei-
teren Strkung der Bedeutung des Stadtteils im Stadtgebiet haben ein
besonderes brgerschaftliches Engagements bewirkt. Es haben sich klei-
ne Nachbarschaften in berschaubaren Hausgemeinschaften herausge-
bildet, die das Gerst fr eine soziale Stabilisierung darstellen knnen,
wenn sie ausreichend bestrkt werden und nicht als die notorischen Str-
mieter disqualifiziert werden. Das neu entstandene zivilgesellschaftliche
Engagement (erhhte Teilnahme an Mieterbeiratswahlen etc.) einzelner
Mieter spricht fr die Qualitt des Beteiligungsverfahrens, wenn es auch
im Einzelfall Abgrenzung und Rckzug anderer bewirkt.
Im Wohngebiet am Mhringsberg zeigt sich, dass einzelne aktive Brge-
rinnen und Brger aus den Belegungs- und Beteiligungsverfahren bis heute
Trger der Gemeinschaftseinrichtungen geblieben sind und andere sich
ber die Wohnanlage hinaus im Stadtteil engagieren. Der neue Bezirks-
brgermeister (Kommunalwahl 2001) mit einem trkischen Migrationshin-
tergrund war einer der ersten Bewohner der Wohnanlage am Mhringsberg.
Neue Qualitäten des Wohnungs- und Städtebaus
Die Architektur der Wohnanlagen bekommt bis heute Anerkennung und
Preise  in der mit Architektur und Planung befassten ffentlichkeit , wenn
sie aufgrund ihrer massiven Au§enansicht bezglich Fassadengestaltung
und Materialwahl (Ziegelfassade) auch gleicherma§en oft kritisiert wird
(Nominierung Niederschsischer Staatspreis 2002 Kronsbergkarree).
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Damit ist sie positiver Gegenstand der Wahrnehmung in der Stadt-
ffentlichkeit und der Diskussion um die Baukultur. Die in beiden Wohn-
anlagen entstandenen gro§en Wohnhfe mit Stellpltzen und Freiflchen-
angeboten werden sehr intensiv genutzt (hoher Anteil an Familien-
haushalten mit Kindern und Jugendlichen). Die bernutzung fhrte nicht
selten zu Alltagskonflikten, da eine Differenzierung bzw. Zonierung von
Spielrumen fr Kinder in der Konzeption der Freiflchen nicht ausrei-
chend bercksichtigt wurde. Dies war Gegenstand der Kritik an der
Freiraumgestaltung whrend der Bewohnerbeteiligung und hat bis heute
tlw. zu Anpassungen gefhrt.
Gestaltung von attraktiven Wohnformen
Die Wohnanlagen erfreuen sich bei den eingezogenen Mietern auch 2
Jahre nach Einzug gro§er Beliebtheit, wie es zwei unterschiedliche Nach-
befragungen ergeben haben (Habermann-Nie§e/Klehn/Nie§e, 2000 und
2001), auch wenn die Wohngrundrisse aufgrund der Belegungsbindungen
auf die Gr§en des Sozialen Wohnungsbaus und die wohngeldfhigen
Hchstmieten zugeschnitten und insbesondere fr hhere Einkommens-
gruppen wenig attraktiv sind (schon auf den Belegungsmrkten wurde
der Mangel an ausreichend gro§en 2-Zimmer-Wohnungen fr einkommens-
strkere Rentnerhaushalte offensichtlich). Die aufgrund der Frderbedin-
gungen geringe Flexibilitt der Grundrisse in Hinsicht auf die Wohnungs-
gr§e erlaubt keine Anpassung und damit wird eine Verringerung der
Vermarktungsmglichkeiten unbersehbar.
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5. Wohnen in Altbauquartieren
Die Altbauquartiere nehmen in dem Prozess der Fragmentierung der Stadt
eine sehr ambivalente Position ein. Als innenstadtnahe Wohnquartiere
stehen sie einerseits unter Nachfragedruck, wenn attraktive Lagen mit
attraktiven Wohnungsangeboten korrelieren, andererseits sind sozial kul-
turell negativ beurteilte innenstadtnahe Wohnquartiere — allen Auf-
wertungsstrategien der Stadterneuerung zum Trotz — Quartiere der So-
zialen Erosion geblieben (s. Ziff 3.3).
Die mit ffentlichen Mitteln der Stdtebaufrderung erneuerten Stadttei-
le  sind aufgrund der Frdervoraussetzungen und der erreichten sozio—
kulturellen Struktur zu vielfltigen Experimentierfeldern fr besondere
Formen des Wohnungsbaus, der Modernisierung und der Umnutzung ge-
worden. Wenn wir heute Mglichkeiten zur Strkung des Wohnens in den
Stdten fr stdtisch geprgte Milieus suchen, so knnen in vielen
Sanierungsgebieten bereits erprobte Formen der Gestaltung von diffe-
renzierten Wohnformen und unterschiedlichen Wohnqualitten hierfr
Hinweise geben. Aus der Stadt  Hannover stehen hierfr die neuen Ge-
nossenschaften in den Stadtteilen Linden und Nordstadt und das Projekt
der Umnutzung einer Wurstfabrik in Hannover Linden Sd als Modellflle
zur Diskussion.
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5.1 Wohnen in einer alten Fabrik
Das Ahrbergviertel
Nach Aufgabe der Produktion in der Wurstfabrik Ahrberg — einem
hannoverschen Traditionsunternehmen — zu Anfang der 90er Jahre wird
das Fabrikgelnde am Rande des frmlich festgelegten Sanierungsgebietes
Linden Sd zum Verkauf angeboten. Fr das Sanierungsgebiet wird der-
zeit  aufgrund der sich verdichtenden sozialen Probleme eine Antragstel-
lung auf Frderung nach dem Programmschwerpunkt ªSoziale StadtÒ vor-
bereitet. Die Fabrik grenzt direkt an den stark durch Kfz-Verkehr belaste-
ten Deisterkreisel an, den die viel befahrene Westumgehung Hannovers
kreuzt. Mehrere Bietergemeinschaften konkurrieren um den Bodenerwerb.
Nach mehrjhrigen Verhandlungen wird unter Federfhrung des
hannoverschen Architekturbros AGSTA das Grundstck von einer priva-
ten Investorengruppe erworben.
Die  ehemalige Wurstfabrik Ahrberg wird  umgenutzt
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5.1.1 Nutzungskonzept
Vor Grunderwerb hat die Investorengruppe ein stdtebauliches Konzept
unter dem Planungsgrundsatz des weitgehenden Erhalts der Substanz
entwickelt. Es sollte ein gemischt genutztes kleines Quartier fr das Woh-
nen und Arbeiten entstehen, das stdtische Lebensqualitten anstrebt
und das ehemalige Fabrikgelnde dem Stadtteil ffnet. Leitmotiv der Pla-
nung war es, den motorisierten Verkehr bis auf die Anlieferung aus dem
Gebiet herauszuhalten. Die Stellpltze werden an den Rand des Gelndes
verlagert und die alten Kellergeschosse tlw. zu Tiefgaragen umgenutzt.
Durch gepflasterte Hfe und Pltze wird der stdtische Charakter betont.
Die Freiflchenplanung musste auf die fast vollstndige Unterkellerung
des Gelndes Rcksicht nehmen. Die Flchen werden mit Pflanzkbeln
eingegrnt.
In enger  Zusammenarbeit mit den zuknftigen Nutzern wurde das Kon-
zept ausgearbeitet, da mit Erwerb bereits eine Grundstcksteilung und
Vergabe an die einzelnen Investoren beabsichtigt war. Durch die Vorab-
stimmung des stdtebaulichen Konzeptes und die Detaillierung der
Gebudenutzungen konnten die Grundstcke sofort mit Erwerb auf die
einzelnen Teileigentmer bertragen werden, so dass ein Kosten treiben-
der Zwischenerwerb entfiel. Der gesamte Erschlie§ungsaufwand (Altlasten-
sanierung, Gebudeabbruch) wurde durch vertragliche Regelungen unter
den neuen Grundeigentmern zu gleichen Teilen auf alle umgelegt. Da
das Gelnde nicht in einem Sanierungsgebiet liegt und auch kein Denk-
mal im Sinnes des niederschsischen Denkmalschutzgesetzes darstellt,
standen au§erordentliche Frdermitteln fr die Flche nicht in Aussicht.
Fr energetisch optimierte Bauweisen wurden die Sonderfrdermittel der
Stadtwerke Hannover aus dem ªPro-Klima-FondsÒ in Anspruch genom-
men.
Angesichts der nicht unkritischen stdtebaulichen Einbindung am Rande
des weiterhin sozial stark belasteten ehemaligen Sanierungsgebietes Lin-
den Sd wurde durch die attraktive Konzeption der Umnutzung ein posi-
tives Vermarktungsimage erreicht, ohne dass dazu besondere Vermark-
tungsstrategien erforderlich wurden. Nachdem sich die in die soziokulturelle
Struktur des Stadtteils Linden seit Jahrzehnten eingebundene Investoren-
gruppe gefunden hatte, haben sich auf der Grundlage von ªMund-zu-
Mund-PropagandaÒ weitere Nutzergruppen und Mieterinnen und Mieter
schnell gefunden.
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5.1.2 Realisierungsschritte
Die Organisation beruht auf der Federfhrung des Architekturbros, das
die stdtebauliche Planung entwickelt und die Investorengruppe direkt
an der Projektentwicklung beteiligt. Alle notwendigen Entscheidungen
werden auf regelm§igen Projektsitzungen der Investorengruppe in der
Regel vor Ort getroffen. Durch anschlie§ende Planungsauftrge der ein-
zelnen Investoren bleibt auch die bauliche Umsetzung berwiegend in
der Hand des Architekturbros. Es ist eine Nutzungsmischung aus Bro-
und Wohnflchen auf 19.000 m2 Nutzflche entstanden. Die Arbeiter-
wohlfahrt (AWO) hat in ih-
ren Gebuden das Haus der
sozialen Dienste mit stdti-
schen Einrichtungen und ei-
genen Institutionen unter-
gebracht. Im inneren Geln-
de entstanden neben den 70
Wohnungen mit ca. 200 Be-
wohnern Dienstleistungs-
einrichtungen (das
Stadtteilbro einer Woh-
nungsbaugesellschaft, eine
Abteilung des Jugendamtes,
Ingenieurbros) und Ge-
meinbedarfseinrichtungen
(Kinderladen, spanisches Kulturzentrum, Cafe und Lebensmittelladen) mit
ca. 200 Arbeitspltzen und diversen kulturellen Angebote (Knstler, frei-
es Tanzatelier).
In die Wohnungen sind Menschen eingezogen, die sich einerseits dem
Stadtteil verbunden fhlen und andererseits auf der Suche nach ihrer
Wohnzukunft aus dem Stadtteil ausgezogen wren, in dem Ahrbergviertel
aber eine attraktive Alternative gefunden haben. Dazu beigetragen ha-
ben auch die unterschiedlichen Finanzierungsformen fr das Wohnen.
Vom Einzeleigentum ber Vermietung bis zu einem Teileigentum im Teil-
erbbaurecht gibt es ein vielfltige Mischung der Eigentumsformen. Fr
15 der 70 Wohneinheiten wurde ein gesondertes Finanzierungsmodell
durch die Begrndung von Teileigentum auf der Grundlage der Vergabe
eines Erbbaurechtes entwickelt. Damit sind die Grundstckskosten nicht
Neues Wohnen im Ahrbergviertel
122
ber den Kredit zu finanzieren, sondern als Erbpacht zu entrichten. Diese
Konstruktion verringert den Kapitalbedarf fr die einzelnen Nutzer und
erhht das Nachfragespektrum.
5.1.3 Beitrag der Umnutzung zum Wohnen in der Stadt
Das Ahrbergviertel ist ein Projekt, dass mit seiner stdtebaulichen , funk-
tionalen und soziokulturellen Dichte in hchstem Ma§e urbane Lebens-
welt zum Ausdruck bringt. In Nachbarschaft zu einem  sozial belasteten
Wohnquartier  ergeben sich einerseits zwar Schnittstellen (Stadtteil-
aktivitten der Nutzerinnen, Bros und Lden im Viertel, die von allen
aufgesucht werden), andererseits stellt das Viertel aber eine in sich ge-
schlossene stdtebauliche Anlage dar, die funktional betrachtet Schutz
bietet und durch soziokulturell homogene Belegung eine soziale ªSchlie-
§ungÒ (Bourdieu, 1987) ermglicht.
Identifikation mit Stadtteil und Wohnumfeld
Der Regenbogen mit dem Sinnspruch ªLebendiges LindenÒ ist das Sym-
bol der Imagewerbung fr den Stadtteil Hannover Linden. Es gibt symbo-
lisch den Wert der Umnutzung am besten wieder. In der Innenwahr-
nehmung entwickelt sich Nhe, die durch zahlreiche Gemeinschaftsaktio-
nen bestrkt wird, aber auch eine dem sozialen Milieu entsprechende
Mglichkeit zur Distanz, da viele Wohnungen als Mietwohnungen keine
berm§igen Anforderungen an die Gemeinschaft stellen, wie es in wirt-
schaftlich enger verflochtenen Gruppen zwangslufig erforderlich wre.
Kooperation der Akteure
Voraussetzung der Projektrealisierung war eine engagierte Gruppe von
Investoren, die auf eine lange Tradition der Arbeit im angrenzenden ehe-
maligen Sanierungsgebiet zurckblicken. Diese Erfahrung war die Grund-
lage fr die Projektentwicklung und auch fr eine gro§e Akzeptanz und
das Vertrauen der erforderlichen Kooperationspartner und weiterer Inve-
storen. Da war die Idee, viele haben mitgemacht, andere haben sie ma-
chen lassen und sich nicht widersetzt. Projekte der Stadterneuerung sind
in den Jahren zuvor auch in Hannover mit erheblich gr§eren Reibungs-
verlusten zu Stande gekommen.
Entwicklung bürgerschaftlichen Engagements
Die Bewohner des Ahrbergviertel sind binnen kurzer Zeit eine eigene Ka-
tegorie in der Wahrnehmung der Stadtffentlichkeit geworden. Es gibt
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eine Nachbarschaft in der Au§enwahrnehmung, selbst wenn sie innen
nicht jeden in der wahrgenommenen Dichte erreicht. Die soziokulturelle
Mischung entspricht im Gegenteil dem Bild einer ausgeprgten Indivi-
dualitt mit einer im Grundsatz solidarischen Lebensweise. Feste im Ahr-
bergviertel, die den ganzen angrenzenden Stadtteil ansprechen, finden
regelm§ig statt und sind Ausdruck der Nhe zwischen einem sozial bela-
steten Stadtteil und dem Engagement der von Einkommensarmut weni-
ger geprgten Bewohner-
gruppe. Bewohner des Ahr-
bergviertels engagieren sich
auch in den entsprechenden
Foren und Stadtteil-
konferenzen des ganzen
Stadtteils.
Neue Qualitäten des
Wohnungs- und
Städtebaus
Durch die Form der Um-
nutzung in einer geschlos-
senen aber auch durchls-
sigen Hofanlage werden
stdtebauliche und bauliche
Strukturen entwickelt, die
die Bildung von Nachbar-
schaften und Netzwerken
untersttzen. Durch die
Chance zur Kombination von
Wohnen und Arbeiten in der
ehemaligen Fabrik wird die
funktionale Dimension verbessert. Durch die Kombination von Umnutzung
und Neubauabschnitten und die spannende Auseinandersetzung mit der
Fabrikarchitektur der Grnderzeit  wird eine attraktive  rumlich-stheti-
sche Qualitt erreicht.
Imagewerbung durch das ªFest im AhrbergviertelÒ
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Gestaltung von attraktiven Wohnformen
Die schnelle Vermietung und der zgige Verkauf der 70 Wohneinheiten
signalisiert eine hohe Nachfrage trotz eines insgesamt stagnierenden Woh-
nungsmarktes in der Region Hannover. Die berdurchschnittlichen
Wohnstandards reprsentieren eine soziokulturell bestimmte Nachfrage-
struktur stdtischer Lebensweisen, die offensichtlich dem so genannten
Mehrheitswunsch nach dem Wohnen im Grnen nicht entsprechen muss.
Mit dem Projekt wird offensichtlich  eine gro§e bereinstimmung von
Wohnwunsch und Wohnrealitt erreicht.
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5.2 Über Selbsthilfe zu Gemeinschaft und
Sozialer Identifikation -
Wohnungsgenossenschaft WOGE Nordstadt eG
Anknpfend an den historischen Genossenschaftsgedanken wollen neue
Genossenschaften durch Wohnsicherheit, Selbsthilfe und Nachbarschafts-
hilfe Elemente der ªMilieubindungÒ entwickeln. Gerade die von neuen
Genossenschaften bevorzugten Wohnquartiere zeichnen sich durch die
nicht immer konfliktfreie Nhe unterschiedlicher Kulturen, Religionen und
Nationalitten, sowie das unmittelbare Nebeneinander von Haushalten in
unterschiedlichen Lebensphasen mit unterschiedlichen Lebensstilen aus.
Wohnsicherheit und soziale Identifikation mit Wohnung und Wohnumfeld
sind die Bausteine genossenschaftlichen Wohnens. Damit bietet sich al-
len gesellschaftlichen Gruppen innerhalb von Genossenschaften die Chan-
ce, die im konkreten Zusammenleben entstehenden Alltagskonflikte mit
einer sehr viel gr§eren Intensitt und Kontinuitt zu bewltigen. Kn-
nen die Genossenschaften einen Beitrag zur Integration liefern?
Bauschild fr den genossenschaftlichen Wohnungsneubau
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5.2.1 Ausgangssituation der Gründung der
neuen Genossenschaft im Stadtteil Nordstadt
Die Wohnungsgenossenschaft WOGE Nordstadt eG hat sich 1989 als Al-
ternative zu den traditionellen Trgern  der Sanierung und Modernisie-
rung als neue Genossenschaft im Sanierungsgebiet Hannover Nordstadt
gegrndet. Ziel ist die Sicherung preiswerten Wohnraums, sowie die Fr-
derung einer neuen genossenschaftlichen Wohnkultur. Dabei geht es ei-
nerseits um die Absicherung und Stabilisierung stadtteilspezifischer
Wohnformen zwischen Migranten, Rentnern, Wohngemeinschaften, Al-
leinerziehenden und Familien, andererseits auch um die Absicherung
stadtteilspezifischer Kultureinrichtungen, wie z. B. die Erstellung und ggf.
auch Trgerschaft fr Kinder- und Jugendeinrichtungen.
Die Hannoversche Nordstadt stellt eine Mischung aus einem in sich stabi-
len ªmultikulturellen StadtteilÒ und einem aufwertungsgefhrdeten Altbau-
quartier mit weiter drohenden Segregationstendenzen dar, wobei diese
Unterteilung jeweils teilrumliche Segmente des Stadtteiles erfasst. Der
Stadtteil hat 1994 17.812 Einwohner (2000: 17.218) davon sind 3.958
Migranten entsprechend 22% (Hannover Stadt 13%) [2000: 4.150 ent-
sprechend 24% - Hannover Stadt 15%]. Sie wohnen in 9.453 Wohnun-
gen - davon 977 mit kommunalem Belegrecht entsprechend 10% (Han-
nover Stadt 11%). Ungefhr 12% der Einwohner leben von der Sozialhil-
fe. Der Anteil der Kinder und Jugendlichen bis zu 18 Jahren liegt bei
14,4% (Gesamtstadt 15%). Auffllig ist der hohe Anteil der 18 - 29 jh-
rigen (29% zu 19% im Stadtdurchschnitt) aber auch der ber 30jhrigen
(26% zu 20 %)(Stadt Hannover, 1994 und 2000). Der berdurchschnitt-
liche Anteil beider Altersgruppen steht in Zusammenhang mit studenti-
scher Bevlkerung einerseits, und dem Stadtteil als Wohnort und Treff-
punkt junger Leute mit geringem Einkommen andererseits, was u.a. zu-
rckzufhren ist auf die Konzentration zahlreicher Wohn- und Kultur-
projekte dieser Szene im Stadtteil.
Ausdruck der sozialen Durchmischung ist die hohe Bedeutung des Stadt-
teils fr unterschiedlichste soziale Gruppen, die stadtpolitisch besondere
Aufmerksamkeit erhalten (Autonome, Punker, Personen mit erheblichen
Drogenproblemen, aber auch Langzeitarbeitslose etc.). Das entstehende
Stadtteilmilieu ist nicht konfliktfrei. Hhepunkte sind z. B. die zeitweilige
Schlie§ung eines Jugendzentrums, weil unterschiedliche Jugendgruppen
trkischer Nationalitt ihre Auseinandersetzung ins Zentrum verlagert
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hatten, oder die seinerzeit bundesweit bekannten ªChaos-TageÒ in den
Stra§en. Der Ruf nach sozialer Entlastung, zustzlicher Frderung von
Sozialarbeit etc. ist gro§.
5.2.2Selbsthilfeprojekte und Kontinuität als Konzept
Die Projekte der WOGE sind einerseits Selbsthilfeprojekte, in denen die
zuknftigen Nutzerinnen und Nutzer in jeweils unterschiedlicher Intensi-
tt an der Gestaltung, Instandsetzung und Modernisierung in ihrem Wohn-
gebude beteiligt werden. Die genossenschaftliche Wohnkultur wird ver-
standen als selbst geschaffener Wohnraum, als intensiver Kommuni-
kationsprozess beim Bauen und als das nachbarschaftliche Wohnen. An-
dererseits werden Wohnungen im Rahmen der Privatisierung in
Sanierungsgebieten aus dem Besitz des Sanierungstreuhnders Stadt
Hannover bernommen. In diesen Fllen sind Selbsthilfearbeiten nicht
erforderlich - genossenschaftliche Wohnkultur entwickelt sich aus Konti-
nuitt und der Nhe des Trgers. 2002 hat die WOGE 185 Wohnungen
und 5 Gewerbeeinheiten mit drei Kindereinrichtungen. Von den 185 Woh-
nungen sind ca. 30% von auslndischen Haushalten belegt. Alle Woh-
nungen sind mit Dauerbelegungsrecht der Stadt Hannover versehen.
Die WOGE erhlt unter Vereinbarung von dauerhaften Belegungsrechten
fr die Stadt Hannover die Projektfrderung. Diese Verpflichtung hat sich
nicht als negative Voraussetzung fr die Entwicklung von Nachbarschaft
herausgestellt. Aufgrund der engen Zusammenarbeit mit den zustndi-
gen Stellen im Wohnungs- und Sozialamt und aufgrund der berschau-
baren Gr§e des Wohnungsbestandes, kann bei der Belegung auf die
Sozialvertrglichkeit geachtet werden. Wenn gefestigte Hausgemeinschaf-
ten eigene Belegungsvorschlge einbringen, besteht die Mglichkeit eine
einvernehmliche Nachbelegung zu erreichen.
Die Modellprojekte der WOGE umfassen folgende Projektstrukturen:
- Modernisierung mit Bewohnerselbsthilfe — Frderung nach Grundst-
zen des Stdtebaufrderungsgesetzes (15% der Baukosten in Selbst-
hilfe),
- Wohnungsneubau mit Bewohnerselbsthilfe - Wohnungsbaufrderung
des Landes Niedersachsen und Zusatzfrderung der Stadt Hannover
im Sozialen Wohnungsbau — vereinbarte Frderung (10% der Gesamt-
kosten in Selbsthilfe),
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- Wohnungsneubau mit Integration von Jugendwerksttten als Jugend-
wohnprojekt mit Selbsthilfe vor Einzug (ca. 5%) — Wohnungsbaufrde-
rung des Landes Niedersachsen und Zusatzfrderung der Stadt Han-
nover im Sozialen Wohnungsbau,
- bernahme von Wohngebuden aus Privatbesitz — Untersttzung aus
einem kommunalen Interventionsfonds (ªSelbsthilfe bei Umfeldgestal-
tung und Instandsetzung/ModernisierungÒ),
- Jugendwohnen und Gemeinbedarfseinrichtung (Kinderhort und Kinder-
haus) — Mischfinanzierung Wohnungsbaufrderung des Landes Nie-
dersachsen im Sozialen Wohnungsbau und Frderung nach Grundst-
zen des Stdtebaufrderungsgesetzes,
- bernahme von kommunalen Wohnungsbestnden — Reprivatisierung
in Sanierungsgebieten mit dem Ziel der Verbesserung von Wohnsicher-
heit und allmhlicher Entwicklung genossenschaftlicher Wohnkultur.
Bei allen Selbsthilfeprojekten leisten die Genossenschaftsmitglieder so
genannte ªunentgeltlicheÒ Selbsthilfe und erhalten dafr das genossen-
schaftliche Dauerwohnrecht. Sie bekommen einen erweiterten
Wohnberechtigungsschein fr eine Genossenschaftswohnung und damit
das Recht auf eine etwas gr§ere Wohnung. Sie haben eine transparente
Mietpreisentwicklung. Sie knnen sich von Anfang an an der Planung
ihrer Wohnung beteiligen und whrend der Bauphase eigene Vorstellun-
gen einbringen. Schlie§lich knnen sie die Hausgemeinschaft zu Projekt-
beginn gemeinsam zusammenstellen, ihre Nachbarschaft selbst whlen.
Die Selbsthilfe wird in einem kooperativen Verfahren durchgefhrt, in das
unterschiedliche Qualifikationen gleichberechtigt eingebracht werden. Der
Prozess gemeinschaftlicher Selbsthilfe ist nicht konfliktfrei. Zur Klrung
gruppeninterner Probleme stehen Selbsthilfebetreuung und der Genos-
senschaftsvorstand zur Verfgung. Die Erfahrung im Umgang mit Kon-
flikten erzeugt nicht zuletzt die Integrationswirkungen fr das anschlie-
§ende gemeinsame Wohnen im Haus.
Interkulturelle Nachbarschaften
Mit der genossenschaftlichen Trgerschaft ist nicht selbstverstndlich und
automatisch eine bessere Nachbarschaft verbunden. In den Hausgemein-
schaften der WOGE ist die Ausprgung nachbarschaftlicher Verhltnisse
aufgrund der differenzierten Formen von Selbsthilfe und Belegung sehr
unterschiedlich. Deutlich mehr Nhe in den Hausgemeinschaften entwik-
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kelt sich bei Selbsthilfepro-
jekten als in den Husern,
die konventionell moderni-
siert und dann von der WO-
GE bernommen werden.
Jenseits von Trgerform und
Entstehungsprozess wird die
Nachbarschaft natrlich von
den individuellen Interessen
und Lebensform der Haus-
bewohnerinnen und Hausbewohner geprgt. So kommt es auch dazu,
dass hohe Identifikation und gute Nachbarschaft tendenziell auch
Abgrenzungsmechanismen nach innen — innerhalb der Hausgemeinschaft
— und au§en zur Folge haben und nicht die gewnschte Integrations-
fhigkeit erreichen. Durch die Nhe der Genossenschaftsvorstnde zu
ihren Mitgliedern ist in Konfliktfllen in der Regel Vermittlung mglich.
Neben dem Prozess der Aneignung der Wohnung und des Wohnumfeldes
durch Selbsthilfeleistungen ist die bewohnernahe Verwaltung, die sozia-
les und Konfliktmanagement ermglicht, ein weiterer Baustein mit dem
Integration  gefrdert werden kann.
Von besonderer Bedeutung fr die Herausbildung von Nachbarschaften
ist auch die soziale Verankerung im Stadtteil selbst zu sein. Die meisten
Nutzerinnen und Nutzer bringen mit und/oder entwickeln ihre eigene Le-
bensgeschichte im Stadtteil und entfalten ihre sozialen Aktivitten in den
Genossenschaftliche Selbsthilfe beim Wohnungsbau
Jugendwohnprojekt im ehemaligen Maschinenhaus Sprengel
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jeweiligen ffentlichen und privaten Angeboten (Jugendzentren, Kneipen,
Begegnungssttten, kulturelle Einrichtungen etc.). Diese sozialen Netz-
werke durch Garantie von Wohnsicherheit zu erhalten und durch Nhe zu
strken ist der entscheidende Beitrag neuer Genossenschaften zur Inte-
gration.
Chronologie
1988 Grndungsversammlung
Grndung der Genossenschaft mit 54 Grndungsmit-
gliedern
1990 - 1992 Erwerb und Modernisierung des ersten Wohnge-
budes Edwin Oppler Weg 16-18
Erstes Haus fr eine Selbsthilfe - Modernisierung
1990 Erwerb Wohngebude Warstra§e 10
Ankauf von Wohngebuden mit kommunalem Inter-
ventionsfonds
1993 Erwerb Wohngebude Im Moore 35
Ankauf von Wohngebuden mit kommunalem Inter-
ventionsfonds
1993 Erwerb Wohngebude Warstra§e 13 A
Ankauf von Wohngebuden mit kommunalem Inter-
ventionsfonds
1993 Erwerb Wohngebude Vordere Schneworth 9/11
Ankauf von Wohngebuden mit kommunalem Inter-
ventionsfonds
Modellprojekt Genossenschaftliches Wohnen in Kombination
mit Eigentum in Erbpacht - Heisenstra§e 32
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1993 - 1997 Neubau Kniestra§e 12
Wohngebude mit Selbsthilfe - Neubau
1993 - 1997 Neubau Warstra§e 13
Wohngebude mit Selbsthilfe - Neubau
1994 — 1997 Neubau und Umnutzung Maschinenhaus Sprengel
Kinderhort und Wohngebude als Jugendwohnprojekt
mit Selbsthilfe
1995 Erwerb Wohngebude An der Strangriede 53
Reprivatisierung von Wohngebuden aus Sanierungs-
treuhandvermgen
1995 Erwerb Wohngebude Hintere Schneworth 23
Reprivatisierung von Wohngebuden aus Sanierungs-
treuhandvermgen
1995 Erwerb Wohngebude Heisenstra§e 23/24
Reprivatisierung von Wohngebuden aus Sanierungs-
treuhandvermgen
1997 - 2002 Erwerb Wohngebude Heisenstra§e 32
Selbsthilfe - Modernisierung mit Erbpachtvergabe
1996 - 1997 Neubau Strangriede 54
Wohngebude als Jugendwohnprojekt mit Selbsthilfe
1998 Erwerb Wohngebude Rehbockstra§e 26 - 28 A
Reprivatisierung von Wohngebuden aus Sanierungs-
treuhandvermgen
1999 - 2000 Modernisierung Wohngebude
Vordere Schneworth 9
Selbsthilfe - Modernisierung
2001 - 2002 Modernisierung Wohngebude Warstra§e 10
Selbsthilfe - Modernisierung
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5.2.3 Der Beitrag der WOGE Nordstadt eG zum
Wohnen in der Stadt
Die Projekte der WOGE Nordstadt eG dienen in ihrem Ansatz dem Abbau
der Polarisierung, weil sie aus heutiger Sicht vermeintlich individuell aber
auch tatschlich von Verdrngung bedrohte Bevlkerungsgruppen im Quar-
tier halten wollten. Die ffentliche Frderung der Projekte wurde erreicht,
weil das Angebot einer sozial gebunden Belegung unterbreitet wurde. In
Zeiten der Verdrngungsannahme und anschlie§end in den Zeiten der
erheblichen Wohnungsnachfrage war die WOGE ein anerkannter Koope-
rationspartner fr eine dezentrale kommunale Wohnungsversorgung mit
der Erfllung besonderer Qualittsziele, die der Bestrkung  von Netz-
werkbildung, Strkung von Identitt und Identifikation  dient.
Stehen heute innenstadtnahe Wohngebiete mehr denn je zwischen einer
Beurteilung als Aufwertungsstadtteil oder als von weiterer Abwrtsspirale
betroffen, so wandeln sich die Aufgaben, die den Zielen einer Genossen-
schaft jedoch gleichsam entgegenkommen. Die Strategien zur Integrati-
on in den Altbauquartieren der Gro§stdte liegen in der Vermeidung ei-
ner weiteren sozialen Entmischung, einer bewussten Bindung stabiler
Milieus im Quartier und dem Entgegenwirken gegen spekulativen Verfall
oder gezielte Aufwertungsinvestitionen.
Die Ma§nahmen liegen in der Steigerung der Identifikation mit dem
Wohnumfeld und dem Stadtteil durch gezielte stdtebauliche Ma§nah-
men zum Nutzen der angestammten Wohnbevlkerung, durch eine er-
weiterte Mitbestimmung der Bewohner und Bewohnerinnen bei Gestal-
tung des Wohnumfeldes und bei der Wohnungsbelegung in gebundenen
Wohnungsbestnden und durch das Schaffen von Mglichkeiten zu nach-
barschaftlicher Kommunikation (Anlsse fr Kommunikation, Kommuni-
kationseinrichtungen etc.).
Fr eine Stabilisierung ist der Erhalt von preiswertem Wohnraum bei ein-
kommensadquater Standardanpassung grundstzliche Voraussetzung.
Entsprechende Ma§nahmen knnen in einer Modernisierung unter Einbe-
ziehen von Selbsthilfe, sowie einem Neubau, der preiswert ist und nach-
barschaftliche Qualitten ernst nimmt, realisiert werden. Voraussetzung
ist eine ausreichende und angemessene Modernisierungsfrderung mit
transparenter und tragbarer Mietenentwicklung.
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Darber hinaus ist auch die Verbesserung der Versorgungssituation unter
Einschluss privater Dienstleistungen sowie der Absicherung der milieu-
bezogenen und gruppenspezifischen kulturellen Einrichtungen, sowie ei-
ner stadtteilbezogenen Verbesserung der Erwerbs- und Ausbildungs-
situation fr die dort lebenden Bewohnerinnen und Bewohner ein wichti-
ges Element zur Stabilisierung von Wohnquartieren und damit zur Inte-
gration.
Die Wohnungsgenossenschaften haben in einem derartigen Ma§nahme-
bndel aufgrund ihrer Organisationsform strukturell zahlreiche Mglich-
keiten einen Beitrag zur Integration zu liefern. Genossenschaften bieten
als auf gemeinschaftliche Wohnkultur orientierte Trger ein hchstes Ma§
an Nachbarschaft und Nhe.
ffnen sich die Genossenschaften dem Wohnungsmarkt - werden sie ak-
tiv auf einem sich verndernden Wohnungsmarkt in den Altbauquartieren
als Akteure gegen spekulative Veru§erungen durch Erwerb von Wohn-
gebuden und Modernisierung — bietet die Organisationsform viele Mg-
lichkeiten der Integration der Nutzerinnen bei der bernahme, bei der
Beteiligung an der Modernisierung und damit der Absicherung preiswer-
ten Wohnraums.
Darber hinaus kann die Arbeit an den Wohnungen in der Genossen-
schaft auch zur Qualifizierung und zur Verbesserung von Erwerbsmg-
lichkeiten fhren, wenn Projekte mit Qualifikationsma§nahmen verbun-
den werden, oder Selbsthelfer durch die Beteiligung an der Erstellung
oder Modernisierung ihrer eigenen Wohnungen wieder zur Arbeitsmarkt-
beteiligung rckgefhrt werden knnen. Nicht zuletzt knnen Genossen-
schaften auch die Trgerschaft von kulturellen Einrichtungen fr ihre Ge-
nossen als auch fr den Stadtteil bernehmen, weil bei ihnen das know-
how von Herstellung und Verwaltung existiert und aus dem genossen-
schaftlichen Zusammenhang heraus eine nachbarschaftliche Nutzung von
Einrichtungen sichergestellt werden kann. Voraussetzung ist, dass sich
die Genossenschaften auf das ªMilieuÒ einlassen und sich den Konflikten
im Stadtteil stellen. Der Beitrag von Genossenschaften zur Integration
wird erst dann erreicht, wenn die Mglichkeiten, die die Organisations-
struktur bietet, ber das genossenschaftliche Innenleben hinaus genutzt
und die wohnkulturellen Chancen auf alle sozialen Gruppen im Stadtteil
orientiert werden.
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Identifikation mit Stadtteil und Wohnumfeld
Die Selbsthilfeprojekte der WOGE Nordstadt eG setzen sich aus Interes-
senten zusammen, die mit dem Wohnen im Stadtteil ein hohes Ma§ ihrer
sozialen Identifikation verbinden. Diese Identifikation setzt das Ausma§
an Energie frei, das notwendig ist, um sich seine Wohnsituation mit dem
erforderlichen  Ma§ an zustzlichem Engagement einzurichten.  Ein den
Stadtteil bergreifendes Engagement ist damit aber nicht selbstverstnd-
lich.
Kooperation der Akteure
Die Realisierung von Projekten der Stadterneuerung erfordert ein hohes
Ma§ an Kooperation auf Seiten der Frderstellen, der Kommunen, der
Grundstckseigentmer, der Banken, der Trger der Genossenschaft, der
Architekten und Fachingenieure und der Selbsthilfegruppe. Viele Projekte
konnten nur mit erheblichen Reibungsverlusten insbesondere zwischen
Projektentwickler und Stadt als Frderstelle entwickelt werden (Haber-
mann-Nie§e/Klehn, 1996; WOGE Nordstadt, 1999).
Entwicklung bürgerschaftlichen Engagements
Die Aneignung der Projekte durch Bewohnerinnen und Bewohner und das
damit verbundene hohe Ausma§ sozialer Kommunikation  ist Vorausset-
zung der Realisierung von Projekten.  Die Struktur unterschiedlicher Pro-
jekte in der WOGE macht deutlich, dass in selbst gewhlten Nachbar-
schaften diese Chance intensiv wahrgenommen wird. Wird allerdings die
Genossenschaft lediglich Trger von Projekten der ffentlichen Wohnungs-
versorgung, vermittelt sich die Nachbarschaft nur ber die genossen-
schaftliche Trgerstruktur, wird die Nhe immer seltener ber Hausge-
meinschaften hergestellt, sondern lediglich ber die Arbeit von Beschf-
tigten, Vorstand und Aufsichtsrat und einzelnen aktiven Genossen. Wenn
unentgeltliche Selbsthilfe nicht per se als brgerschaftliches Engagement
zu bezeichnen ist, dienen die Projekte zunchst der Realisierung indivi-
dueller Wohnformen und Wohnstile in einem nachbarschaftlichen Zusam-
menhang oder auch relativ homogenen Milieu. Damit geben sie Hinweise
auf die Angebote zur Strkung des Wohnens in der Stadt, wenn auch
wenig Hinweise auf eine darber hinaus mgliche Entfaltung spezifischen
brgerschaftlichen Engagements in der Stadtgesellschaft.
Neue Qualitäten des Wohnungs- und Städtebaus
Im Grnderzeitquartier gelegen sind die Projekte der WOGE Nordstadt
Modernisierung im Bestand oder das Auffllen von Baulcken durch Neu-
bau. Die Neubauprojekte wurden als beispielhafte Flle fr eine nachhal-
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tige Siedlungsentwicklung im Land Niedersachsen ausgezeichnet und
wurden anschlie§end als Beispielprojekte auf der Weltstdtekonferenz
urban 21 in Berlin prsentiert (Land Niedersachsen, 2000). Sie doku-
mentieren besondere Qualitten des Wohnungs- und Stdtebaus im Be-
stand.
Gestaltung von attraktiven Wohnformen
Im Rahmen der einschrnkenden Belegungsvoraussetzungen des ffent-
lich gefrderten Wohnungsbaus stellen die Wohnprojekte der WOGE ein
umfangreiches Interpretationsmuster der Nutzung ffentlich gefrderten
Wohnraums und der darin enthaltenen Gestaltungsmglichkeiten dar, auch
wenn auf der Grundlage der genossenschaftlichen Selbsthilfe ein gering-
fgig erweitertes Wohnungsgr§enangebot von den Frderstellen akzep-
tiert wird.  Selbst gewhlte Nachbarschaften und die Chance zur kreati-
ven Gestaltung des eigenen Wohnraums erzeugen ein hohes Ma§ der
tatschlichen Realisierung von Wohnwnschen.
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6. Praxis der sozialen Stadterneuerung
Um der drohenden sozialen Polarisierung  ªEinhalt zu gebietenÒ, hat die
Ministerkonferenz der ARGEBAU am 29. November 1996 die Bund-Ln-
der-Gemeinschaftsinitiative ªSoziale StadtÒ beschlossen (ARGEBAU, 2001).
Die Bundesregierung hat diese Gemeinschaftsinitiative zum Anlass ge-
nommen 1999 die Initiative um ein eigenstndiges Bund-Lnder-Programm
ªStadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf - die soziale StadtÒ zu
ergnzen. Die Aussagen der Gemeinschaftsinitiative bilden den Rahmen
fr eine nationale Strategie
gegen die soziale Polarisie-
rung in den Stdten, die mit
dem Frderprogramm
ªStadtteile mit besonderem
Entwicklungsbedarf — die
soziale StadtÒ einen Fr-
derhintergrund erhalten hat.
Das Frderprogramm gilt fr
Stadt- und Ortsteile, die in-
folge sozialrumlicher Se-
gregation davon bedroht
sind, ins soziale Abseits ab-
zurutschen. Es handelt sich dabei meist um hochverdichtete, einwohner-
starke Stadtteile in stdtischen Rumen, die im Hinblick auf ihre Sozial-
struktur, den baulichen Bestand, das Arbeitsplatzangebot, das Aus-
bildungsniveau, die Ausstattung mit sozialer und stadtteilkultureller In-
frastruktur, sowie die Qualitt der Wohnungen, des Wohnumfeldes und
der Umwelt erhebliche Defizite aufweisen. Auch in der herkmmlichen
Stdtebaufrderung hat die Verbesserung der Funktionsfhigkeit eines
Stadtteils bereits einen hohen Stellenwert besessen. Zur berwindung
der fr die sozial benachteiligten Quartiere typischen Probleme sind je-
doch weitergehende z. T. innovative Ma§nahmen notwendig. Die
Gemeinschaftsinitiative ªSoziale StadtÒ erhebt den Anspruch, Quartiers-
entwicklungsprozesse in Gang zu setzen, welche die sozialen Problemge-
biete zu selbstndig lebensfhigen Stadtteilen mit positiver Zukunftsper-
spektive machen sollen. Mit dem Programm Soziale Stadt sollen
Revitalisierungs- und Entwicklungsprozesse angeschoben, integrative
Ma§nahmekonzepte erarbeitet und umgesetzt sowie die lokalen Selbst-
organisationskrfte mobilisiert werden. Eine ressortbergreifende Kom-
Jungenbilder zum Beginn der Stadterneuerung Gttingen
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bination von Frderprogrammen, die strkere Bercksichtigung nicht-
investiver Anstze und die Erprobung neuer verwaltungs- und Manage-
mentstrukturen sollen dazu dienen, die vorhandenen Ressourcen fr eine
umfassende und integrierte Stadtentwicklung zu bndeln und den Mittel-
einsatz zielgenauer, effizienter und gleichzeitig auch flexibler zu gestal-
ten.
Die besonderen Inhalte eines in jedem Programmgebiet zu entwickeln-
den integrierten Handlungskonzeptes sind nach einzelnen Handlungs-
bereichen (Brgermitwirkung, Lokale Wirtschaft, Arbeit und Beschfti-
gung, Quartierszentren, soziale, kulturelle und bildungsbezogene Infra-
struktur, Wohnen, Wohnumfeld und kologie) und methodisch-techni-
sche Formen der Programmumsetzung (ressortbergreifende Umsetzung,
Management vor Ort, Erfolgskontrolle) zu unterscheiden. Insgesamt geht
es darum, mit dem Programm die physischen Wohn- und Lebensbedin-
gungen, die individuellen Lebenschancen, das Gebietsimage und die Iden-
tifikation mit den Quartieren zu verbessern. (DIFU, 2003, S. 12)
Das Programm charakterisiert die Stadtteile mit besonderem Entwicklungs-
bedarf durch zwei Gebietstypen: a) Innerstdtische oder innenstadtnahe
Quartiere in benachteiligten Regionen mit nicht modernisierter Bausub-
stanz und deutlich unterdurchschnittlicher Umweltqualitt und b) Gro§e
Wohnsiedlungen aus der Nachkriegszeit und Wohnsiedlungen der abge-
zogenen Streitkrfte mit wenig individueller Architektur, fehlender
Nutzungsmischung und unzureichender sozialer Infrastruktur (ARGEBAU,
2001).
Die nachfolgenden Praxisbeispiele berichten von Gro§siedlungen der 60er
und 70er Jahre deren Kurzcharakteristik der ARGEBAU Leitfaden wieder-
gibt: ªSowohl im Osten wie auch im Westen gibt es eine gro§e Anzahl von
Neubauquartieren, die wegen erheblicher funktioneller und gestalterischer
Mngel eine soziale Abwertung erfahren haben oder abzugleiten drohen.
Fr die fehlende Attraktivitt dieser Neubauquartiere gibt es ein Ursachen-
bndel: Die Siedlungen liegen hufig am Stadtrand und sind nur unzurei-
chend in den ffentlichen Nahverkehr eingebunden. Die Planung hat zum
Teil auf landschaftliche und kologische Gegebenheiten zu wenig Rck-
sicht genommen. Viele Quartiere sind als ªSchlafstdteÒ konzipiert. Es
fehlt eine selbsttragende lokale Wirtschaft und es mangelt an Arbeits-
pltzen im Nahbereich. Die Architektur ist hufig einfallslos, bei der ge-
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gebenen Hhe und Dichte der Bebauung vermisst man besonders die
individuelle Ausprgung der Erdgeschosszonen, Eingangsbereiche und
Vorgrten. Die Qualitt der ffentlichen Bauten und des ffentlichen Rau-
mes ist vernachlssigt worden. Austauschbare erlebnisarme Wohnsitua-
tionen machen es den Bewohnern schwer, sich mit ihrem Quartier zu
identifizieren. Die dringend notwendigen Verbesserungen durch Wohn-
umfeldma§nahmen und soziale und wirtschaftliche Impulse sind noch
viel zu wenig in Gang gekommen. In Westdeutschland sind die Wohnun-
gen in diesen Siedlungen zudem hufig nach einem einseitigen Vergabe-
system belegt worden. Dies ist dort eine der Hauptursachen fr die Kon-
zentration einkommensschwacher Haushalte.Ò (ARGEBAU, 2001: 35).
Die vorliegende Arbeit lenkt den Blick auf eine kleine westdeutsche Gro§-
stadt, die weniger im Rampenlicht des Stadtentwicklungsdiskurses steht,
sich aber gleichwohl mit den Folgen eines sich entspannenden Wohnungs-
marktes und sozialer Segregation auseinanderzusetzen hat. Es geht um
die Stabilisierung eines Stadtteils mit einem hohen Ma§ an sozialer Aus-
grenzung, fr den sich die Frage stellt, ob er auch in Zukunft einen aus-
geglichenen Beitrag zur Stadtentwicklung liefern kann oder ein weiteres
Absinken zu erheblich tieferen Einschnitten in die Stadtstruktur fhrt (Hab-
ermann-Nie§e/Nie§e, 1999).
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6.1 Stadterneuerung Göttingen Grone
Regionale Funktion der Stadt Göttingen
Die Stadt Gttingen stellt nach den Kategorien des Landesraumordnungs-
programms ein Oberzentrum dar. Als Oberzentrum sind zentrale Einrich-
tungen und Angebote fr den spezialisierten hheren Bedarf bereitzu-
stellen. Gttingen hat eine besondere Funktion als Wissenschaftszentrum
internationaler Prgung. Das Oberzentrum Gttingen steht mit knapp
130.000 Einwohnerinnen und Einwohnern und 59.000 Beschftigten als
Wirtschaftsstandort auf dem 17. Rang im Land Niedersachsen. Die sd-
lichste Gro§stadt Niedersachsens hat als Schul-, Kongress- und Einkaufs-
stadt sowie als Dienstleistungszentrum berregionale Bedeutung. Geprgt
wird das Oberzentrum durch die mit rd. 27.000 Studenten zweitgr§te
Universitt des Landes (ªLandesuniversitt NiedersachsenÒ), die mit ei-
ner Vielzahl von wissenschaftlichen Instituten und Einrichtungen auch
gr§ter Arbeitgeber der Stadt ist. Sowohl fr das produzierende Gewebe
als auch fr eine Reihe au§eruniversitrer und kultureller Institutionen
ist die Bindung zur Universitt prgend. Die Standortbedingungen sind
durch die zentrale Lage im Landkreis Gttingen sowie die Lage unmittel-
bar an der Achse der A 7  mit zwei Anschlussstellen ausgesprochen gn-
stig.
Räumliche Funktion und Verflechtung des Stadtteils
Die Neubausiedlungen der 60er und 70er Jahre liegen im westlichen Stadt-
gebiet der Stadt Gttingen im Ortsteil Grone in jeweils zwei stadtrumlich
isolierten Lagen nrdlich und sdlich der Kasseler Landstra§e, die neben
starken innerrtlichen Verkehrsfunktionen die Stadt mit der Autobahn A7
(Hannover - Kassel) verbindet.
Im Altdorf Grone entstand zwischen der alten Dorfstra§e (Zehntscheuer-
stra§e/ Krugstra§e) und der Bebauung an der Kasseler Landstra§e auf
noch vorhandenen Wiesen die Siedlung ÓAlt-GroneÓ als eine vom Altdorf
isolierte Siedlung, die nur zwei Kfz- und eine Fu§wegeverbindung in den
ursprnglichen Ortskern aufweist.
Die Siedlung ÓGrone-SdÓ entstand zwischen Stadtfriedhof, Bahntrasse
und freier Landschaft ebenfalls in Distanz zur Kasseler Landstra§e. Nach
Westen erstreckt sich eine berwiegend freie Landschaft bis zur Auto-
bahn, die nach Aussagen des  Flchennutzungsplanes durch gewerbliche
Nutzungen aufgefllt werden wird. Im Osten grenzt der Stadtfriedhof an,
141
der z. B. fr eine fu§lufige Erschlie§ung abseits der verkehrsbelasteten
Kasseler Landstra§e eine scheinbare Barriere darstellt. Nach Norden wird
das Gebiet von berwiegend gewerblichen Nutzungen an der Kasseler
Landstra§e und nach Sden durch Lrmschutzma§nahmen entlang der
DB-Neubaustrecke von zentraler Erschlie§ung und den stdtischen
Nutzungszusammenhngen abgeschirmt. Sdlich der DB-Neubaustrecke
werden im Flchennutzungsplan ebenfalls gewerbliche Nutzungen ange-
strebt.
Die  in den 60er und 70er Jahren im Stadtteil Grone entstandenen Neu-
baugebiete stellen eine Arrondierung an das bestehende Siedlungsgebiet
dar. Sie komplettieren bzw. ergnzen das Siedlungsgebiet des Stadtteils,
wie es in den Stadterweiterungen der 60er und 70er Jahre nicht unblich
war. Im Gegensatz zu den Gro§siedlungskonzepten, die als eine gro§-
flchige Stadterweiterung in Distanz zum stdtischen Siedlungsgefge
entstanden (wie z. B. Hannover Vahrenheide, Hildesheim Drispenstedt,
Nienburg Lehmwandlung), wurden im Stadtteil Grone Erweiterungsflchen
im bestehenden Siedlungszusammenhang entwickelt. bereinstimmend
mit anderen Gro§siedlungen hat ein einziger Bautrger (die Neue Hei-
mat) untersttzt durch die ffentliche Wohnungsbaufrderung die
Siedlungserweiterung in Alt-Grone und Grone-Sd durchgefhrt. In der
konkreten stdtebaulichen Planung wurde auch in Grone auf das Gro§-
siedlungsmuster der in den 60er und 70er Jahren dominierenden Planungs-
kultur, die hohe bauliche Dichten und eine intensive Durchgrnung des
Wohnungsbaus auf weitlufigem Abstandsgrn vorsah, zurckgegriffen
und zwar in deutlichem in der Regel beabsichtigten Gegensatz zu den
angrenzenden drflichen Gestaltstrukturen. Die Nhe und funktionale
Verflechtung zu bestehenden Siedlungszusammenhngen — sei es die In-
tegration in eine schon vorhandene Stadtteilkultur, sei es die Nhe zu
gewerblichen Arbeitspltzen — haben in Grone viele aus stadtrumlich
isoliert liegenden Gro§siedlungen bekannte Probleme ber Jahre nicht
aufkommen lassen.
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6.1.1 Das Erneuerungsgebiet
Im Ortsteil Grone leben 13.000 Einwohnerinnen und Einwohner. Unge-
fhr  5.500 Einwohnerinnen und Einwohner (40%) wohnen in den
Sanierungsgebieten ÓGrone-SdÓ und ÓAlt-GroneÓ. Der Ortsteil Grone wird
durch einen Ortsrat in der Kommunalpolitik selbstndig reprsentiert.
Der Stadtteil Grone wird berwiegend von Brgerinnen und Brgern aus
dem Dorf Grone mit seiner historisch gewachsenen  Struktur vertreten.
Der Anteil von Ortsratsmitgliedern, die in der Gro§siedlung wohnen, ist
verhltnism§ig gering.
Die ca. 1.600 Wohnungen im Erneuerungsgebiet wurden seinerzeit ber-
wiegend von der Neuen Heimat errichtet. Zur stadtrumlich isolierten
Lage kommt eine der Bauzeit entsprechende sehr homogene gro§-
ma§stbliche Bebauungsstruktur hinzu, die die Isolierung auch stdte-
baulich wirksam macht. In ÓAlt-GroneÓ wurde berwiegend eine 4-ge-
schossiger Bebauung und in ÓGrone-SdÓ eine 4- bis 6-geschossige Be-
bauung im Mietwohnungsbau errichtet, die dort nach Sden und Westen
teilweise von Reiheneinfamilienhusern und  niedriggeschossiger Wohn-
bebauung durchsetzt bzw. abgerundet wird.
Abbildung 22
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Städtebauliche Mängel
Die stdtebaulichen Mngel knnen mit Monofunktionalitt, gering ent-
wickeltem und im Absinken befindlichen Quartierszentrum, geringem und
wenig unterscheidbarem
Freiraum- und Grnflchen-
angebot, undifferenziertem
wohnungsnahen Wohnum—
feld, einem undifferenzierten
Wohnungsgemenge (hoher
Anteil von 3-Zimmer-Woh-
nungen), einem durch-
schnittlichen  Stellplatzan-
gebot bei unterdurchschnitt-
lichem Kraftfahrzeugbesatz
und einem geringem Ange-
bot an nicht konfessionell
gebundenen ffentlichen Kommunikationseinrichtungen (Gemeindehu-
ser der Kirchen aber kein stdtischer Nachbarschaftstreff) umschrieben
werden.
Indikatoren für die soziale Stadterneuerung
Der Gro§siedlungsbereich zhlt seit Jahren zu den benachteiligten Stadt-
quartieren in Gttingen. Nach dem Konkurs der Neuen Heimat und zwi-
schenzeitlicher Trgerschaft durch die Deutsche BauBeCon wurden die
Wohnungen 1998 an einen Immobilienfonds bertragen. Auch wenn die
kommunalen Belegrechte berwiegend abgelst oder ausgelaufen sind,
hat sich an der Bewohnerstruktur und der Beurteilung des Stadtteils grund-
legend nichts gendert.
Die Indikatoren hierfr sind eine geringe Beschftigungsdichte insbeson-
dere in Grone-Sd, da hier nur 42,9% der Bewohner einer sozialver-
sicherungspflichtigen Beschftigung nachgehen (Gesamtstadt 46,6 %).
Das Ausma§ der geringen Erwerbsttigkeit wird durch die Arbeitslosig-
keit komplettiert. In Grone-Sd sind 2001 15,1% der erwerbsfhigen
Bevlkerung arbeitslos gemeldet und 16,1% beziehen Hilfen zum Le-
bensunterhalt (HLU). In Alt-Grone sind 15,4% als arbeitslos registriert
und die Sozialhilfequote (HLU) liegt bei 20,8%. (Birsl/Kolle 2003: 20 Bei
einer genaueren Betrachtung wird deutlich, dass insbesondere Auslnder
auf diese Sozialleistungen angewiesen sind. Die Untersuchung weist auch
darauf hin, dass mehr als die Hlfte der sozialversicherungspflichtig Be-
Wohnen in Grone
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schftigten Frauen sind, damit also Mnner proportional schlechtere Zu-
gangsmglichkeiten zum Arbeitsmarkt haben.
Die sozialwissenschaftlichen Begleituntersuchungen haben im Unter-
suchungssegment Arbeitsmarkt ber eine Befragung von 10% der er-
werbsfhigen Bevlkerung zustzliche Erkenntnisse ber Beschftigungs-
probleme in Grone unter geschlechtervergleichenden Aspekten erhalten.
Dabei ging es bei den Erhebungen zur Stellung auf dem Arbeitsmarkt
nicht um die Ergnzung der amtlichen Statistik, sondern um eine persn-
liche Beurteilung des eigenen Arbeitsmarktzuganges. In der Gruppe der
weiblichen erwerbsfhigen Bevlkerung haben sich drei Typen herausge-
bildet: 56% der Frauen bezeichnen sich selbst als nicht erwerbsttige
Hausfrauen, die zweite Gruppe bilden Frauen in einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschftigung und eine dritte Gruppe definiert sich selbst als
arbeitslos, auch wenn sie oftmals nicht arbeitslos gemeldet sind. Es er-
gibt sich eine Erwerbsquote von lediglich 45% gegenber einem Bundes-
vergleich, der eine Erwerbsquote von Frauen in Hhe von 60% ermittelt.
Bei den erwerbsttigen Frauen kommt hinzu, dass ihre Beschftigung in
der Regel nicht existenzabsichernd ist. Neben der unterdurchschnittli-
chen Erwerbsquote ist die Hufung traditioneller Familienkonstellationen
hervorzuheben: ein Drittel der Frauen wohnen in Familien mit einem
mnnlichen Alleinernhrer (Birsl/Kolle 2003: 22).
Bei den Mnnern liegen die Probleme des erschwerten Arbeitsmarktzu-
ganges hnlich, da die gegenber den Frauen proportional hhere Er-
werbsquote von 56% in Beziehung zu setzen ist mit einem Bundesdurch-
schnitt der Erwerbsquote von Mnnern im Erwerbsfhigen Alter von 80,2%.
ber Erwerbsquote und Arbeitsmarktzugang hinaus wird deutlich, dass
vertraglich nicht abgesicherte Ttigkeiten als zustzliche Verdienstmg-
lichkeiten bei den sich selbst als arbeitslos bezeichnenden Personen wie
auch zu 60% bei den erwerbsttigen Personen eine gro§e Rolle spielen.
Dazu wird angegeben, dass diese Ttigkeiten nicht selten Qualifikationen
voraussetzen, die auf dem Arbeitsmarkt nicht einzusetzen sind. Unter
den Befragten, die sich als arbeitslos definieren, ist der Weiter-
qualifizierungswunsch ausgeprgt. 62% wrden ein Weiterbildungsange-
bot nutzen, wobei insbesondere Frauen darauf hinweisen, das dieses
Angebot mglichst wohnortnah anzubieten ist, da sie auf kurze und fu§-
lufige Wege angewiesen sind, weil ihr Zugang zu Autos, die eine hohe
Mobilitt und Zeitflexibilitt bewirken, eingeschrnkt ist (Birsl/Kolle 2003:
23)
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Der Ortsteil Grone weist bei 12.093 Einwohnern zwar ca. 3.600 Arbeits-
pltze auf, Kennzeichen des Arbeitsmarktes im Stadtteil ist aber eine
relativ geringe Bindung zu den Arbeitskrften in den Wohnungsteilmrkten
der Stadterneuerung Grone (Gsis, 2003). Dies schlie§t die Anbindung
von Ausbildungspltzen an die in Grone vorhandene Hauptschule mit ein.
Der Auslnderanteil ist 2001 mit 22,8% in Alt-Grone und 23,3% in Grone-
Sd im Gegensatz zum Gesamtstadtdurchschnitt von 10,5% immer noch
berdurchschnittlich hoch, wenn auch insgesamt mit einer Abnahme des
Anteils um 1 % bzw. 2 % in
Alt-Grone gegenber 1998
leicht rcklufig. Bei genau-
er Betrachtung der Stadtge-
biete zeigt sich, dass in den
letzten Jahren einige
kleinrumige Vernderun-
gen zu beobachten sind. In
Grone-Sd hat nach der
Beobachtung einer sehr he-
terogenen Verteilung 1998
eine Konzentration auf 4
ethnische Gruppen stattge-
funden. Im Jahr 2001 kommen zwei Drittel der Auslnder aus der Trkei,
dem Irak, den GUS Staaten und aus dem ehemaligen Jugoslawien. In
Alt-Grone konzentriert sich die Bevlkerungszusammensetzung auf Mi-
grantenhaushalte aus der Trkei, dem Irak und den GUS Staaten. Dabei
ist besonders auffllig, dass sich im Teilgebiet Alt-Grone der hohe Anteil
trkischer Haushalte von 42,9% in 1998 bis 2001 auf 29,1% reduziert
hat. Auch die Altersstruktur weicht von der der Gesamtstadt ab. Der An-
teil an Kindern und Jugendlichen ist stark berdurchschnittlich. In ÓGrone-
SdÓ sind 27% der Einwohnerinnen und Einwohner jnger als 18 Jahre
und in ÓAlt-GroneÓ sogar 38% (Birsl/Ottens/Bank/Kolle, 1999). Entspre-
chend der sozialen Lage der Familien sowie der Kinder und Jugendlichen
kommen Probleme zum Tragen, die sich in den Ma§nahmen und Leistun-
gen nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz abbilden. In ÓGrone-SdÓ
kamen 1998 im Vergleich zu anderen Gttinger Wohnquartieren mit am
hufigsten sozialpdagogische Familienhilfen zum Einsatz. Beide
Wohnquartiere gemeinsam weisen zudem berdurchschnittlich viele Fl-
le an Heimunterbringungen und Jugendgerichtshilfen auf.
Gronerinnen beim Internationalen Stra§enfest
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6.1.2 Aufgaben der sozialen Stadterneuerung
Aufgrund der historischen Entwicklung der Siedlungsstruktur ergibt sich
durch das Heranrcken der Gro§siedlung an berwiegend drflich ge-
prgte bauliche und sozial-kulturell Strukturen eine besondere Konflikt-
lage, die die Grundlagen der Entscheidung zur Siedlungsttigkeit an die-
sem Ort ex post in Frage stellt. Die Akteure des Stadtteils sind aus unter-
schiedlichen Grnden die Bewohnerinnen und Bewohner der drflichen
Ortslage geblieben. Ein Zusammenwachsen hat historisch nicht stattge-
funden und soll auf einer neuen nunmehr strker gefrderten Grundlage
erneut begonnen werden. Auf den zu Beginn der Stadterneuerung durch-
gefhrten Werkstattgesprchen in beiden Erneuerungsgebieten waren die
Stichworte ªBrcken bauenÒ und ªes soll die da drben nicht mehr ge-
benÒ die prgenden Eindrcke und auch zugleich Ansporn fr den Beginn
der sozialen Stadterneuerung.
Wie in vielen westdeutschen Gro§stdten hat das Abschmelzen der Bin-
dungen im Sozialen Wohnungsbau zu einer Reduzierung des Angebotes
an Wohnungen gefhrt, die fr kommunale Belegungspolitik zur Verf-
gung stehen. Darber hinaus haben wenige Wohnungsunternehmen die
Gttinger Organigramm zur Stadterneuerung; Abbildung 23
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Aufgabe bernommen, weiterhin an Mieterinnen und Mieter mit geringe-
rem Einkommen zu vermieten. In kleinen Gro§stdten ist der Versorgungs-
spielraum sehr gering und die Stadtteile mit dem entsprechendem
Wohnungsangebot sind nicht mehr isoliert zu betrachten. Greifen Auf-
wertungsstrategien in einem Stadtteil soweit, dass sich die einkommens-
schwcheren Haushalte in anderen Stadtteilen mit entsprechendem
Wohnungsangebot konzentrieren, werden die Probleme der Wohnungs-
versorgung und die Aufgaben der sozialen Stadterneuerung dorthin ver-
schoben.
Diese Erkenntnis aus den Vorbereitenden Untersuchungen Gttingen Grone
weist einerseits hin auf die Notwendigkeit einer gesamtstdtischen kom-
munalen Wohnungspolitik, andererseits auf die  Notwendigkeit des be-
hutsamen Umgangs mit den Zielen der Sozialen Stadterneuerung, die
bei einer deutlichen Ausrichtung auf Entmischung stadtweite Lsungswe-
ge anzubieten haben. Die tlw. zu beobachtende innere Abgrenzung - durch
Begriffe wie ªdie in den MietwohnungenÒ und/oder ªdie aus den Einfami-
lienhusernÒ umschrieben - kann in gemischten Wohnquartieren der 60er
und 70er Jahre zu einem Problem werden, das das Ziel der sozialen Stadt-
erneuerung in Frage stellt.
Es ist die Aufgabe der Sozialen Stadterneuerung, ªBrcken zu bauenÒ
und kooperative Krfte aus dem gesamten Stadtteil zu sammeln, die be-
reit sind ihre Energie fr integrative Arbeit in den Stadtteil abzugeben.
Gerade in Quartieren mit stark durchmischten Wohnungsteilmrkten ist
es notwendig auch auf die Anwohner aus den historisch gewachsenen
Strukturen bzw. den Eigenheimen zuzugehen, damit sie ein Engagement
fr ihren Stadtteil entwickeln und nicht in Abgrenzung verharren.
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6.1.3 Projekte der sozialen Stadterneuerung
Die Projektdarstellung stellt einen Zwischenbericht dar, der nach 2 Jah-
ren Frderung der Stadterneuerung durch das Land Niedersachsen und
entsprechender Durchfhrung des Stadtteilmanagements erfolgt. Es wurde
eine Zwischenevaluation durchgefhrt, die die Charakteristik der sozia-
len Stadterneuerungsma§nahme sehr wohl erkennbar macht und auch
auf die Widersprche hinweist, die in dem Prozess der sozialen Stadter-
neuerung stecken.
Lokale Ökonomie
Fr Jugendliche mit Zugangsschwierigkeiten zu Ausbildungspltzen und
Arbeitsmarkt wurde im Rahmen der sozialen Stadterneuerung im ersten
Jahr ein Qualifizierungsbetrieb eingerichtet.
Das Netcafe — gelegen am Quartiersplatz im Zentrum Grone Sd — bietet
12 Jugendlichen durch Gastronomie und Internetangebot fr den ganzen
Stadtteil ein Angebot fr die Verbesserung der  Beschftigungsfhigkeit.
Mit diesem Projekt wird einerseits eine gastronomische Lcke geschlos-
sen, da seit geraumer Zeit kein gastronomisches Angebot mit Mittags-
tisch in Grone Sd mehr vorhanden war, andererseits werden Jugendli-
che aus dem Stadtteil durch das Internetangebot in eine weitere verbind-
lichere Struktur au§erhalb der Angebote der Jugendarbeit und der Be-
nutzung des ffentlichen Raumes eingebunden.
Projekte der lokalen konomie in Kooperation mit rtliche Wirtschaftsbe-
trieben konnten bisher nicht verwirklicht werden. Kennzeichen des Ar-
beitsmarktes im Stadtteil ist eine relativ geringe Bindung zu den Arbeits-
krften in den Wohnungsteilmrkten der Stadterneuerung Grone.
Im Rahmen der sozialen Stadterneuerung wird mit dem Projekt PRINT in
der Hauptschule eine pdagogisch begleitete Verbindung zwischen Schu-
le und Wirtschaftsbetrieben hergestellt, um eine hhere Ausbildungsplatz-
quote und die Anbindung von entstehenden neuen Ausbildungspltzen
an die in Grone vorhandene Hauptschule zu erreichen.
Quartierszentrum
Mit Beginn der sozialen Stadterneuerung hatte der einzige im Stadtteil
Grone Sd noch vorhandene umfassende Nahversorger seinen Betrieb
eingestellt. Die Ma§nahme der sozialen Stadterneuerung wurde im Stadtteil
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grundstzlich in Frage gestellt, wenn sich die Versorgungsstrukturen auf-
lsen, wo soll dann die Erneuerung anfangen. Untersttzt durch die Fr-
derung von Teilma§nahmen der Erneuerung des Geschftszentrums
(stadtgestalterische Ma§nahmen) wurde ein Betreiber gefunden, der mit
einem 10 Jahresvertrag einen neuen Nahversorger einrichtet. Der REWE
Fachmarkt wurde im Dezember 2001 in den Rumen des alten Marktes
erffnet.
Die im Bereich des Quartierszentrums notwendige gestalterische  Erneue-
rung findet in der Gestaltung des Quartiersplatzes in direkter Nachbar-
schaft zum Fachmarkt  eine Ergnzung. In einem Planungsworkshop mit
Anliegern und interessierten Brgerinnen und Brgern wurden alternati-
ve Lsungsvorschlge erarbeitet, die nach Begutachtung durch die Br-
gerinnen und Brger in einer konkreten Variante weiter entwickelt wur-
den. Nach weiterer Abstim-
mung mit den Eigentmern
der von der Umgestaltung
betroffenen Flchen wird
derzeit eine Ausfhrungs-
planung fr den Quartiers-
platz erarbeitet, die umge-
hend realisiert werden soll.
Kernaussage des verabrede-
ten Konzeptes ist die ff-
nung des Raumes und die
Mblierung mit zeitgem§en
Entwurfselementen wie Stadtloggia, Wasserstein und Zeltdach. In der
ffentlichen Diskussion um den Quartiersplatz wurde ein weiterer Zwie-
spalt deutlich, der charakteristisch fr die Betrachtung des ffentlichen
Raumes in den benachteiligten Stadtquartieren sein kann. Da von dem
heutigen, vernachlssigten bis desolaten Zustand des Raumes eine ne-
gative Symbolwirkung ausgeht, ist eine gestalterische Aufwertung einer-
seits erwnscht, andererseits werden immer wieder Bedenken durch Br-
gerinnen und Brger vorgetragen, die grundstzlich wenig Hoffnung auf
Verbesserung der Situation haben. ªWer sitzt auf den neuen Bnken und
wie intensiv wird der Platz gepflegt werden?Ò Diese Fragen geben das
Unsicherheitsempfinden gegenber der Nutzung des ffentlichen Rau-
mes und den ªanderenÒ nicht zum eigenen sozialen Milieu zuzurechnen-
Planungsworkshop Quartiersplatz mit
Brgerinnen und Brgern
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den Bevlkerungsgruppen
wieder. Gleichwohl wurde
von allen Akteuren der
Stadterneuerung die Positi-
on vertreten, dass die
Erneuerungsstrategie der
stdtebaulichen Gestaltung
fr alle Stadtteilbewoh-
nerinnen und Bewohner zu
einer positiven Rckwirkung
auf ihre Stadtteilwahr-
nehmung fhren wird. Das
Beteiligungsverfahren ist
damit noch nicht beendet.
Im Zuge der Realisierung
des Konzeptes soll die Akzeptanz und Identifikation durch  Information
und Einbindung der Brgerinnen und Brger weiter gefrdert werden.
Zentrale Aufgabe ist die Durchfhrung eines stadtteilweiten Namens-
wettbewerbs fr den bisher namenlosen ªQuartiersplatzÒ.
Wohnen
Kooperationspartner fr Projekte beim Wohnen sind gr§ere Wohnungs-
besitzer oder Wohnungsunternehmen. Der gr§te Hausbesitzer mit 1039
Wohnungen ist die 1.IBV Deutschland — ein Immobilienfonds der IBG —
des Immobilienvermgens der Berliner Bankgesellschaft, der von der Deut-
sche BauBeCon verwaltet wird. Als reine Hausverwalter hat sie nur ein-
geschrnkte Handlungsmglichkeiten, die durch die Verwaltervertrge fest-
gelegt sind. Durch die Krise der Berliner Bankgesellschaft, die urschlich
mit den Immobilienfonds der IBG — also auch dem Fonds, in dessen Port-
folio Gttingen steckt — verbunden ist, wurden die zu Beginn der Sanie-
rung angekndigten Erneuerungs- und Investitionsvorhaben bisher zu-
rckgestellt, so dass der gr§te Wohnungsbestand bisher nicht in die
Stadterneuerung integriert werden konnte.
Als weitere Kooperationspartner stehen mehrere Eigentmergemein-
schaften nach dem WEG, und zwei kleinere Wohnungsunternehmen mit
kleineren Teilbestnden zur Verfgung.
Umgestaltungskonzept Quartiersplatz, Abbildung 24
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Die Volksheimsttte - eine Gttinger Traditionsgenossenschaft - hat als
erster Kooperationspartner in einer kleinen Wohnanlage mit ca. 60 Woh-
nungen das gesamte Repertoire der Frderung der Stadterneuerung um-
gesetzt. Unter Beteiligung der Mieterinnen und Mieter wurden die Ein-
gangsbereiche umgestaltet, Mietergrten fr die Erdgeschosswohnungen
eingerichtet und das Wohnumfeld mit Kleinkinderspielplatz, abschlie§baren
Mllsammelbehlterpltzen aufgewertet. Durch mehrstufige Beteiligungs-
formen konnte alle Mieterinnen und Mieter der Erdgescho§wohnungen
fr die bernahme eines Mietergartens gewonnen werden. Insgesamt
konnte eine hohe Akzeptanz der Umgestaltungsma§nahme erreicht wer-
den, die nach bekunden der Hausverwalter den Kontakt zwischen dem
Unternehmen und den Mieterinnen und Mietern positive Auswirkungen
hat.
Durch den intensivierten Kontakt zu den aktiven Mieterinnen und Mietern
wird allerdings auch deutlich, welche Distanz in den Wohnanlagen sich
ber die Jahre aufgebaut hat. Distanz zu Nachbarn, zu den Bewohnern
des Stadtteils aber auch zum Wohnungsunternehmen selbst, auch wenn
es eine Genossenschaft ist. Als Traditionsgenossenschaft scheint die be-
triebswirtschaftliche Orientierung im Vordergrund zu stehen.
Mit der Umgestaltungsma§nahme ist eine deutlich ffnung der Wohnan-
lage in den Stadtteil verbunden. Das ehemals undefinierte Abstandsgrn
wird durch umzunte Mie-
tergrten und neue attrak-
tive Kinderspielflchen auf-
gefllt. Die Aneignung die-
ser Flchen durch die Mie-
terinnen und Mieter des
Hauses heute, tritt in Ge-
gensatz zu der seinerzeit
nicht definierten Benutzung
durch Jugendliche und Kin-
der des Stadtteils, die in der
Regel nicht in der betroffe-
nen Wohnanlage wohnten.
Die tatschliche Benutzung des bisher als Abstandgrn definierten f-
fentlichen Raumes kommt heraus aus der Anonymitt - eine neue Benut-
zung muss sich einspielen.
Neue Mietergrten nach der Wohnumfeldgestaltung
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Wohnumfeld
Wohnumfeldma§nahmen sind zu unterscheiden zwischen dem wohnungs-
nahen Wohnumfeld, wie sie im Projektbeispiel der Umgestaltung der Ein-
gangsbereiches und des Wohnumfeldes bereits dokumentiert sind und
dem ffentlichen Wohnumfeld. Die geringen Mglichkeiten zur Instand-
haltung und Erneuerung ffentlicher Kinderspielpltze reichen gerade in
den Quartieren mit einem berdurchschnittlichen Anteil an Kindern und
Jugendlichen in der Regel kaum aus. Die Frdermglichkeiten der sozia-
len Stadterneuerung werden genutzt, um das ffentliche Wohnumfeld
grundstzlich neu zu strukturieren.
In Gttingen Grone wurde ein Integriertes Freiraumkonzept ausgearbei-
tet, um die Diskussion ber die ffentlichen Rume und ihre Nutzbarkeit
neu zu beginnen. Parallel
dazu wurden erste Spielplt-
ze erneuert, die bereits im
Spielumfeldprogramm 1991
als dringend erneuerungs-
bedrftig dargestellt wur-
den. Fr die Kinderspielplt-
ze wurde jeweils eine beson-
dere Kinderbeteiligung
durchgefhrt, die mit Spiel-
platzbeobachtung und Pla-
nung in Kindertagessttten
begann, einen Beratungs-
termin vor Ort mit den Kindern und den Anliegern beinhaltet und dann
das formelle Beteiligungsverfahren der Sanierung erffnet.
Um dem besonderen Problemen an mangelnden Grn- und Freiflchen
insbesondere fr Jugendliche gerecht zu werden wurde ein Spielpark-
konzept entwickelt. Fr eine gro§e Freiflche in unmittelbarer Nachbar-
schaft zu dem stdtischen Kinder- und Jugendhaus wird der Spielpark
Elmweg entstehen, der eine Vielfalt von Angeboten bereit hlt (Skater-
Tal, Streetball etc.) und darber hinaus einen Verein in den Stadtteil holt,
der auf einer Bolz- und Rasenflchen (Kunstrasen) Vereinstraining anbie-
ten wird. Damit sollen die Kinder und Jugendliche erreicht werden, die
gerne Fu§ball spielen, entfernte Angebote der Fu§ballvereine aber nicht
Kinderbeteiligung an der Spielplatzumgestaltung
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selbstndig aufsuchen. Das besondere Fu§ballangebot wird darauf zu-
rckgefhrt, dass Fu§ball als die ªmain-streamÒ Sportart im Stadtteil an-
gesehen wird nicht zuletzt, weil die Sportart Fu§ball die geringsten indi-
viduell aufzubringenden Kosten verursacht .
Das Spielparkkonzept wurde in enger Abstimmung mit den angrenzen-
den Schulen und den jeweiligen Trgern der Jugend- und Sportarbeit
abgestimmt. Anschlie§end wurde es vor Ort mit Kindern und Jugendli-
chen diskutiert und den von der Umgestaltung betroffenen Anwohnern
vorgestellt. Nach diesen Vorbereitungsrunden — jeweils moderiert vom
Quartiersmanagement — begann das formelle Verfahren der Beteiligung
der politischen Gremien. Nach umfassender Zustimmung zu dem Spiel-
parkkonzept und anschlie§ender Bewilligung durch die Frderstellen steht
der Realisierung des Konzeptes nichts mehr im Wege.
Soziale Infrastruktur
Anlass fr die Stadterneuerung Grone war ma§geblich der Wunsch, im
Stadtteil ein Nachbarschaftszentrum einzurichten. Da dieses angesichts
der Lage der kommunalen Finanzen nicht finanzierbar gewesen ist, wur-
de die Aufnahme in das Frderprogramm soziale Stadt angestrebt. Nach
Aufnahme des Stadterneuerungsgebietes in das Frderprogramm wird
die Initiative fr ein neues Nachbarschaftszentrum wieder entfacht.
Aufgrund der Diskussion um das Nachbarschaftszentrum 1997 und 1998
hatte sich eine provisorische Lsung herausgebildet, die inzwischen eine
unter Einschrnkungen trag-
fhige Einrichtung geworden
ist. Das Stadtteilzentrum be-
nutzt in einem der Hochhu-
ser alle Erdgeschosswoh-
nungen fr seine Angebote,
die allerdings aufgrund der
rumlichen Vorgaben — klei-
ne Wohnungen — und der
Nhe zu den Wohnungen im
Haus beschrnkt sind.
Brgerbeteiligung zur Neugestaltung des
Nachbarschaftszentrums
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Die Diskussion um das Nachbarschaftszentrum wird im Jahre 2002 wie-
der angeschoben, um das bauliche Investitionsprogramm der Stadter-
neuerung abzusichern. Zur Vorbereitung wurde ein Architekten Gutachter-
verfahren durchgefhrt, dass in einem eintgigen Planungsworkshop die
Beteiligung aktiver Brgerinnen und Brger am Auswahlverfahren fr den
besten Beitrag und das Einbeziehen der Stadtteilffentlichkeit in einem
kleinen Zeitfenster von ca. zwei Stunden mitten im Planungsworkshop
beinhaltet. Deutlich wird in der neu initiierten Diskussion, dass im Stadt-
teil inzwischen mehrere Vorbehalte gegen ein Nachbarschaftszentrum auf-
gebaut haben, die vor Beginn der Umsetzung des Konzeptes im Stadtteil
verantwortlich diskutiert werden mssen:
Das bestehende Stadtteilzentrum wird von einem Verbund der Wohlfahrts-
verbnde in Gttingen und der rtlichen Kirchen getragen und hatte in
der Vergangenheit immer wieder mit starken Finanzierungsproblemen zu
arbeiten. Es gab keine Kontinuitt, die verlssliche Arbeit garantiert ht-
te. In der nicht in die Arbeit
integrierten aber kritischen
Brgerschaft war das
Stadtteilzentrum zu sehr als
ein Angebot fr kleinere,
wenn auch sehr aktive Grup-
pen betrachtet worden und
die Akzentsetzung auf Bil-
dungsangebote stand im
Vordergrund. Von diesen
Brgerinnen und Brgern
wird der Wunsch nach einem
Nachbarschaftszentrum nicht grundstzlich abgelehnt, gleichwohl aber
in Zweifel gezogen, dass eine Ausweitung des Programmangebotes mg-
lich ist, das schlie§lich alle Brgerinnen und Brger im Stadtteil erreicht.
Damit verbinden sich auch starke Bedenken gegen die Chance in einem
solchen Zentrum die multikulturelle Gesellschaft des Stadtteils tatsch-
lich leben zu knnen und die Befrchtung, dass einzelne soziale Gruppe
sich des neuen Zentrums bemchtigen knnten.
Das Konzept fr ein neues Nachbarschaftszentrum hat sich im Herbst
2002 auf verschiedenen Veranstaltungen (Stadtteilforum, Berichterstat-
tung von einem Kulturzentrum aus Hannover) der Diskussion gestellt
Modell des Nachbarschaftszentrums Grone; Abbildung 25
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und im Dezember 2002 wurde das Konzept zur Errichtung und zur Trger-
schaft im Rat der Stadt Gttingen verabschiedet.
Bürgermitwirkung
Die Brgermitwirkung wird als ein zentraler Baustein des Organigramms
fr die Stadterneuerung verstanden. ber die bestehenden Netzwerke
des Stadtteils wie z. B. den ªRunden Tisch GroneÒ hinaus, der sich alle
vier bis sechs Wochen in den unterschiedlichen Einrichtungen im Stadt-
teil trifft und ca. 20 — 40 Teilnehmer und Teilnehmerinnen je Sitzung
umfasst, wurden drei Standbeine formal eingebunden.
Das Stadtteilforum tagt in der Regel ein Mal pro Jahr und stellt die unter-
ste Ebene der frmlichen Beteiligung als ein Element direkter Demokratie
dar, weil im Forum die nicht politisch bestimmten Vertreter des Unteraus-
schusses zur Sanierung dort direkt gewhlt werden. Es dient zustzlich
als bergreifendes Informationstreffen zum Stand der Sanierung.
Der Unterausschuss zur Sanierung besteht zu 50% aus benannten Ver-
tretern der politischen Parteien und dem Ortsrat Grone und zur anderen
Hlfte aus im Stadtteilforum gewhlten Brgerinnen und Brgern. Er dis-
kutiert, nimmt zur Kenntnis und gibt Empfehlungen zur Sanierung auf
seinen im ca. achtwchentlichen Rhythmus stattfindenden Sitzungen.
Das Stadtteilmanagement ist als Schnittstelle zwischen Brgerinnen und
Brgern und Verwaltung Bestandteil der Lenkungsgruppe zur Stadter-
neuerung und in der Regel an den meisten Terminen in der Verwaltung
zur Entwicklung des Projektes Stadterneuerung beteiligt, ebenso wie es
selbstndig Projekte und Beteiligungsarbeit vor Ort anregt oder Beteili-
gungsschritte organisiert und moderiert.
Beteiligungsarbeit wird sich weiterentwickeln knnen, wenn im Zusam-
menhang mit den Projekten der Stadterneuerung weitere Gruppen der
Bevlkerung aktiv eingebunden werden knnen. Beteiligungsschritte sind
die in kleinen Zeitfenstern stadtteilffentlichen Planungsworkshops zu be-
sonderen Projekten der Stadterneuerung wie dem Quartiersplatz und dem
Neubau des Nachbarschaftszentrums. Die Beteiligung von Kindern- und
Jugendlichen an der Entwicklung von Einrichtungen wie dem Spielpark
Elmweg und den neuen Kinderspielpltzen wurde jeweils durch Anlieger-
information, durch Ankndigung in den Kinderhorten und den Schulen
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Organigramm zur Beteiligung; Abbildung 26
Stadtteilforum
157
vorbereitet. In den Schulen wurde die Beteiligung direkt verbunden mit
Projektwochen an der Schule, zu denen unter dem Motto ªIch baue mei-
nen KinderspielplatzÒ Beteiligung an den Spielplatzplanungen angeregt
und damit ein direkter Be-
zug zur Planung — die Mo-
delle wurden den Freiraum-
planungsbros vorgestellt —
und den demnchst im
Stadtteil stattfindenden
Umbauma§nahmen herge-
stellt wird.
Darber hinaus werden Ar-
beitsgruppen zu bestimmten
Themen der Stadter-
neuerung — AG Gerne Woh-
nen in Grone — AG Freiraum etc. mit interessierten Brgerinnen und Br-
gern eingerichtet. Hier ist besonders die AG Gerne Wohnen in Grone zu
erwhnen, die sich alle zwei Monate trifft und sich als Gesprchsrunde zu
allen Problemen des Wohnens herausstellt. Es werden Initiativen fr
Stadtteilmediateure angeregt, Informationen zu besonders aufflligen Pro-
blemen gesammelt, diskutiert und an die Verwaltung durch bersendung
von Protokollen oder mit eigenen Anschreiben weitergegeben.
Ein weiteres Medium zur Ak-
tivierung der Brgerinnen
und Brger ist eine vier Mal
im Jahr erscheinende an je-
den Haushalt im Sanierungs-
gebiet zugestellte Informa-
tion zur Sanierung, die Hin-
weise auf den Fortgang der
Sanierung und Anregungen
zur Mitarbeit gibt. Im Rah-
men der Verbreitung des in-
tegrierten Freiraumkonzep-
tes wurde das Projekt ªGr-
ner TischÒ entwickelt. Im Stadtteil wurden an zentralen Stellen Stellwnde
und Bchertische zur Stadterneuerung aufgestellt. Hier wurden Brge-
rinnen und Brger angesprochen, welche Anregungen sie zur Neustruk-
Grner Tisch zur Brgerbeteiligung Gttingen Grone
Jugendbeteiligung an der Gestaltung des Spielparks Elmweg
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turierung der ffentlichen Rume geben knnen. Dabei wurde die Erfah-
rung gemacht, dass das informelle Kommunikationsbedrfnis ber die
eigenen Probleme und die Probleme im Stadtteil berraschend hoch ist.
6.1.4 Der Beitrag der sozialen Stadterneuerung
für das Wohnen in der Stadt
Die Gelegenheit zur Bestrkung von Urbanitt zwischen Polarisierung und
Abgrenzung einerseits und Auflsen von Fremdheit wird durch den
Programmansatz der Sozialen Stadterneuerung im Grundsatz angestrebt,
zumal Fremdheit und Abgrenzung die stadtweite Charakteristik des Stadt-
teils ist und im Stadtteil als solche wahrgenommen wird.
Identifikation mit Stadtteil und Wohnumfeld
Durch die Mittelbndelung im Bereich der Qualifizierungs- und Bildungs-
ma§nahmen, der Errichtung von neuen Infrastruktureinrichtungen  und
der Aufwertung des Wohnumfeldes fr Kinder- und Jugendliche werden
Lebenszusammenhnge positiv entwickelt. Damit wird das Wohnen indi-
rekt aufgewertet, zumal es angeboten wird, an der Investition mitzube-
stimmen. Die Stadterneuerung wird zur Symbolwirkung gegen die vor-
herige Desinvestition in den Stadtteil, da Investitionsma§nahmen, die
stadtweit in den Ausschssen und der Presse dokumentiert werden,
Beteiligungsverfahren und Sanierungszeitung eine neue ffentlichkeit ber
den Stadtteil her stellen, der bisher vor allem negative Schlagzeilen mach-
te. Die kritische Haltung von aktiven Brgerinnen und Brgern in sozial
belasteten Stadtteilen gegenber der ffentlichen Hand (ªuns hilft doch
keinerÒ) werden deutlich beantwortet . Die u§ere Wahrnehmung vern-
dert sich.
Das Ausma§ der Vernderung der wesentlich sensibleren inneren Wahr-
nehmung ist noch nicht abzuschtzen. Die Stadterneuerung fhrt mit
ihren Investitionen in den ffentlichen Raum zur Diskussion ber die Be-
nutzbarkeit des Stadtteils, die in der Vergangenheit nur reaktiv bis zu-
rckhaltend wahrgenommen wurde. Die Stadterneuerung wird zu einem
neuen Anlass, ber Probleme im Stadtteil zu sprechen. Dadurch dass
Personen mehr und weniger ffentlich vortragen knnen — insbesondere
auch gegenber dem Quartiersmanagement als neutrale Instanz — lst
sich ein Knoten in der Stadtteilkultur. Brger knnen wieder aktiviert
werden, die einmal in den Stadtteil eingebrachte Energien aufgegeben
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haben. Die AG ªGerne Wohnen in GroneÒ meint den Titel ernst, wenn
auch in erster Linie ber die vielen Probleme geklagt wird.
Kooperation der Akteure
Der Prozess der Stadterneuerung beinhaltet eine umfassende Koopera-
tionsstruktur, die im Organigramm zur Stadterneuerung (s. Ziff. 6.1.3)
zum Ausdruck kommt. Vermittelt durch das Stadtteilmanagement wird
diese zu den rtlichen Unternehmen, den Trgern und Initiativen ebenso
bermittelt, wie sie in der Verwaltung durch Lenkungsgruppe und
fachbereichsbergreifende Arbeitsgruppen erreicht wird. Nach berwin-
dung vieler Hindernisse in einer Verwaltung, die nicht projektorientiert
und raumstrukturell organisiert ist, und bei den rtlichen Akteuren, die
bisher lieber individuell ihre Ziele erreichten und Mitsprache dritter in der
Regel nicht gerne sehen, entwickelt sich ein Kooperationsmodell, dass fr
alle Projekte der Stadterneuerung von hoher Attraktivitt sein wird.
Herausbildung von Nachbarschaften
Die aktive individuelle Aneignung von Projekten durch Bewohnerinnen
und Bewohner wurde bisher nicht erreicht. Ihr Beitrag zur Au§endarstellung
und ihr Beitrag zur sozialen Kommunikation ist allerdings erheblich ge-
stiegen, da in der aktiven Brgerbeteiligung als auch in den Beteiligungs-
schritten zur Realisierung immer mehr Brgerinnen und Brger teilge-
nommen haben, auch wenn bisher berwiegend indirekte als aktive selbst
getragene Beteiligungsschritte beschritten wurden.
Entwicklung bürgerschaftlichen Engagements
Die Diskussion um den Stadtteil mit der Stadterneuerung als Auslser
erreicht in der ersten Phase nur die aktiven Teilgruppen und diese in allen
ethnischen Formationen. Selbst diese halten ihre Bedenken gegenber
den Wirkungen der Stadterneuerung weiterhin aufrecht. Nach ihrer An-
sicht laufen viele begr§enswerte Erneuerungsschritte Gefahr, nicht tat-
schlich erneuernd zu wirken, solange nicht eine andere Form der Aus-
einandersetzung mit sozial als belastend empfundenen Gruppen im Stadt-
teil erreicht werden und die von aktiven Brgerinnen und Brgern als
despektierlich empfundene Benutzung des ffentlichen Raumes gestoppt
wird.
In dieser Position wird deutlich, das das soziale Image des Stadtteils
solange erhalten bleibt, solange ethnisch und sozial belastete Woh-
nungsteilmrkte nicht in gr§erem Umfang entflochten werden knnen
oder eine sozial homogene sensible Wohnungsbelegung erreicht wird, die
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das Benennen der Alltagskonflikte — an denen der Stadtteil immer wieder
besonders leidet — als Ausgrenzungsversuch wirkungslos macht. Proble-
me sind frhzeitig vor Ort mglichst in den Hausgemeinschaften zu
thematisieren, um nicht mehr allgemein stigmatisierend nach innen —
wie auch nach au§en — zu wirken.
Neue Qualitäten des Wohnungs- und Städtebaus
Durch die bisher schon realisierten baulichen Ma§nahmen wie z.B. an
den Gebuden der Volksheimsttte werden neue  stdtebauliche und bau-
liche Strukturen entwickelt, die die Herausbildung von Nachbarschaften
untersttzen, die funktionale Dimension verbessern und die rumlich-
sthetische Funktion steigern. Darber hinaus wird durch die Gestaltung
des ffentlichen Raumes mit zeitgem§en Strukturelementen eine neue
Qualitt der Raumgestaltung hergestellt, deren Wirkung in engem Zu-
sammenhang zur sozialen Kommunikation steht. Wohnumfeldgestaltung
im privaten und ffentlichen Raum wandeln diesen vom abstrakten Ab-
standgrn zu einem Raum mit der Chance zu einer strker individuellen
Aneignungschancen. Dabei stellt sich die Frage nach einer urbanen Le-
bensweise, die die Unterschiedlichkeit der tatschlichen Inanspruchnah-
me akzeptiert, durch die weitere Praxis noch zu beantworten ist.
Gestaltung von attraktiven Wohnformen
Alle bisher durchgefhrten Ma§nahmen erhalten die bestehende
Eigentumsstruktur und Wohnungen werden nicht modernisiert. Damit wird
eine Steigerung der individuellen Bedrfnisbefriedigung durch mglichst
gro§e Annherung an die bereinstimmung von Wohnwunsch und
Wohnrealitt bisher ausschlie§lich im Wohnumfeld und der Infrastruktur
eines Stadtteils umgesetzt.
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7. Durch Selbstverwaltung zu sozialer
Stabilität - neue Genossenschaften
in Großsiedlungen
Die gegen Ende der 60er und Anfang der 70er Jahren errichteten Gro§-
wohnsiedlungen sind spte Zeichen des Massenwohnungsbaus basierend
auf den gesellschaftspolitischen Annahmen der fordistischen Massenge-
sellschaft. Der Flie§bandproduktion hnlich wurde mit Errichtung der
Gro§wohnsiedlungen eine optimierte Organisation des Wohnens in einer
gemischten urbanen Gesellschaft angestrebt . Das stdtebauliche Muster
ªville contemporaineÒ des Le Corbusier — der klassischen Moderne — konnte
dieses ehrgeizige Ziel nie erreichen (Rodenstein, 1991). Gro§wohn-
siedlungen werden als der Ort des ªGegeneinander GerichtetenÒ wahrge-
nommen.
Der hohe Anteil ffentlicher Frderung mit entsprechenden Preis- und
Belegungsbindungen und die Realisierung durch Wohnungsbautrger der
seinerzeit Gemeinntzigen Wohnungswirtschaft mit hohem Grad an
Gestaltungswillen aber wenig Marktkonformitt lsst schon zur Zeit der
Entstehung auf wenig gemischte Bewohnerstrukturen schlie§en. Teile der
angestrebten gemischten urbanen Gesellschaft hatten schon in der Ent-
wicklungsphase der Siedlungen in anderen Siedlungsformen und ande-
ren Bauweisen ihren Wohnort gefunden. Heute belegen Sozialhilfedichte,
Arbeitslosenanteile und Aufflligkeit der Jugendgerichtshilfeflle unter
anderem die seinerzeit angelegte soziale Brisanz.
Abgrenzung zu einem sozialen Milieu wird in der gegenwrtigen Planungs-
diskussion verbunden mit einer Abgrenzung von der Bauweise. Hochhu-
ser werden zum Sinnbild eines sozialen Stigmas, auch wenn diese Be-
hauptung schon widerlegt wird, wenn Hochhuser von anderen gesell-
schaftlichen Gruppen bewohnt werden oder eine funktionierende  Con-
cierge die Nachfrage nach Wohnen in einzelnen Gro§wohngebuden stei-
gert.
In all diesen Gegenstzlichkeiten wird nicht beobachtet, dass die zur Dis-
kussion stehenden Gro§siedlungen nicht lediglich eine homogene Gruppe
gesellschaftlich als belastend empfundener sozialer Haushalte beherber-
gen. Die trotz alledem differenzierte Struktur der Siedlungen wurden fr
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Modellprojekte der Neugrndung von Genossenschaften in mehrgeschos-
sigen Wohnanlagen der Gro§siedlungen genutzt.
Die untersuchten Projekte liegen in Gro§siedlungen der 60er und 70er
Jahre mit den charakteristischen Problemen der gro§rumigen Stadter-
weiterungen aus dieser Zeit. In Kiel-Mettenhof leben heute etwa 20.000
Menschen. In Hannover-Vahrenheide ca. 10.000 Personen. Der Anteil der
preis- und belegungsgebundenen Wohnungen am Gesamtwohnungs-
bestand liegt in beiden Stadtteilen bei ungefhr 60 %. Sie stehen seit
Jahren als Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf zur Diskussi-
on. Die Schritte der Erneuerung reichen von der Wohnumfeldgestaltung
bis zur Implementation besonderer Einrichtungen der sozialen Infrastruk-
tur. Der Stadtteilbauernhof Kiel Mettenhof oder der Umbau der Hoch-
garage Plauener Stra§e zu einem Zentrum der sozialen Infrastruktur sind
die bisher am meisten herausragenden Ma§nahmen.
Zur sozialen Entlastung der Gro§siedlungen wurde in Hannover als gesamt-
stdtisches Wohnkonzept das Prinzip der ªsozialen EntflechtungÒ fr hoch
belastete Stadtteile wie Vahrenheide entwickelt (Stadt Hannover, 1999:
60). Die Kernaussage besteht darin, dass ber eine Differenzierung der
Eigentmerstruktur eine Stabilisierung des Stadtteils zu erreichen ist. Ein
Element dieser Differenzierung ist die mieternahe Privatisierung.
Mieternahe Privatisierung
Kennzeichen der Gro§wohnsiedlungen ist eine in der Regel homogene
Eigentmerstruktur, die in der Stadtgesellschaft nicht selten mit negati-
ven Assoziationen verbunden ist. Mit Differenzierung der Eigentmer-
struktur wird die Hoffnung verbunden eine fr den Stadtteil ªpositive
KonkurrenzÒ aufzubauen, vermgende Mieterhaushalte an den Stadtteil
zu binden und durch neue Trgerschaften eine hhere Identifikation mit
Wohnung und Wohnumfeld mit dem Stadtteil zu erreichen. Fr eine mieter-
nahe Privatisierung stehen verschiedene Trgerformen zur Verfgung.
Whrend die Veru§erung der Wohnungen als Eigentumswohnungen  nach
dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) lange Laufzeiten bentigt, hohe
Kosten der Vermarktung verursacht und fr den einzelnen Nutzer nicht
nur Vorteile mit sich bringt, steht mit der Grndung von Genossenschaf-
ten ein verlssliches Organisationsmodell zur Verfgung.
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Mit dem Aufbau eines genossenschaftlichen Wohnungstrgers sollen in
den Siedlungen neue Mglichkeiten zur Bewohnerbeteiligung geschaffen
werden. Die Bewohnerinnen und Bewohner erhalten Einfluss auf die
Wohnungsbelegung und eine transparente Mietpreisgestaltung. Sie sol-
len eigentmerhnliche Rechte erwerben knnen, ohne damit die wirt-
schaftlichen Risiken des individuellen Wohnungseigentums auf sich neh-
men zu mssen.
7.1 Wohnungsgenossenschaft VASA eG -
Hannover Vahrenheide
Im Stadtteil Hannover Vahrenheide wohnen 9.356 Einwohner mit 1.976
Kindern und Jugendlichen. Mit mehr als 21% ist das einer der hchsten
Anteile von Kindern und Jugendlichen an der Stadtteilbevlkerung in Han-
nover (Stadtdurchschnitt 15 %)(Stadt Hannover, 2001). Im Vergleich zum
Stadtgebiet leben mit 11% mehr als doppelt so viele Sozialhilfeempfn-
ger (4% im Stadtgebiet) im Stadtteil. 64 % aller Wohnungen sind Beleg-
rechtswohnungen. Diese Wohnungen vermittelt das Amt fr Wohnungs-
wesen an Aussiedler, Alleinerziehende, kinderreiche Familien und vor al-
lem an Menschen mit sozialen und wirtschaftlichen Problemen. Eine hohe
Wegzugbereitschaft und hufiger Wechsel der Mieterinnen und Mieter kenn-
zeichnen die Wohnsituation. Das Entstehen von Nachbarschaften wird
erschwert. In dieser Situation trifft sich seit dem Herbst 1995 ein Initiativ-
kreis aus engagierten Brgerinnen und Brgern aus dem Stadtteil mit
der Absicht eine neue Genossenschaft zu grnden. Einige Wohngebude
im Stadtteil sollen in eine neue Trgerschaft berfhrt werden, um eine
Stabilisierung der Mieterinnen- und Mieterstruktur, Verbesserung der Be-
wohnerbeteiligung und die Strkung von Nachbarschaften zu erreichen.
Wohngebude Klingenthal 5e und 5d, Hannover Vahrenheide
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7.1.1 Die Ausgangssituation im Stadtteil
Der Stadtteil Vahrenheide ist eine Gro§siedlung der 60er und 70er Jahre
mit einem konzentrierten Wohnungsbau in Wohngebuden, die berwie-
gend im sozialen Mietwohnungsbau errichtet wurden und bis zu 16 Ge-
schosse aufragen. Insbesondere der Stadtteil Vahrenheide-Ost mit ei-
nem ber dem Stadtteildurchschnitt liegenden Belegrechtswohnungs-
bestand ist zwar einerseits ein stark durchgrnter Stadtteil mit Qualit-
ten im Wohnumfeld, andererseits aber aufgrund der Belegrechtssituation
ein sozialer Brennpunkt mit einer hohen Problemdichte:
¥ die Wohngebude befinden sich in einem sanierungsbedrftigen Zu-
stand (brchiger Beton/bltternde Fassaden/Ofenheizung),
¥ die Bruttomiete in den Hochhusern ist aufgrund der Mietpreisdynamik
der sozialen Wohnungsbaufrderung der 70er Jahre und der Nebenko-
sten (Aufzge/Heizung) relativ hoch (Warmmiete ca. 7,50 EUR/qm),
¥ die Erwerbsbeteiligung der Bevlkerung liegt unter dem Stadtdurch-
schnitt,
¥ in den Hochhausbereichen sind mehr als 50% der Haushalte auf Sozi-
alhilfe angewiesen,
¥ der Mieterinnen- und Mieterwechsel liegt bei einigen Wohngebuden
bei 30% und mehr,
¥ die Zahl der schlecht vermittelbaren Wohnungen nimmt zu,
¥ viele Familien sind mehrfach belastet durch materielle Armut,
Trennungssituationen, Arbeitslosigkeit, Drogenkonsum,
¥ in der angespannten Lage fhrt das enge Zusammenleben von Men-
schen mit unterschiedlicher kultureller Herkunft und Sprache zu mas-
siven sozialen Konflikten,
¥ es besteht in den Stadteilen ein betrchtliches Gewalt- und Konflikt-
potential.
Mit der Konzentration der oftmals ineinandergreifenden Probleme ver-
schlechtert sich die soziale Lage, das u§ere Erscheinungsbild und das
Ansehen des Stadtteils.
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7.1.2 Maßnahmen der Stadtteilerneuerung
Seit einigen Jahren wird durch Ma§nahmen im Stadtteil an der Verbesse-
rung der Gesamtsituation gearbeitet. Es wurden private und ffentliche
Au§enrume neu gestaltet, Hauseingnge verschnert und die soziale
Infrastruktur ausgebaut. Markantes Zeichen ist der Ausbau der Hoch-
garage Plauener Stra§e zu einem Stadtteilzentrum mit gastronomischen
Angeboten und ffentlichen Einrichtungen wie dem Sanierungsbro, den
Rumen fr die Sozialen Dienste der Stadt und Jugendwohnungen in den
Obergeschossen.
Mit dem Haushalt 1996 hat der Rat der Stadt Hannover das Hannover-
programm 2001 verabschiedet, das u.a. fr die weitere Erneuerung des
Stadtteils die normativen
Grundlagen schafft. Das
Stadtteilentwicklungspro-
gramm ist darauf gerichtet,
ªdurch eine Verzahnung ver-
schiedener Handlungsan-
stze aus den Bereichen
Wohnen, Kultur, Soziales und
Umwelt die Lebensbedingun-
gen und das soziale Klima in
Vahrenheide (...) zu verbes-
sern.Ò (Stadt Hannover,
1996). Dabei sollen folgen-
de Zielsetzungen vorrangig
verfolgt werden:
ª1. Verbesserung der Angebote fr Freizeit, Begegnung und Kommuni-
kation; speziell die Schaffung von Perspektiven fr belastete Lebens-
lagen,
2. Verbesserung der Wohnsituation, der Bewohnerstruktur und des Er-
scheinungsbildes des Stadtgebietes; speziell der Abbau negativer Ent-
wicklungen durch Verwahrlosung und Zerstrung, Bedrohung und Ge-
walt,
3. Beschreiten neuer Wege bei der Lsung der Probleme vor Ort durch
eine strkere Einbeziehung der hier lebenden Menschen an den ge-
planten Projekten und Ma§nahmen sowie eine strkere Frderung der
Selbstorganisation.Ò (Stadt Hannover, 1996).
Kllingenthal 5e und 5d nach Modernisierung
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7.1.3 Stabilisierung der Bewohnerstruktur
Erklrtes Ziel ist die Stabilisierung der Bewohnerstruktur und eine hhe-
re Identifizierung mit der Wohnung und dem Wohnumfeld. Dazu gehren
Schritte zu einer sozial ausgewogenen Belegung, Einflussnahme auf die
Mietpreisgestaltung und Formen der mieternahen Privatisierung. Als eine
der bergreifenden Ma§nahmen wird die Grndung von Genossenschaf-
ten angesprochen. Hintergrund ist, dass sich seit dem Herbst 1995 der
ªInitiativkreis zur Grndung einer Wohnungsgenossenschaft Vahrenheide
Sahlkamp -VASAÒ trifft, der anknpfend an die Erfahrungen von in den
80er Jahren neu gegrndeten Wohnungsgenossenschaften in den
Sanierungsgebieten Hannovers auch hier in Vahrenheide eine Bewohner-
genossenschaft aufbauen mchte. Das Modell neuer Genossenschaften
ist in der Stadt Hannover bereits bekannt und Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen und Vorstndler der ªaltenÒ Genossenschaften traten dem Initiativ-
kreis bereits in der Vorbereitungsphase untersttzend zur Seite.
Auch das kommunale Wohnungsunternehmen GBH stand dem Ansatz ei-
ner mieternahen Privatisierung aufgeschlossen gegenber. Im Stadtteil
Vahrenheide Ost konzentrieren sich die Belegrechtswohnungsbestnde
fr die Stadt und ihre kommunale Gesellschaft, die hier mehr als 60%
der Wohnungen errichtet hat. Die Probleme bei Vermietung und Verwal-
tung des Wohnungsbestandes insbesondere in den im Stadtteil gelege-
nen Hochhusern am Klingenthal haben sich verstrkt, so dass das Er-
proben anderer Formen der Wohnungsverwaltung bei erweiterter Mitbe-
stimmung bei der Belegung und Einbeziehen von Selbsthilfe als hilfrei-
cher Ansatz fr einen Erneuerungsprozess im gesamten Hochhausbereich
angesehen wurde.
Nachdem sich im Herbst 1995 der Initiativkreis konstituiert hatte, wurde
nach Vorgesprchen mit allen Beteiligten (Stadt Hannover, GBH, Initiativ-
kreis und Politiker) das IWS — Institut fr Wohnpolitik und Stadtkologie
e.V. — als intermedire Organisation beauftragt eine Bewertung von Mo-
dellen der mieternahen Privatisierung zu erarbeiten und die Genos-
senschaftsgrndung des Initiativkreises zu begleiten. Die GBH lie§ zu
ausgewhlten Bestnden Verkehrswertgutachten erarbeiten und die auf
dieser Grundlage erarbeiteten Wirtschaftlichkeitsberechnungen machten
deutlich, dass die ausgewhlten Wohngebude mit leicht reduzierten
Bestandsmieten zu bernehmen wren. Gutachterlich geprft werden die
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Kosten von Betonsanierung und Modernisierung, fr die mit oder ohne
bernahme in unmittelbarer Zukunft auch von der GBH zustzliche
Frdermittel einzuwerben sind.
Nach diesen ersten vorlufigen Ergebnissen der Untersuchungen hat sich
im November 1996 der Initiativkreis entschieden, die Grndung der Ge-
nossenschaft intensiv voranzutreiben, wenn eine absehbar stabile
Mietpreisgestaltung und Erneuerung der ausgewhlten Wohnungsbestnde
sichergestellt ist. Das Angebot der Initiative ist eine langfristige Belegungs-
vereinbarung mit der Stadt
Hannover auf der Grundlage
des II. Wohnungsbau-
gesetzes.
Im ersten Anlauf wurde die
bernahme der Wohngebu-
de Klingenthal 5e und 5d
angestrebt. Diese Gebude
sind Bestandteil eines Gro§-
wohnkomplexes mit ber
300 Wohnungen, der den
Stadtteil nach Osten abgrenzt. In den beiden 6- und 8-geschossigen Wohn-
gebuden sind insgesamt 36 Wohnungen, davon 14 1-Zimmer Wohnun-
gen, zwei 2-Zimmer Wohnungen, 11 3-Zimmer Wohnungen und neun 4-
Zimmer Wohnungen. Die durchschnittliche Nettomiete betrgt 4,45 EUR
m2/Monat und die Nebenkosten liegen bei ca. 3,00 EUR je m2/Monat. Die
hohen Nebenkosten entstehen aus dem besonderen Aufwand an zu
vergebenden Fremdleistungen bei den Hausnebenkosten und aus gerin-
ger Identitt mit Wohnumfeld, Mllentsorgung, Wasserverbrauch, Aufz-
gen etc. Gerade hier wird neben einer langfristigen Mietpreisstabilitt
nach bernahme auch ein konomischer Vorteil des Genossenschafts-
modells durch das Einbringen von Selbsthilfe gesehen.
Einweihung der  Conciergerie
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7.1.4 Erste Schritte der neuen Genossenschaft
Der Initiativkreis setzte sich aus engagierten Brgern und Brgerinnen
zusammen, die nicht in den ausgewhlten Bestnden selbst wohnen. Der
Kontakt mit den Mieterinnen und Mietern wurde aufgenommen, um bei
den Bewohnerinnen und Bewohnern mit berwiegend geringen Einkom-
men das Engagement zur Untersttzung der Genossenschaft zu wecken.
Dabei galt es den Vorteil der neuen Genossenschaft gegenber den bis-
herigen Strukturen herauszustellen. Grundlage war eine breite Unter-
sttzung aller beteiligten Akteure im Rat der Stadt Hannover, in Geschfts-
fhrung und Aufsichtsrat der GBH und der Stadtverwaltung.
Dazu musste auch das Problem beantwortet werden, dass aus finanziel-
ler Sicht das traditionelle Genossenschaftsmodell gegenber anderen
eigentumsorientierten Formen der Privatisierung benachteiligt wird, die
aus Bundesmitteln (Eigenheimzulagengesetz EigZulG) strker gefrdert
werden. Die Entwicklung eines trag- und prffhigen Wirtschaftplanes
stand in unmittelbarem Zusammenhang mit entsprechenden Frder-
zusagen. Darber hinaus erforderte das Zustandekommen der fr die
bernahme notwendigen Beschlsse und schlie§lich die Grndungsprfung
einen langen Vorlauf bis es tatschlich zu einer bernahme und zu spr-
baren Vernderungen fr die Bewohnerinnen und Bewohnern kommen
konnte. Dieser Prozess stellte hohe Anforderungen an das berwiegend
ehrenamtliche Engagement des Initiativkreises und entsprechende ber-
zeugungskraft, um Motivation und Mitwirkungsbereitschaft bei den Mit-
gliedern und den Mieterinnen und Mietern zu wecken und zu erhalten.
Im Juni 1998 wurde schlie§lich die Genossenschaft mit 25 Grndungs-
mitgliedern frmlich gegrndet. Der Vorstand setzte sich aus Mitgliedern
des Initiativkreises zusammen. In den Aufsichtsrat wurde auch ein Mieter
aus dem Klingenthal gewhlt. Anschlie§end  konnten die Verhandlungen
ber den Erwerb der Wohnanlage am Klingenthal in eine nchst verbind-
liche Stufe berfhrt werden. Ein Jahr nach Grndung und Eintragung
der Genossenschaft wurde im Juni 1999 die Wohngebude Klingenthal 5e
und 5d auf die Genossenschaft bertragen. Nach dem langen Vorlauf
waren die Wohngebude fast vollstndig entmietet und es ergab sich die
Gelegenheit mit Modernisierung einen neuen Mieterstamm aufzubauen,
wenn die mit der Grndung verbundene Hoffnung auf eine Aufwertung
der Wohnanlage und des Stadtteils tatschlich greift. Nach Modernisie-
rung wurde im Sommer 2001 im Erdgeschoss das Genossenschaftsbro
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in Kombination mit einer Concierge ausgebaut und auf der Einweihungs-
veranstaltung wird als Zeichen des Vertrauens und der Hoffnung ein Baum
gepflanzt. Alle Wohnungen waren vermietet.
Diese Aktion stellt in der
Stadterneuerung Vahren-
heide mittlerweile einen  ge-
radezu symbolischen Akt
der erhaltenden Stadter-
neuerung dar, weil zur glei-
chen Zeit sehr intensiv der
vollstndige Abbruch der
angrenzenden Wohnanlage
der GBH mit 260 Wohnun-
gen zur Diskussion  stand.
Die Wiedervermietung der
angrenzenden Wohnanlage
wurde eingestellt und schlie§lich im Jahre 2002 der Beschluss zum Abriss
der angrenzenden Wohnanlage und Ersatz durch verdichteten Rei-
henhausbau im Rat der Stadt Hannover gefasst.
Nach Einweihung der Concierge hat die Genossenschaft VASA als inzwi-
schen einer der anerkannten Trger der sozialen Stadterneuerung eine
zweite Wohnanlage in der Chemnitzer Stra§e mit 42 Wohnungen von der
GBH erworben und mit Verdoppelung des Wohnungsbestandes einen
weiteren Schritt zur Selbstndigkeit  getan. Die neuen Wohngebude
werden 2002 modernisiert und in Form einer abschnittweisen Moderni-
sierung werden die Mieterinnen und Mieter und zuknftigen Genossen
von Hauseingang zu Hauseingang in der Wohnanlage umgesetzt. Die Ge-
nossenschaft VASA also auch ein Beweis dafr, dass Bewohnerselbsthilfe,
Selbstverwaltung und Solidaritt durchaus noch nicht vergessene Begrif-
fe sind und die Mglichkeiten zur Entfaltung einer bewohnernahen Orga-
nisation beim Wohnen eine Chance haben.
Der Oberbrgermeister pflanzt den Baum
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7.2 Bewohnergenossenschaft Esbjergweg eG in
Kiel Mettenhof
Kiel-Mettenhof ist eine Gro§siedlung der 60er und 70er Jahre, die die
typischen Probleme der gro§rumigen Stadterweiterungen aus dieser Zeit
aufweist. In Mettenhof leben heute etwa 20.000 Menschen. Der Anteil
der Belegrechtswohnungen am Gesamtwohnungsbestand ist relativ hoch.
In bestimmten Bauabschnitten und Wirtschaftsbereichen ist die Sozial-
struktur au§erordentlich problematisch. Eine hohe Wegzugsbereitschaft
und hufiger Mieterwechsel kennzeichnen die Wohnsituation. Das Ent-
stehen von Nachbarschaften wird erschwert. Dies alles trgt zur weiteren
sozialen Destabilisierung des Stadtteils bei.
Vor diesem Hintergrund haben sich im Mai 1998 engagierte Brgerinnen
und Brger aus dem Stadtteil zum ÒInitiativkreis zur Grndung einer
Bewohnergenossenschaft in Kiel-MettenhofÓ zusammengeschlossen. Ziel
ist es, Wohngebude in Mettenhof aus dem Besitz der gro§en Wohnungs-
unternehmen in diese neue, bewohnernahe Trgerschaft zu berfhren,
um damit eine Stabilisierung der Mieterstruktur, die Verbesserung der
Beteiligungsmglichkeiten fr Bewohnerinnen und Bewohner und die Str-
kung von Nachbarschaften zu erreichen.
Wohnanlage Esbjergweg 8 und 10
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7.2.1 Ausgangssituation in Kiel Mettenhof
Der Stadtteil Kiel-Mettenhof umfasst insgesamt etwa 6600 Mietwohnun-
gen sowie 1200 Eigentumswohnungen und Einfamilienhuser. Er wurde
in insgesamt fnf Bauabschnitten zwischen 1966 und 1976 errichtet. 1985
kamen noch zwei kleinere Neubauquartiere hinzu.
Mitte der 80er Jahre waren, wie in nahezu allen bundesdeutschen Gro§-
siedlungen, auch in Mettenhof massive Leerstnde zu verzeichnen, die
die ffentlichkeit strker auf die Probleme des Stadtteils aufmerksam
werden lie§en. Ma§nahmen zur Verbesserung der Situation wurden im
Wesentlichen von den Wohnungseigentmern durchgefhrt. Dazu gehr-
ten neben einzelnen Projekten zur Verbesserung der sozialen Infrastruk-
tur und des Mieterservices vor allem Mietverzichte der Wohnungsunter-
nehmen, durch die selbst zahlende Mieter im Stadtteil gehalten werden
sollten. Als Reaktion auf diese Ma§nahmen und im Zusammenhang mit
dem enger werdenden Wohnungsmarkt Ende der 80er Jahre verbesserte
sich auch die Vermietungssituation in Mettenhof. Der Stadtteil weist al-
lerdings nach wie vor stdtebauliche wie auch bauliche Mngel an einzel-
nen Wohnanlagen auf. Soziale Konflikte und das negative Image sorgen
bei sich entspannendem Wohnungsmarkt seit einiger Zeit wieder fr wach-
sende Leerstandsprobleme. In gemeinsamen Gesprchen wurde deswe-
gen von den in Mettenhof vertretenen Wohnungsunternehmen, dem Woh-
nungsbauministerium des Landes Schleswig-Holstein sowie dem Amt fr
Wohnungswesen der Stadt Kiel ein wohnungswirtschaftliches Ma§nahmen-
paket zur Verbesserung der Sozialstruktur im Stadtteil Mettenhof ausge-
arbeitet.
Ein Ziel der geplanten Ma§nahmen in Mettenhof ist die Stabilisierung der
Bewohnerstruktur. Hierzu soll unter anderem die gebietsbezogene, zeit-
lich befristete Freistellung von den Belegungsbindungen des Sozialen
Wohnungsbaus und damit auch der Fehlbelegungsabgabe ermglicht wer-
den. Die Erteilung von Zweckentfremdungsgenehmigungen soll erleich-
tert werden, um gewerbliche Nutzungen in den Erdgescho§zonen zu fr-
dern. Im Gegenzug haben sich die Wohnungsunternehmen verpflichtet,
die quartiersbezogene Sozialarbeit zu verstrken und Mietsenkungen vor-
zunehmen. Die Modernisierungsfrderung konzentriert sich auf die Ein-
richtung von Conciergemodellen und die energetische Gebudesanierung.
Ein weiterer Baustein zur Stabilisierung ist die Frderung neuer Bewohner-
genossenschaften.
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Mit dem Aufbau eines genossenschaftlichen Wohnungstrgers sollen in
Mettenhof neue Mglichkeiten zur Bewohnerbeteiligung geschaffen wer-
den. Die Bewohnerinnen und Bewohner sollen Einfluss auf die Belegung
sowie die Mietpreisgestaltung gewinnen. Sie sollen eigentmerhnliche
Rechte erwerben knnen, ohne damit die wirtschaftlichen Risiken des
individuellen Wohnungseigentums auf sich nehmen zu mssen.
Um diese neue Form der Wohnungstrgerschaft auch in Milieus mit gerin-
gem Einkommen, die mit Selbstverwaltung bisher wenig Erfahrung ge-
sammelt haben, umsetzen zu knnen, bedarf es allerdings der Unterstt-
zung von au§en. Eine aktive Initiativgruppe, die die Genossenschaftsidee
in die Bewohnerschaft hineintrgt, die Genossenschaftsgrndung mit
vorbereitet und zumindest den Aufbau der Selbstverwaltungsstrukturen
begleitet, musste gefunden werden. Eine externe Beratung wurde beauf-
tragt, da weder das veru§ernde Wohnungsunternehmen, noch die Kom-
mune ber Erfahrungen, bzw. Kapazitten verfgen, um die Initiativgruppe
inhaltlich zu beraten und organisatorisch zu untersttzen. Eine Genos-
senschaft wird bei Bewohnerinnen und Bewohnern nur dann auf Reso-
nanz sto§en, wenn sie klare Vorteile mit sich bringt. Das bewohnernahe
und demokratische Verwaltungsmodell ist eine Verbesserung, die zunchst
abstrakt bleibt und erst im Wohnalltag ÒerlebtÓ werden kann. Andere Vor-
teile, wie tragbare Mieten und verbesserte Wohnqualitt, werden durch
die Rahmenbedingungen des Verkaufs festgelegt. Hier sind Wohnungs-
unternehmen, die von der Privatisierung profitieren, sowie ffentliche
Frdergeber aufgefordert, das Modell zu untersttzen. Zumal die
Genossenschaftsfrderung nach Eigenheimzulagengesetz auf dieses Mo-
dell in der Regel nicht anwendbar ist, da die erforderliche Mindesteinlage
von 5.000 EUR von finanzschwachen Haushalten nur schwer erbracht
werden kann, zumal auch ihre Kreditwrdigkeit eingeschrnkt ist. Hinzu
kommt, dass bei dem Modell der ÒEigentmergenossenschaftÓ nach ⁄17
Eigenheimzulagengesetz die soziale Bindung des Wohnungsbestandes
durch das vererbliche Recht auf Erwerb der selbstgenutzten Wohnung
nicht mehr eindeutig garantiert ist. Die Grundlage fr ehrenamtliches
Engagement Externer beim Aufbau der Genossenschaft sowie auch fr
eine besondere ffentliche Frderung wird dadurch in Frage gestellt.
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7.2.2 Von der Idee zur bewohnergetragenen Umsetzung
Die Idee, in Mettenhof durch die Grndung einer Genossenschaft zur Sta-
bilisierung des Stadtteils beizutragen, entstand im schleswig-holsteini-
schen Ministerium fr Frauen, Jugend, Wohnungs- und Stdtebau.  Etwa
2.500 Wohnungen in Mettenhof gehren der Beteiligungsgesellschaft fr
Immobilien (BGI), die diese als Zwischenerwerberin von der ehemaligen
Neuen Heimat bernommen hat. Ihre Aufgabe ist es, diesen Wohnungs-
bestand mittelfristig zu privatisieren bzw. weiterzuveru§ern. Auf der Basis
weitgehend vollzogener Teilungserklrungen ist mit der Mieter-
privatisierung inzwischen begonnen worden. Der Anteil der Mieter, die
ihre Wohnung erwerben, schwankt von Objekt zu Objekt, beluft sich
aber bis jetzt auf ca. 10%. Welche Kufer die Gebude ansonsten finden
werden, ist nicht absehbar. Parallel zur mieternahen Privatisierung nach
WEG wurde der BGI von Seiten des Ministeriums deswegen vorgeschla-
gen, eine genossenschaftliche Mieterprivatisierung in ihren Bestnden zu
untersttzen. Das Institut fr Wohnpolitik und Stadtkologie e.V. (IWS)
wurde als intermedirer Berater von der BGI beauftragt, Finanzierungs-
modelle fr eine solche Privatisierung aufzustellen. Auf der Basis der aus-
gearbeiteten Finanzierungsmodelle sowie Frderzusagen des Landes
Schleswig-Holstein sollte schlie§lich eine genossenschaftliche Privatisie-
rung in Mettenhof angestrebt werden. Die BGI hatte sich bereit erklrt,
einen Abschlag von etwa 25% auf den fr die Veru§erung in Einzel-
eigentum blichen Kaufpreis zu gewhren, da beim Verkauf an eine
Bewohnergenossenschaft die Gesellschaft durch den kompletten Verkauf
— nicht zuletzt durch eine erhebliche Verkrzung des Zeitrahmens gegen-
ber der Einzelprivatisierungslsung — hohe Verfahrenskosten einspart.
Zwei 9-geschossige Hochhuser am Esbjergweg 8 und 10  boten sich zur
Umsetzung einer genossenschaftliche Privatisierung an. Die berwiegend
lteren Bewohnerinnen und Bewohnern wren zum Kauf der von ihnen
bewohnten Wohnung gr§tenteils nicht in der Lage gewesen. Die Gebude-
au§enhlle war wenige Jahre zuvor grundmodernisiert worden, so dass
sich die Instandhaltungsrisiken der Gesamtanlage gut abschtzen lie§en.
Au§erdem sind die Huser durch ihre Lage am Rande des Stadtteils mit
Bezug zur freien Landschaft attraktiver als manche anderen Wohnungs-
bestnde in Mettenhof mit geringerer Gescho§hhe.
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Nach der Vorstellung des genossenschaftlichen Privatisierungsmodells auf
einer Stadtteilkonferenz im Mai 1998 taten sich engagierte Brger und
Brgerinnen des Stadtteils und der Lokalpolitik im Ò Initiativkreis zur Grn-
dung einer Bewohnergenossenschaft in Kiel-MettenhofÓ zusammen, um
die Idee vor Ort voranzutreiben. Fachliche Beratung und organisatorische
Untersttzung erhielt der Initiativkreis vom Ministerium, durch das IWS
als intermediren Berater sowie durch den ehemaligen Direktor des Ver-
bandes norddeutscher Wohnungsunternehmen.
Ebenfalls noch im Mai wurde eine Mieterversammlung in den Husern
Esbjergweg 8 und 10 durchgefhrt, um das Genossenschaftsmodell dort
vorzustellen und die Resonanz bei den Bewohnerinnen und Bewohnern
zu ermitteln. Die Versammlung wurde vom Kieler Oberbrgermeister er-
ffnet, der die ideelle Untersttzung fr das Projekt von Seiten der Stadt
zusagte. Den Bewohnerinnen und Bewohnern wurde von Seiten des Mini-
steriums das Finanzierungsmodell vorgestellt, das mit ffentlicher Frde-
rung - das Land hat ca. 1,05 Mio. EUR als Darlehen fr die Neugrndung
der Genossenschaft bereitgestellt - und einer Genossenschaftseinlage von
1.500 EUR je Haushalt eine bernahme bei langfristig gleich bleibender
Bestandsmiete von 4,05 EUR/m2 ermglicht.
Die Reaktion der Bewohne-
rinnen und Bewohner war
zunchst verhalten. Die mei-
sten zeigten sich mit dem
Status-quo zufrieden und
eine mgliche Bedrohung ih-
rer Wohnsituation durch ei-
nen zuknftigen Eigent-
merwechsel stand fr sie an-
gesichts wieder aufkommen-
der Leerstnde nur abstrakt
im Raum. In einer anschlie-
§enden schriftlichen Umfrage, in der die konkreten Vorteile einer genos-
senschaftlichen Privatisierung nochmals dargestellt wurden, bekundeten
allerdings 30% der Mieterhaushalte ihr Interesse an einer Genossenschaft.
Von besonderer Bedeutung fr das Gelingen der Genossenschaftsgrndung
war, dass einzelne Bewohnerinnen und Bewohner sofort bereit waren, im
Initiativkreis an der Vorbereitung einer Grndung mitzuarbeiten. Bis zum
Bewohnerfest zur bernahme der Gebude
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August 1998 wurde auf dieser Basis innerhalb des Initiativkreises das
Unternehmenskonzept weiter ausgearbeitet und Werbung in der Bewoh-
nerschaft sowie fr Frdermitgliedschaften im Stadtteil gemacht.
Am 29.9.1998 wurde die Genossenschaft ÒEsbjergweg i.GÓ gegrndet.
Rund 40 Bewohnerinnen und Bewohner und 20 Frderer erklrten auf
der Grndungsversammlung ihren Beitritt. Es wurden 6 Vorstandsmit-
glieder gewhlt, drei davon wohnen in den Husern am Esbjergweg, die
brigen hatten von Anfang an im Initiativkreis die Grndung der Genos-
senschaft mit vorbereitet. Im Aufsichtsrat ist neben 5 Initiativkreis-
mitgliedern eine Bewohnerin vertreten. Es wird damit gerechnet, dass
sich nach bernahme der Huser und Aufbau der genossenschaftlichen
Verwaltung der Anteil der Bewohnerinnen und Bewohner in den Organen
der Genossenschaft vergr§ern wird.
Die offiziellen Vertreterinnen und Vertreter der neuen Genossenschaft
nahmen nun die konkreten Verhandlungen mit der Verkuferin BGI auf.
Es wurde vereinbart, dass vor der bernahme noch verschiedene kleine-
re Instandsetzungsma§nahmen durchgefhrt werden. Die genaue Kenntnis
der Bewohnerinnen und Bewohnern von dem Zustand ihrer Wohnungen
und der Gebude hat dazu beigetragen, dass bestimmte Mngel vor
Eigentumsbergang behoben wurden. Kurz vor dem geplanten Abschluss
des Kaufvertrages wurde die bernahme noch einmal dadurch verunsi-
chert, dass 6 Wohnungen in den zwei Husern leer standen und die BGI
keine Nachmieter fand. Hohe Leerstnde knnte die Genossenschaft am
Anfang aufgrund fehlender Rcklagen finanziell kaum auffangen. Die Ge-
nossinnen und Genossen nahmen sich dieses Problems deshalb schon
vor dem Kauf selbst an und konnten innerhalb von 14 Tagen fnf der
sechs Wohnungen wieder vermieten. Damit war die Attraktivitt der Woh-
nungen in einem sich entspannenden Wohnungsmarkt — mglicherweise
aber auch schon die Attraktivitt der Genossenschaftsidee unter Beweis
gestellt.
Am 3. Mrz 1999 wurde der Kaufvertrag fr die 90 Wohnungen von zwei
Vorstandsmitgliedern der Genossenschaft ÒEsbjergweg i.GÓ unterzeich-
net. Am 1. Mai 1999 erfolgte der Besitzbergang auf die nunmehr einge-
tragene Genossenschaft. Im Erdgescho§ des Hauses Esbjergweg 8 wird
zur Zeit eine ohnehin leer stehende Wohnung als Genossenschaftsbro
genutzt.
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Bei den Gesprchen ber das Fr und Wider einer Genossenschaft haben
sich in den Husern Esbjergweg 8 und 10 bereits Bewohnerinnen und
Bewohner kennen gelernt, die sich vorher noch nie gesehen hatten. Die
Eigentumsbergabe im Mai wurde mit einem gro§en Bewohnerfest gefei-
ert. Die Genossenschaft ist also auf dem besten Weg ihr in der Satzung
festgehaltenes Ziel, die ÒFrderung des nachbarschaftlichen Zusammen-
lebensÓ, in die Tat umzusetzen.
Ohne das ehrenamtliche Engagement im Stadtteil und in der Bewohner-
schaft wre eine Genossenschaftsgrndung in dieser Form nicht mglich
gewesen. Daneben hat das frderliche Klima, auf das die Genossenschafts-
idee beim Land Schleswig-Holstein und bei der Stadt Kiel sowie auf Sei-
ten der Verkuferin BGI traf, wesentlich dazu beigetragen, dass die Rea-
lisierung im Vergleich zu ande-
ren, hnlichen Projekten in so
kurzer Zeit erreicht werden konn-
te.
Zwei Jahre nach der Grndung
erscheint in den Kieler Nachrich-
ten in einem Bericht ber Kieler
Stadtteile eine Meldung mit der
Schlagzeile ªDie Huser mit der
gro§en GemeinschaftÒ (Kieler
Nachrichten 21.02.2001). Inzwi-
schen sind 65 Mietparteien der
Genossenschaft beigetreten und
alle besttigen, dass das Ge-
meinschaftsgefhl strker ge-
wachsen sei.
Im Herbst 2001 beschlie§en Vor-
stand und Aufsichtsrat weitere 48
Wohnungen (Helsinkistra§e 20 — 30) in den Wohnungsbestand zu ber-
fhren. Auf den ersten Mieterversammlungen ist die Resonanz bei den
neuen zuknftigen Genossen positiv, nicht zuletzt weil das Modell im Stadt-
teil bekannt ist und die Leute vom Esbjergweg aus ihren Erfahrungen
berichten knnen.
Die Bewohnergenossen zeigen sich vor ihrem Haus
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Chronologie
Januar 1997 Auf Anregung des MFJWS wird das IWS von der BGI
beauftragt, modellhafte Wirtschaftlichkeitsberechnungen
zur Abschtzung der Realisierbarkeit eine genossen-
schaftlichen Mieterprivatisierung in Kiel Mettenhof auf-
zustellen
Mrz 1997
- Mrz 1998 Auf der Basis der Finanzierungsmodelle werden Frder-
mglichkeiten des Landes Schleswig-Holstein und der
Stadt Kiel ausgelotet, sowie Vorverhandlungen mit der
BGI zu Verkaufskonditionen gefhrt.
6.5.1998 Vorstellung der genossenschaftlichen Privatisierungs-
modells als Beitrag zur Stabilisierung des Stadtteils Kiel-
Mettenhof im Rahmen einer Stadtteilkonferenz
15.5.1998 Konstitution des ÒInitiativkreises zur Grndung einer
Bewohnergenossenschaft in Kiel-MettenhofÓ im Bro der
Kieler Stadtprsidentin
26.5.1998 Mieterversammlung der Huser Esbjergweg 8 und 10
zur Vorstellung des genossenschaftlichen Privatisierungs-
modells - Erffnung durch Oberbrgermeister Gansel
29.9.1998 Grndungsversammlung der Wohnungsgenossenschaft
ÒEsbjergweg iGÓ
Oktober 1998 -
Mrz 1999 Verhandlungen des Genossenschaftsvorstandes und Auf-
sichtsrates um Verkaufskonditionen und Hhe der f-
fentlichen Frderungen, Werbung neuer Mitglieder
3.3.1999 Unterzeichnung des Kaufvertrags fr die Huser Esbjerg-
weg 8+10 durch den Genossenschaftsvorstand (Mitglie-
derbestand: 46 Bewohnerinnen und Bewohnern, 20 Fr-
derer)
1.5.1999 Besitzbergang
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7.3 Der Beitrag neuer Genossenschaften
in Großsiedlungen zum Wohnen in der Stadt
Die neuen Genossenschaften in Gro§siedlungen wurden im Wohnungs-
bestand realisiert und dienen der Stabilisierung der eingesessenen
Bewohnerstruktur, bevor sozial stabilisierend wirkende Haushalte weiter-
hin den Stadtteil verlassen. Der Beitrag der Projekte dient damit unmit-
telbar dem Abbau von Polarisierung. Durch die neuen Genossenschaften
wird in den Nachbarschaften eine Strkung der Identifikation mit Woh-
nung und Wohnumfeld erreicht. Das Auflsen von Fremdheit entsteht in
der angrenzenden Nachbarschaft und in den bernommenen Wohnhu-
sern, inwieweit eine weitergehende den Stadtteil berlagernde soziale
Polarisierung mit den strker sozial belasteten Nachbarschaften in ande-
ren Bestnden abgebaut werden kann, die von Genossenschaftsgrndung
nicht erreicht werden, bleibt offen.
Identifikation mit Stadtteil und Wohnumfeld
Die Genossenschaftsgrndungen stellten einen aktiven Schritt der sozia-
len Stadterneuerung in den jeweiligen Stadtteilen dar und sind damit
auch Bestandteil der ffentlichkeitsarbeit fr die Stadterneuerung. Der
symbolische Schritt ªWir beschftigen uns mit dem Stadtteil und arbeiten
gemeinsam an LsungenÒ ist ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung
der allgemeinen  Identifikation mit dem Stadtteil auch ber den Projekt-
zusammenhang hinaus. In den Projekten steigt die Identifikation mit dem
Stadtteil und dem Wohnumfeld in erheblichen Ma§e, zumal die Mglich-
keit zur Einflussnahme auf Wohnung, Wohngebude und Wohnumfeld
erheblich gestiegen ist.
Herausbildung von Nachbarschaften
Die Grndung von Genossenschaft im Bestand erfordert eine aktive und
intensive Kooperation auf Seiten der Frderstellen, der Kommunen, der
Grundstckseigentmer, der Banken, der Trger der Genossenschaft, der
Architekten und Fachingenieure und der Initiativgruppe. Die Beispiele aus
Kiel und Hannover knnen als anregende Beispiele fr die Strkung des
Wohnens in der Stadt angesehen werden. Sie fhren auf Seiten des Tr-
gers zu dauerhaftem ehrenamtlichen Engagement in Vorstand  und Auf-
sichtsrat, die in der Regel Akteure aus dem Stadtteil sammeln, und schaffen
Arbeit im Stadtteil, wenn die erreichte Gr§e die Finanzierung einer Ge-
schftsstelle erlaubt.
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Kooperation der Akteure
Insbesondere in Kiel konnte  eine starke Aneignung durch Bewohnerin-
nen und Bewohner erreicht werden, die auch Element der Au§endarstellung
wurde und einen starken  Beitrag zur sozialen Kommunikation im Projekt
leistete. Der Satz eines Bewohners whrend der Erffnungsfeier, dass mit
Projektrealisierung ªdie Tren im Haus wieder aufgegangen sindÒ sagt
eigentlich alles aus.
Entwicklung bürgerschaftlichen Engagements
Au§erordentliches brgerschaftliches Engagement wurde im Rahmen der
Projektentwicklung  erreicht. Damit geben die Projekte Hinweise auf die
Mglichkeiten zur Strkung des Wohnens in der Stadt, wenn auch bisher
aufgrund des geringen Zeitraums seit Realisierung wenig Hinweise auf
eine darber hinaus mgliche Entfaltung spezifischen brgerschaftlichen
Engagements auf Dauer.
Neue Qualitäten des Wohnungs- und Städtebaus
Durch die mit der bernahme der Wohnanlagen verbundene stdtebauli-
che und bauliche Erneuerung  werden neue Qualitten des Wohnungs-
und Stdtebaus entwickelt, die die Bildung von Nachbarschaften unter-
sttzten, die funktionale Dimension verbesserten und die rumlich-s-
thetische Funktion steigerten. Elemente dieser Erneuerung sind wohnungs-
nahe Ma§nahmen in der Erschlie§ung von neuen Fahrsthlen bis zu at-
traktiven  Treppenhusern, die Schaffung einer Concierge oder eines B-
ros im Eingangsbereich und unterschiedliche Ma§nahmen im Wohnumfeld.
Gestaltung von attraktiven Wohnformen
Mit der bernahme der Wohngebude war eine Modernisierung der Woh-
nungen nicht verbunden. Die Wohnungsgr§en blieben unverndert und
doch wirkt die neue Wohnsicherheit auch nach innen und dient der Str-
kung der Identifikation mit seiner nunmehr im ideellen Sinne eigenen
Wohnung.
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8. Gesellschaftliche Gestaltung des
Wohnens in der Stadt
8.1 Untersuchungsergebnisse
In Projekten vor Ort sollten die Chancen zur Strkung stdtischer
Wohnungsteilmrkte als Antwort auf Segregation und anhaltende Wan-
derung ins Umland berprft werden, um Antworten zu finden auf die
Frage, ob eine innovative Praxis Einfluss nehmen kann auf eine urbane
Wohnstandortwahl  und die Stabilisierung von sozial belasteten
Wohnungsteilmrkten? ber die Analyse der ausgewhlten Beispiele soll-
ten die Chancen auf Vermittlung von Ungleichheit und der Sicherung der
Durchlssigkeit von sozialen Grenzen angesichts der erreichten
Fragmentierung ausgelotet und mgliche Grenzen der anhaltenden sozial-
rumlicher Polarisierung aufgezeigt werden, die ggf. durch innovative
Projekte mit einer strkeren Kooperation der die Stadt nutzenden Wohn-
bevlkerung hinsichtlich stadtstruktureller, wohnungswirtschaftlicher und
sozialer Zielsetzungen erreicht werden knnen.
Die ausgewhlten Beispiele sind Projekte des Wohnens in bewusst aus-
gewhlten unterschiedlichen stadtstrukturellen Bereichen. Der untersuchte
Gegenstand der Raumgestaltung besteht aus neuen Stadtteilen, Altbau-
quartieren und Gro§siedlungen. Die Altbaustadtteile mit schon in der
Vergangenheit hoher Anpassungsverpflichtung haben den Nachweis der
Wandlungsfhigkeit auf einem sich wandelnden Wohnungsmarkt erneut
zu erbringen. Die neuen Stadtteile, in denen eigentlich alles besser ge-
macht werden knnte, sind auf das Nutzen dieser Chance hin zu untersu-
chen. Alle ausgewhlten Projekte haben sich selbst das Ziel gesetzt, als
innovative Projekte entwickelt zu werden, die besonderen Qualittszielen
des Wohnens, der Organisation des Wohnens bis hin zur Vermarktung
verpflichtet waren. Sie haben mit der Aktivierung und Erneuerung gesell-
schaftlicher Interaktionsformen, mit dem Gegenstand Wohnung und Stadt-
teil in der Raumgestaltung gearbeitet und geben damit Hinweise zu inno-
vativer Praxis, aber auch zur Erneuerung normativer Regulation, wenn
explizite Steuerungsdefizite und Regelungs- bzw. Frdererfordernisse
erkennbar werden. Zur Beurteilung der Mglichkeiten und Chancen der
untersuchten Projekte soll zunchst eine vergleichende Betrachtung der
Ausgangsbedingungen der unterschiedlichen materiellen Grundlagen der
Projektentwicklung herangezogen werden .
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8.1.1 Rahmenbedingungen der Projektentwicklung
Die untersuchten Projekte unterscheiden sich durch ihre Einbettung in
sehr unterschiedliche Ausgangsorte der Stadt, mit denen sich die Projek-
te in ihrer Vorbereitung und Durchfhrung und ihrem Bestehen ausein-
anderzusetzen haben. Die randstdtischen Neubausiedlungen (Hannover
Kronsberg) und die Stadterweiterung durch Wohnungsneubau im Rah-
men der Brachflchenrevitalisierung — der Innenentwicklung — in der
Hannoverschen Nordstadt fhrt zunchst zu erheblich hherem Aufwand
bei der Bildung von Akzeptanz des Stadtteils, weil ein neuer Stadtteil —
wie der Kronsberg — ohne ausgeprgtes entwickeltes Image mit Vorbe-
halten als Wohnstandort gewhlt wird. Die zu Beginn nicht vorhandene
Infrastruktur, das noch nicht ausgeprgte Stadtteilimage verlangt einen
gewissen Mut der Hinzuziehenden, schafft unter ihnen aber auch eine
gewisse Aufbausolidaritt, die insbesondere in der Vorbereitungsphase
der Projekte am Kronsberg zu erkennen war. Die Stadterweiterung im
Rahmen einer Revitalisierung von Brachflchen im Innenbereich in der
hannoverschen Nordstadt hatte demgegenber kein neues Image des zu
entwickelnden Stadtteils zu schaffen. Gleichwohl ist neben dem Stadtteil-
image der Nordstadt als einer der attraktiven innenstadtnahen Stadttei-
le, das in hohem Ma§e Zuzugsgrund war, mit der Distanz der bereits
Wohnenden zu den Hinzuziehenden zu rechnen (s. Ziff. 4.2). Die stadt-
strukturelle Ausgangssituation bedingt bei Neubauquartieren, die in ho-
hem Ma§e Wahlmglichkeiten des Zuzugs anbieten, die soziokulturelle
Nachfrage und die unterschiedlichen Chancen der Projektrealisierung.
Projekte in innenstadtnahen Altbauquartieren wie die Projekte der WOGE
Nordstadt eG und das Projekt im Ahrbergviertel sind schon zu Beginn der
Projektentwicklung in den Stadtteil hineinentwickelt, der selbst die mate-
riell physische Grundlage fr das Projekt darstellt. Durch ihre soziokulturelle
und stadtstrukturelle Einbindung sind die Projekte vor einem anderen
Hintergrund zu beurteilen. Im Stadtteil haben die Akteure in der Regel
bereits vorher gewohnt, die attraktive stdtische Wohnformen und neue
Formen der Herausbildung von Nachbarschaften suchen. Zustzlich hat
der Stadtteil die baulich rumlichen Potenziale zu bieten, die fr diese
Gruppen attraktiv sind. Im Gegensatz dazu stehen die Projekte in den
Gro§siedlungen, die sich auf wenig soziokulturelle Untersttzung aus dem
Stadtteil berufen knnen. Im Zusammenhang der sozialen Stadter-
neuerung (Gttingen-Grone) wie auch der Entwicklung von einzelnen Pro-
jekten in sozial belasteten Stadtteilen (Hannover Vahrenheide, Kiel Metten-
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hof) wollen die Akteure das bereits belastete Image ihres Stadtteils ver-
ndern. Auch wenn die Vorbedingungen der Projektentwicklung ungleich
schwieriger sind, haben sich Akteure und Trger gefunden, die aktiv an
Vernderung und Steigerung der Attraktivitt ihres Wohnumfeldes oder
ihrer Wohnung teilnehmen wollen und die baulich rumlichen Potenziale
nutzen wollen, die der Stadtteil und sein Wohnungsangebot bieten.
8.1.2Gesellschaftliche Interaktionsformen
Die Entwicklung der gesellschaftlichen Interaktions- und Handlungs-
strukturen ist als die gesellschaftliche Praxis der mit Produktion, Nutzung
und Aneignung des Raumes befassten Menschen zu beschreiben. Die
Entwicklung der untersuchten Projekte ist in der Regel auf eine aktive
gesellschaftliche Praxis zurckzufhren, dadurch dass eine enge Koope-
ration zwischen den beteiligten Kommunen, den rtlichen wohnungs-
wirtschaftlichen Akteuren, den Mieterinnen und Mietern und intermedi-
ren Akteuren die Grundlage der Projektentwicklung darstellt.
Bei den Neubauvorhaben waren die finanziellen Vorgaben der Wohnungs-
baufrderung des Bundes- und der Lnder Voraussetzung der Projekt-
entwicklung. Der kommunale Beitrag verbesserte die Realisierungschancen
durch Zusatzfrderung, durch die Baulandbereitstellung und das Formu-
lieren von Qualittszielen, die mit der Frdermittelvergabe verbunden
wurden. Auf dem Kronsberg wurden Richtlinien fr eine qualittsvolle
Projektentwicklung vorgegeben und im Stadtteil Nordstadt wurde die
Stadterweiterung mit lokalen Akteuren, Stadtverwaltung und den betei-
ligten Wohnungsunternehmen in einem intensiven Beteiligungsverfahren
diskutiert. Neubauprojekte bieten diese Chancen zur kooperativen Pro-
jektentwicklung, die Chancen fr eine qualittvolle Entwicklung unter Ein-
beziehen der zuknftigen Nutzerinnen und Nutzer erffnen kann. Diese
wurde anschlie§end nicht in allen Wohnanlagen des neuen Stadtteils rea-
lisiert, sondern von aktiven Wohnungsunternehmen betrieben, die sich
den kommunalen Qualittszielen besonders verpflichtet fhlten und sich
durch innovative Projekte auch einen  wirtschaftlichen Vorteil bei der Ver-
mietung erhofften. Sie verfolgten das Ziel, dass gesellschaftliche Interak-
tion als aktiver Vorgang nicht nur in die Projektbegrndung, sondern auch
in die Projektgestaltung einzubringen ist. Dieses Verstndnis erst ermg-
lichte die Beteiligung der Nutzerinnen und Nutzer bei der Gestaltung der
Wohngrundrisse und des Wohnumfeldes, bei der Auswahl von Nachbar-
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schaften und der angestrebten Beteiligung an der Bewirtschaftung der
Wohnanlage. Durch das Anbieten von Gemeinschaftsrumen wurde die
Bewohnerbeteiligung abgerundet. Die Aktivierung von Stadtteilakteuren
ebenso wie die der zuknftigen Bewohnerinnen und Bewohner hat ange-
sichts der Befrchtung zunehmender sozialer Polarisierung durch das
Neubauprojekt in der hannoverschen Nordstadt zu erhhter Akzeptanz
gefhrt. Unter den Mieterinnen und Mietern wurde eine soziokulturelle
Nhe erreicht, die im Stadtteil positiv wahrgenommen wird, auch wenn
ber 50% der Mieterinnen und Mieter aus nichtdeutschen Herkunftsln-
dern stammen.
Bei den Projekten in Altbauquartieren sind die Formen der gesellschaftli-
chen  Interaktion von einer strkeren Nhe geprgt, da es sich nicht um
komplexe Neubauprojekte, sondern berwiegend um Projektentwicklung
im Bestand handelt. Unter anderen Frdervoraussetzungen oder auf der
Grundlage privater Investitionen verschieben sich die Ma§stbe der ge-
sellschaftlichen Interaktion. Die Qualittsziele wurden weniger durch
Frdergeber als vielmehr durch die aktiven Akteure vor Ort formuliert,
anschlie§end dem Frdergeber und den kommunalen Akteuren vorge-
legt, um sie unter aktiver Beteiligung von Nutzerinnen und Nutzern um-
zusetzen. Die strkere Nhe von Projektentwicklern und Projektnutzern
erffnet eine intensive  soziale Interaktion und vermittelt damit ein ho-
hes Ma§ von Akzeptanz. Durch diese Nhe und die damit verbundene
Auswahl der Nachbarschaft entstehen Projekte mit einer gewissen sozia-
len Exklusion. In der Nutzung der Wohnprojekte finden sich Elemente der
sozialen Segregation in der Gesamtstadt wieder. Gleichwohl ermglichen
sie eine Aneignung von Wohnung, Wohnumfeld und Nachbarschaft, die
auch im sie umgebenden Stadtteil positiv aufgenommen wird, wenn Ak-
tivitten aus der Gruppe andere soziale Gruppen im Stadtteil ansprechen
und der Stadtteil als soziales Interaktionsfeld begriffen wird. Die Nutze-
rinnen und Nutzer des Ahrbergviertels z. B. engagieren sich im Stadtteil.
Ihr jhrliches Fest wird im Gegenzug auch von den Stadtteilbewohnern
angenommen. In der WOGE Nordstadt ist aufgrund der in der Regel f-
fentlichen Frderung der Wohnprojekte und der damit verbundenen Bin-
dung der Belegung an Haushalte mit geringem Einkommen ein weniger
differenziertes Ma§ der sozialen Schlie§ung in den Wohngruppen vorzu-
finden. Die Hausgemeinschaften bilden das intensivste Element der so-
zialen Interaktion in der Genossenschaft. Gleichwohl haben sich geschlos-
sene  und weniger geschlossenen Hausgemeinschaften herausgebildet.
Die in der Genossenschaft in Abstimmung mit dem Wohnungs- und Sozi-
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alamt durchgefhrte sensible Wohnungsbelegung zeigt allerdings Erfolge
der Integration auch in Projekten mit geringem Beteiligungsspielraum
bei der Wohnungs- und Hausnutzung. Der Entstehungshintergrund der
Genossenschaft, die von Stadtteilakteuren gegrndet und von Kommu-
nalpolitik ganz besonders gesttzt wird, und die damit verbundene Nhe
von Vorstand und Geschftsfhrung ermglichen ein Ma§ der gesellschaft-
lichen Interaktion der Nhe, die sich von anderen Wohnungsunternehmen
unterscheidet und als solche auch von den Nutzerinnen und Nutzern wahr-
genommen wird.
Das Ausma§ der gesellschaftlichen Interaktion, das zur Entstehung der
Wohnprojekte in den Gro§siedlungen fhrte, ist in der Regel auf eine
besondere Problemwahrnehmung der Kommunalpolitik fr sozial bela-
stete Stadtteile zurckzufhren, die au§erordentliche Aktivitten freisetzte.
Das Modell der Genossenschaft — aus Altbauquartieren bekannt — sollte
implementiert werden. Da aber nicht ausreichend Organisationspotenzial
vor Ort vermutet wurde, bediente man sich externer Berater oder auch
intermedirer Akteure. ber Stadtteilpolitik und intermedire Akteure
vermittelt entwickelte sich in beiden Projekten ein neues Element der
gesellschaftlichen Interaktion in den Stadtteilen um den Fokus Wohnen
und Genossenschaften. Im Gegensatz zu den fruchtlosen Appellen an die
Wohnungswirtschaft soziale Kompetenz zu entwickeln, wird der Stadtteil
und werden die Nutzerinnen und Nutzer aufgefordert und zugleich bef-
higt, ihre Wohnung, ihr Wohnumfeld und damit ihren Stadtteil auf sehr
viel intensivere und verantwortlichere Art anzueignen. Sie werden damit
zu einem Element der aktiven gesellschaftlichen Interaktion in einem
Umfeld, das sie bisher eher passiv wahrgenommen haben. Diese Erfah-
rung der Intensivierung der gesellschaftlichen Kommunikation in einem
Stadtteil, in dem soziale Interaktion auf externe Kommentierung der Stadt-
gesellschaft und Wahrnehmung von starker Abgrenzung der Bewohne-
rinnen und Bewohner beschrnkt war, wird in dem dritten Beispiel der
sozialen Stadterneuerung in vielen kleinen Schritten der Realisierung von
Projekten und der Aktivierung von Bewohnerinnen aufgegriffen, wenn
auch im Gegensatz zur bernahme von Verantwortung in einer neuen
Genossenschaft ein geringeres Ma§ der persnlichen Verbindlichkeit ver-
langt wird. Gesellschaftliche Interaktion und soziale Verantwortung ver-
bleiben in einer Form der Abstraktion, die immer wieder Abgrenzung und
Rckzug erlaubt. Gleichwohl wird durch die Beteiligung der Akteure an
der Vernderung ein Ma§ der Identifikation erreicht, die wiederum zurck-
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wirkt auf die positive Wahrnehmung der persnlichen Beteiligung an der
Erneuerung des Stadtteils.
Die in allen Projekten enge Kooperation zwischen den beteiligten Kom-
munen, den rtlichen wohnungswirtschaftlichen Akteuren, den Architektur-
bros, den Mieterinnen und Mietern und intermediren Akteuren ist eine
der Grundlagen fr die Intensivierung der gesellschaftlichen Interaktion
in Projekten des Wohnens in der Stadt. Fr die Strkung der Bedeutung
des Wohnens ist bei den Wohnungsnachfragern deutlich zu machen, dass
beim Wohnen ber das reine Anmieten von Wohnungen hinaus vielfltige
Mglichkeiten der sozialen und damit der persnlichen Stabilisierung be-
stehen. Die Vermittlung und Akzeptanz der besonderen Qualitten sozial
aktiven Wohnens beruht auf einer Praxis der Kommunikation der Akteu-
re, von den Frdergebern ber die Wohnungsbautrger und Architekten
bis hin zu den Nutzerinnen und Nutzern. Dieses aber stellt gerade eine
innovative gesellschaftliche Praxis dar, die bei allen Akteuren Bereitschaft
zur Anpassung und ein erhhtes Ma§ an Toleranz erfordert.
8.1.3 Umgang mit dem ästhetischen Repräsentationsystem
Das rumliche Zeichen-, Symbol- und Reprsentationssystem erfllt als
sthetisches Element der Raumgestaltung Aufgaben der Reprsentation
nach au§en und dient der Identifikation und der affektiven Bindung nach
Innen. In den Projekten wurden beide Themen zum Gegenstand der s-
thetischen Reprsentation. In den Neubauprojekten wurde in stdtebau-
lichen Wettbewerben und mit der Auswahl von Architekten das richtige
Ma§ der Reprsentation nach au§en gesucht. Zwischen dem Wunsch der
Selbstdarstellung der Wohnungsunternehmen und Architekturbros und
der Attraktivitt einer Wohnanlage fr die zuknftigen Nutzer liegen auch
in den untersuchten Projekten gr§ere Distanzen. Diese sollten durch
identifikationsstiftende Ma§nahmen (Imagebildung fr das Kronsberg-
Karree etc.) berwunden werden. Durch Beteiligung von zuknftigen Mie-
terinnen an der Grundrissgestaltung und der Planung des Wohnumfeldes
wurden weitere  Schritte zur Aneignung der zur Diskussion stehenden
sthetischen Reprsentation gegangen. Bleibt in vermieteten Neubau-
projekten das Reprsentationssystem nach au§en noch in den Hnden
von Wohnungsunternehmen und ihren Kooperationspartnern, so haben
die angebotenen Beteiligungsschritte zur Aneignung der Wohnungen durch
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Mitbestimmung an der Grundrissgestaltung und der Gestaltung des
Wohnumfeldes durch Mieterinnen und Mieter zu einer Bindung der Miete-
rinnen und Mieter an die Wohnanlage gefhrt.
In den Altbauquartieren liegt der materiell physische Gegenstand der
Raumgestaltung durch bauliche Anlagen in den meisten untersuchten Fl-
len bereits vor. Die Umnutzung alter Fabriken, die Nachverdichtung auf
Brachflchen und die Baulckenfllung bis hin zur Modernisierung des
Bestandes stellen gleichwohl hohe Anforderungen an einen sensiblen
Umgang mit der Substanz, der in mit Neubau vergleichbarer Weise eine
unterschiedliche Akzeptanz und Bindungswirkung entfalten kann. Im Ahr-
bergviertel wurde in einer sensiblen Entscheidung zwischen Abriss und
Erhalt einzelner Gebude eine Lsung gefunden, die einen ausreichen-
den Freiraumanteil mit Hofbildung und eine angemessene Verdichtung
ins richtige Verhltnis setzen, wenn die Nachfrage nach Wohnungen heu-
te als ein Indikator fr Akzeptanz herangezogen werden darf. Die Projek-
te der WOGE Nordstadt eG reichen von der Umnutzung, ber den Neubau
in Baulcken bis zur Modernisierung. Die Beteiligung der Nutzerinnen
und Nutzer an der baulichen Gestaltung wechselt von Projekt zu Projekt,
da der Wunsch an der u§eren Wahrnehmung der Objekte mitzuarbeiten
auf sehr unterschiedliche individuelle Konstellationen der Akteure zurck-
zufhren ist. Whrend das Wohngemeinschaftsprojekt mit einem an die
Fassade gemalten Lurchi den hohen Gestaltungswunsch dokumentiert,
wird die Gestaltung in anderen Projekten, selbst wenn Architekten und
Vorstand einen besonderen Ausdruck einfordern, auf das Normale, das
Unauffllige reduziert. Gesellschaftliche Einpassung und Anpassung der
sthetischen Reprsentation stehen im Wechselverhltnis. Der Wunsch
nach einer gestalterischen Ausdrucksform des innovativen Planungs- und
Realisierungsprozesses der Genossenschaft, die auch nach au§en wirkt,
findet sich wieder, wenn die WOGE - Projekte bei den Bauherrenpreisen
Modernisierung des BDA/GDW in die engere Wahl kommen oder auf der
Weltstdtekongress urban 21 als ein Ausstellungsprojekt beispielhafter
nachhaltiger Entwicklung prsentiert werden (z.B.: BDA (Hrsg.), 1997:
92).
Die Projekte in Gro§siedlungen setzen sich in besonderer Weise mit dem
sthetischen Reprsentationssystem auseinander, wenn Hochhuser, die
in die Diskussion gekommen sind, durch eine neue soziale Kooperation
und eine nach au§en wirkende  Modernisierung ihr negatives Image ver-
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lieren und nach innen und au§en Qualitten entwickeln, die selbst von
den vormaligen Bewohnern nicht als solche empfunden wurden. Die Pro-
jekte der sozialen Stadterneuerung, die sich mit der Gestaltsprache der
Stdtebaus der 60er und 70er Jahre des 20. Jahrhunderts auseinander-
zusetzen haben, beinhalten eine intensive Beschftigung mit den seiner-
zeit entwickelten und in der Regel noch heute vorfindlichen Gegenstn-
den der Raumgestaltung. Die Erneuerungspraxis reicht vom Umgang mit
baulichen Gro§formen den Wohnhochhusern, denen mit Modernisierung
und Concierge-Anbau (s. Ziff. 7.1.5) ein neues Gesicht gegeben wird, bis
zur differenzierten Aneignung des ffentlichen Raumes nicht nur durch
eine Intensivierung der sozialen Interaktion sondern auch und gerade
durch die Diskussion von baulich-rumlicher Vernderung. Das Zusam-
menwirken von Raumgestaltung und sozialer Interaktion wird gerade in
dem Beispiel der Sozialen Stadterneuerung Gttingen zu einem aktiven
Wechselverhltnis, das Wahrnehmung nach au§en verbessert und nach
Innen affektive Bindungswirkungen entfaltet.
Fr die Entwicklung der sthetischen Reprsentation im Rahmen der Str-
kung des Wohnens in der Stadt ist offensichtlich von Bedeutung, dass die
Wahrnehmung nach Au§en und nach Innen mithin unterschiedliche Ebe-
nen der Raumgestaltung und —aneignung fr die Beurteilung von erheb-
licher Bedeutung sind. Ein vernachlssigtes Wohnumfeld oder eine in die
ffentliche Kritik geratende Fassadengestaltung wirken nach au§en ne-
gativ und belasten die Wahrnehmung und die Akzeptanz eines Stadtteils.
Auf der anderen Seite aber knnen ein selbst gestalteter Grundriss oder
ein durch Vergabe von Mietergrten privatisiertes Wohnumfeld soviel
Identifikationsmglichkeiten vermitteln, dass dadurch positive Effekte der
Wahrnehmung des Wohnens nicht nur nach Innen sondern auch nach
Au§en vermittelt werden. Fr die verbesserte Wahrnehmung der stheti-
schen Reprsentation ist eine enge Wechselbeziehung der Raumwahr-
nehmung nach innen und au§en herzustellen.
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8.1.4 Hinweise auf normativen Regulationsbedarf
Das gesellschaftlich institutionalisierte und normatives Regulationssystem
war auf unterschiedlichen Ebenen in allen Projekten durch die unterschied-
lichen Formen des Besitzes der untersuchten Wohnprojekte, durch den
Umgang mit rechtlichen Regelungen wie den Planungsrichtlinien und Plan-
festsetzungen und durch die Beurteilung sozialer und sthetischer Nor-
men Gegenstand der Projektentwicklung. Voraussetzung fr die Projekte
waren einerseits bundes- und landespolitische Rahmenbedingungen ins-
besondere der Wohnungsbaufrderung bis zu Einkommenssteuerkom-
ponenten genau so wie kommunale Vorgaben von der Bauleitplanung bis
zur kommunalen Wohnungsbaufrderung. Rahmensetzend wirken aber
auch die Kommunikations- und Kooperationsstrukturen in und von
Wohnungsunternehmen mit der ffentlichen Wohnungsbaufrderung, den
Stdten und Gemeinden und den Nutzerinnen und Nutzern untereinan-
der. Es ist notwendigerweise zu unterscheiden zwischen zentralstaatlichen,
regionalen und lokalen Regulationssystemen.
Fr alle untersuchten Neubauprojekte war auf der zentralstaatlichen Ebene
die Wohnungsbaufrderung des Bundes und des Landes mit ihren
Frdervorgaben von Bedeutung. In der Auswertung der Projekte ist her-
auszustellen, dass sich die beteiligten Wohnungsunternehmen die Aufga-
be der aktiven Beteiligung von Mieterinnen und Mietern als freiwillige
Leistung selbst gestellt haben. Sie war nicht Gegenstand der Frder-
grundstze der Wohnungsbaufrderung und damit waren diese Sonder-
leistungen in der Regel auch nicht frderfhig wie z. B. Architekten- und
Ingenieurleistungen. Angesichts der erreichten Qualitten ist hier ein
Steuerungs- und Frderdefizit auszumachen. Weitergehende Qualitts-
ziele wie das Einrichten von Gemeinschaftsrumen oder hnliche aktivie-
rende Einrichtungen in Wohnanlagen sind ebenfalls Sonderleistungen der
Unternehmen und nicht Gegenstand der Frderung, auch wenn sie er-
heblich zur Qualittssteigerung neuer Wohnquartiere beitragen.
Als zweite Form der zentralstaatlichen Wohnungsbaufrderung steht die
Eigenheimzulage zur Verfgung. Sie wurde lediglich in den privat finan-
zierten Projekten genutzt. Eine gemischte Frderung wurde in allen f-
fentlich gefrderten Projekten nicht angewendet. Die Unterschiedlichkeit
der Akteure, der Wohnungsunternehmen und der privaten Investoren,
scheint immer noch zu gro§. Whrend im Ahrbergviertel Mietwohnungen
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neben Eigentumswohnungen existieren, ist diese Kombination zwischen
Eigentum und ffentlich gefrdertem Mietwohnungsbau gering. Lediglich
in einem Projekt der WOGE Nordstadt eG konnte in einem Selbsthilfe-
projekt nicht zuletzt aufgrund der sozialen Nhe des das Projekt beleben-
den Milieus ein Kombinationsprojekt realisiert werden. Die Defizite liegen
offensichtlich nicht nur in der Wohnungsbaufrderung, sondern auch in
der mangelnden Erfahrung der Wohnungsunternehmen mit der Zusam-
menfhrung unterschiedlicher Finanzierungsformen und der Zusammen-
arbeit unterschiedlicher Milieugruppen.
Fr Projekte im Wohnungsbestand steht darber hinaus ein deutlich ge-
ringerer Frderanteil aus der Eigenheimzulage zur Verfgung, so dass im
Sinne der Strkung des Wohnens in den Stdten, fr die die Bestands-
entwicklung im Vordergrund steht, eine deutliches Steuerungsdefizit auf
der zentralstaatlichen Ebene auszumachen ist. In gleicher Weise knnen
die neu gegrndeten Genossenschaften nur auf wenige zentralstaatliche
Frderangebote aus der Eigenheimzulage zurckgreifen, die gegenber
dem individuellen Eigenheim in der Frdersumme auch im Bestand deut-
lich zurcksteht. Die neu gegrndeten Genossenschaften konnten nur
realisiert werden, weil sie auf Mittel der Wohnungs- und Stdte-
baufrdermittel des Bundes, der Lnder und auf freiwillige Frdermittel
der Kommunen zurckgreifen konnten. Das besondere Frderinteresse
von Land und Kommunen hat in entscheidendem Ma§e zur Realisierung
innovativer genossenschaftliche Projekte beigetragen. Der projektbezo-
gene Handlungsspielraum ffentlicher Frderung ist im Rahmen der For-
mulierung von Frdermittelgrundstzen und der Ausgestaltung der Fr-
derung zu verbessern.
Das sehr viel mehr auf Steuerungsprozesse angelegte Stdtebau-
frderrecht hat den Projekten im Bestand im Gegensatz zur traditionellen
Wohnungsneubaufrderung ungleich mehr Chancen erffnet. Durch die
Ausrichtung der Frderung auf die unterschiedlichen Komponenten der
Projektentwicklung von der Bodenaufbereitung bis zu den sozialen Grund-
stzen, ergeben sich vielfltigere Kooperationsmglichkeiten und damit
eine strkere ffnung auf vielfltige Projekte. Die Genossenschaften in
Hannover haben dieses Angebot der Frderung in enger Kooperation mit
der kommunalen Stdtebaufrderung genutzt. Auch die Stadterneuerung
ªAm WeidendammÒ (s. Ziff. 4.2) konnte als Revitalisierungsma§nahme
auf alten DB-Gterbahnhofsflchen auf die Frderung der Projektvor-
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bereitung durch Mittel aus der Stdtebaufrderung zurckgreifen. Da Pro-
jekte im Bestand in der Regel komplexe Anforderungen an Planung, Pro-
jektentwicklung und Beteiligung stellen, ist im Sinne der Strkung des
Wohnens diese Form der Kombination von Frderung auszubauen.
Die Formen der in der traditionellen Stadterneuerung tlw. ausschlie§lich
experimentell erprobten Kooperation zwischen unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Gruppen, zwischen Wohnungsunternehmen und Kommunen
und den Trgern der sozialen Arbeit (s. Ziff. 5.2) wird in den Projekten
der sozialen Stadterneuerung zum Frdergrundsatz. Das Organigramm
der sozialen Stadterneuerung verbindet die notwendigen Kooperations-
partner der Stadterneuerung. Damit wird aber lediglich der Rahmen ge-
setzt. In der konkreten Stadterneuerung bestehen weiterhin Defizite der
tatschlichen Kooperation. Wenn ein privates Wohnungsunternehmen die
Stadterneuerung im angrenzenden ffentlichen Raum wohlwollend beob-
achtet und sich nicht an Ma§nahmen beteiligt, wenn im Zuge einer
Spielplatzumgestaltung die Begleitung der Bauma§nahme durch einen
bildenden Knstler oder Sozialpdagogen nicht gefrdert wird, dann reicht
der Frderanspruch nicht aus. Die Angebote zur Bestrkung von Koope-
ration in den sozialen Handlungsfeldern sind weiter zu entwickeln. In
einem engeren Bezug von investiven Ma§nahmen mit nicht investiven
sozial begleitenden Aktivitten liegt einer der Schlssel der Verbesserung
des Steuerungsansatzes der sozialen Stadterneuerung, der durch flexi-
blere Frdermittelvergabe erreicht werden knnte.
Jenseits der Steuerung von Entwicklungsvorgngen durch staatliche und
kommunale Frderung, stehen im Handlungsfeld ªWohnen in der StadtÒ
aber auch normative Strukturen zur Diskussion, die auf mangelnde Ko-
operation und Kooperationsformen zurckzufhren sind. Regulative Tra-
ditionen sind zu berarbeiten, die in den Problemen eines aufgrund der
hierarchischen Struktur nicht selten gegenlufigen Verwaltungshandelns
ebenso liegen, wie in der mangelnden Kooperation unterschiedlicher
Akteursnetzwerke der Wohnungswirtschaft. Zwischen den ehemals ge-
meinntzigen Wohnungsunternehmen, den Genossenschaften, die sich
nicht selten von den neuen Genossenschaften abgrenzen, und den mit
Privateigentum und Eigentumsbildung hauptschlich befassten Investoren-
gruppen sind wenig berschneidungen bis zu einem kooperativen Han-
deln erkennbar. Da allen Akteuren angesichts des gesellschaftlichen Wan-
dels in zunehmendem Ma§e an der Vermarktung des Wohnungsbestandes,
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die immer strker auch soziale Komponenten enthlt, liegen wird, sind
intensivere Interaktionsformen zwischen den kommunalen und den pri-
vaten Akteuren des Wohnens erforderlich.
8.1.5 Die Antwort der Projekte auf die Ausgangsfragen
In der Stadt bleiben?
Als Antwort auf Umlandwanderung waren die Projekte nicht direkt ange-
legt, und doch haben sie dazu beigetragen, die Anlsse fr eine nicht
stdtische Wohnstandortwahl zu reduzieren. Die Neubausiedlung am
Kronsberg war in ihrer Bauweise und Lage am Stadtrand fr viele Miete-
rinnen und Mieter Grund eine attraktive Lage am Stadtrand mit Einbin-
dung in das Stadtgebiet einem weiter peripher gelegenen Wohnstandort
vorzuziehen. Voraussetzung fr das Einziehen in die untersuchten Neu-
bauwohnungen war der Wohnberechtigungsschein. Aus diesem Grunde
mussten sich alle Mieterinnen und Mieter auf eine Nachbarschaft mit ge-
ringerem Durchschnittseinkommen bei der Wohnungsbelegung einlassen.
Die damit verbundene  Eingrenzung wurde auf der Nachfrageseite nie-
mals als tatschliche Eingrenzung empfunden, da in dem Angebot der
eigenstndigen Auswahl der Nachbarschaft eine soziale Nhe entwickelt
werden konnte, die entweder vor dem Einzug ausreichend Grenzziehungen
erlaubte oder schon vor Einzug eine soziale Nhe herstellte. Die Neubau-
siedlung am Weidendamm hatte als ffentlich gefrderter Wohnungsbau
in Innenstadtlage aufgrund der Nachfrage kein Vermietungsproblem. Auch
wenn die Belegung an die Zugangsberechtigung des ffentlich gefrder-
ten Wohnungsbaus gebunden war, konnte die Akzeptanz der Wohnanlage
durch die gewhlten Formen der Vorbereitung, der Erstellung und Bele-
gung mittels transparenter und kooperativer Verfahren verfolgt und er-
reicht werden. Beide Projekte haben in der begleiteten Phase der Pro-
jektentwicklung und dem Erstbezug der Anlagen vor allem als Projekte
gegen eine zunehmende sozialrumliche Polarisierung gewirkt.
Das Investorenprojekt im Ahrbergviertel hat das Entwicklungsziel des
Strkens des Wohnens in der Stadt durch eine milieuorientierte Belegung
erreicht. Diese Form der sozial homogenen Belegung hat durch Marke-
tingaktivitten und Integration der neuen Bewohnerinnen und Bewohner
des Ahrbergviertels  in den Stadtteil auch einen Bezug zum angrenzen-
den Stadtteil hergestellt. Das Nebeneinander unterschiedlicher Milieus
und Lebenswelten hat bisher funktioniert, weil die hinzuziehende Gruppe
potenziell Abwandernder  durch soziale Identitt in der Wohnanlage ggf.
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genug Strke gewinnt, auf  das Au§en zuzugehen. Dabei war der Stadtteil-
bezug bei vielen Einziehenden bereits vorher vorhanden und damit hatte
der integrative Ansatz bereits zu Beginn der Projektentwicklung persn-
liche Grundlagen. Das Projekt bot also integrativen Krften aus dem Stadt-
teil in unmittelbarer Nachbarschaft zum Stadtteil eine neue, der wan-
delnden Lebenswelt angepasste Wohnwunschentscheidung zu treffen. Die
Projekte der Wohnungsgenossenschaft WOGE Nordstadt eG haben durch
ihre Strategie der Bindung von Nachbarschaften mittels Planungs-
beteiligung und Selbsthilfe bei der Projektrealisierung Gruppen mit hoher
sozialer Identifikation an den Stadtteil gebunden. Insbesondere in der
Phase der Familiengrndung bilden diese Projekte mit attraktiven For-
men der Nachbarschaftshilfe ein Element der sozialen Bindung, die auch
den Wandel der Lebenswelt mit Wechsel von Milieuzugehrigkeit ber
einen lngeren Zeitraum aushlt. In den Selbsthilfeprojekten ist die Fluk-
tuation au§erordentlich gering.
Die genossenschaftlichen Projekte in den Gro§siedlungen haben eben-
falls eine besondere Form der Milieubindung erzeugt. Dabei wirken die
Projekte in den Gro§siedlungen in der angelegten Form weniger nach
au§en, als vielmehr nach innen in den Stadtteil. Die in den Bestands-
projekten ber die Neuformierung der Besitzverhltnisse entwickelte So-
lidaritt in den Husern wirkt in erster Linie in den Husern durch die
ªffnung der WohnungstrenÒ, in zweiter Linie auf den Stadtteil, der die
zu beobachtenden Vernderungen in den Hochhusern als Qualittsgewinn
wahrnimmt und erst in dritter Linie in der Gesamtstadt, in der die distan-
zierte u§ere Wahrnehmung von Gro§siedlungen durch den Wandel in
einzelnen Wohnanlagen nicht vollstndig ausgewechselt werden kann.
In dem sozialen Engagement in der sozialen Stadterneuerung lsst sich
eine weitere Form der affektiven Bindung von Bewohnerinnen und Be-
wohnern erkennen, die sich von der individuellen Wohnstandort-
entscheidung, die mit den anderen Projekten verbunden war,  unterschei-
det. Gleichwohl ergibt sich aus dem sozialen Engagement — so sehr auch
Abgrenzung das Engagement des Einzelnen prgt — eine starke Bindung
an den Stadtteil. Die in der Stadterneuerung engagierten Persnlichkei-
ten werden damit zu einem Element der Stabilisierung des Wohnstand-
ortes. Mit zunehmender Wahrnehmung von Chancen der tatschlichen
Einflussnahme auf Vernderungsprozesse verstrkt sich die Bindungs-
wirkung.
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Antwort auf sozialräumliche Polarisierung?
Aufgrund der berwiegend ffentlichen Frderung der untersuchten Pro-
jekte, ist ihr Beitrag zum Abbau sozialrumlicher Polarisierung in den
Stdten in den Formen der Projektrealisierung zu unterscheiden. In der
von sozialen Bindung freigestellten Erstbelegung der Wohnungen auf dem
Kronsberg wird deutlich, dass sich Stadt und Frdergeber sehr frh auf
das Vermeiden sozialrumlicher Polarisierung als Entwicklungsziel ver-
stndigt hatten. Wenn auch in der Nachbelegung aufgrund der Belegungs-
voraussetzungen Probleme entstehen knnen, so war in der Erstbelegung
eine Polarisierung nicht erkennbar. Die Projekte auf dem Kronsberg ha-
ben in erster Linie durch ihre attraktive Lage und das ªNeueÒ berzeugt,
so dass soziale Abgrenzung nicht Gegenstand der Erstbelegung wurde.
Die Nachfrage von Mieterinnen und Mietern aus nichtdeutschen Herkunfts-
lndern war in der ersten Belegungsphase sehr gering (3% der Haushal-
te). In der Nordstadt wurde eine Belegung mit Mieterinnen und Mietern
aus nichtdeutschen Herkunftslndern von mind. 50 % erreicht (s. Ziff.
4.2). Die Lage der Nordstadt in der Nhe der Innenstadt hat Nachfrage-
gruppen aus nichtdeutschen Herkunftslndern ganz besonders angespro-
chen. Auch wenn die tatschliche Belegung ein Element sozialrumlicher
Polarisierung darstellt, zumal die angrenzenden Stadtgebiete deutlich
weniger stark mit nicht deutschen Haushalten belegt sind. Durch das
besondere Bemhen um die Integration und die Erstbelegung konnten in
der Entstehungsphase der Neubausiedlung entstehende Abgrenzungs-
tendenzen aufgelst werden. Aus diesem Projekt ist zu erfahren, dass die
tatschliche sozialrumliche Polarisierung zu unterscheiden ist von der
abstrakten Polarisierung der Stadtteilwahrnehmung.  Aufgrund der sozial
begleiteten Einfhrung des neuen Stadtteils konnten Abgrenzungs-
tendenzen in der ersten Phase deutlich abgebaut werden (s.a. Eichener,
2002: 100 ff.).
In den Projekten in den  innenstadtnahen Altbauquartieren wird durch sie
selbst auf sozialrumliche Polarisierung reagiert. Wenn diese Stadtteile
auch durch eine anhaltende Segregation geprgt sind, so wirken in den
untersuchten innenstadtnahen Stadtteilen aufgrund der heterogene Struk-
tur des Wohnungsbestandes, des Wohnungsbesitzes und des geringen
Anteils ffentlich gefrderten Wohnungsbaus mit kommunalen Besetzungs-
rechten die Tendenzen der sozialrumlichen Polarisierung nicht sehr stark
nach au§en. Dadurch, dass allerdings die Projekte auf selbst gewhlte
Nachbarschaften mit hohem Ma§ an Kooperation bis hin  zu Selbsthilfe
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am Bauen angelegt sind, wird schon in der Projektentwicklung auf eine
sozial homogene Nutzergruppe abgestellt. Diese soziale Homogenitt findet
sich in unterschiedlichen Abstufungen in den Projekten wieder. Die dort
angelegte und durch Kooperation entwickelte Homogenitt wirkt aller-
dings fr die Akteure als stabilisierende Wahrnehmung ihres Wohn-
umfeldes. Durch die sozialen Aktivitten in den Hausgemeinschaften wird
der angrenzende Stadtteil nicht mehr zu einem Element der besonderen
Abgrenzung.
In den Gro§siedlungen ist eine hnliche Tendenz zu beobachten. Wer sich
fr eine lngerfristiges Projekt mit zustzlichem Engagement entschie-
den hat, das sich von dem reinen Bewohnen einer Wohnung unterschei-
det, hat eine andere Au§enwahrnehmung von Polarisierung.  Wer das
ªSich EinrichtenÒ des Wohnens — das Zuhause — sehr viel ernster nimmt
und wenn das sich Einrichten eine tatschlich freiwillige Wohnstandortent-
scheidung wird, dann ndert sich das Verhltnis der Akteure zu ihrem
Wohnumfeld. In den Projekten der Gro§siedlungen und  ganz besonders
in denen der sozialen Stadterneuerung wird erkennbar, dass die Akteure,
die sich aktiv auf den Stadtteil einlassen, sehr viel Energie einbringen in
die Erneuerung ihres Wohnumfeldes, ein hheres Ma§ an Zivilcourage
gegenber Alltagskonflikten aufbringen. Die Kritik an den Zustnden des
Stadtteils wandelt sich zu einem aktiven Eingreifen, wenn eine Beteili-
gung an Vernderungs- und Erneuerungsprozessen erreicht wird. Sozial-
rumliche Polarisierung wird individuell anders erfahren. Die Projekte geben
Hinweise darauf, dass die Wahrnehmung der sozialrumlichen Polarisie-
rung in den Stdten durch soziale Homogenisierung beim Wohnen und in
Akteursgruppen der Erneuerung des Stadtteils zur Strkung des Stadt-
teils und damit zur Verbesserung der inneren und u§eren Wahrneh-
mung genutzt werden kann.
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8.2 Qualitätsziele für das Wohnen in der Stadt
Der Beitrag der Projekte deutet Chancen und Wege zur Strkung des
Wohnens in den Stdten zwischen Stadtumlandwanderung und sozial-
rumlicher Polarisierung an. In Zusammenfhrung der Aussagen zu den
gesellschaftlichen Trends und den Perspektiven der rumlichen Entwick-
lung mit der Beurteilung der Chancen von Projekten in unterschiedlichen
stadtrumlichen Lagen mchte ich zusammenfassend Hinweise fr
Qualittsziele zur Strkung des Wohnens in den Stdten geben, die sich
mit den gesellschaftlichen Interaktionsformen, den materiellen Gegen-
stnden der sthetischen Reprsentation und normativen Regulations-
mglichkeiten auf den unterschiedlichen Ebenen der gesellschaftlichen
Raumgestaltung befassen.
8.2.1 Verbesserung der Kooperations- und
Kommunikationsformen
Die Verpflichtung gesellschaftlicher Interaktions- und Handlungsstrukturen
auf das Entwicklungsziel der Strkung des Wohnens in der Stadt ist Vor-
aussetzung fr die Entwicklung und Umsetzung von Qualittszielen (vgl.
Deutscher Stdtetag, 2003). Dazu sind alle lokalen Akteure in einen
Kommunikationsprozess ber das Wohnen zu integrieren. Die Kooperati-
on der Akteure enthlt unterschiedliche Ma§stabsebenen mit einem rum-
lichen Bezug von der Gesamtstadt, ber die Stadtteile bis hin zu den
Wohnanlagen mit ihrem Wohnumfeld ebenso wie einen Akteursbezug auf
unterschiedliche Ebenen der Kooperation der Akteure von der Kommuna-
len Politik der Gesamtstadt bis zu der Stadtteilvertretung, der Wohnungs-
wirtschaft und den einzelnen Grundeigentmern bis zu den Bewohnerin-
nen und Bewohnern.
Stadtprojekt „Lenkungsgruppe Wohnen“
Durch das Aufbauen einer gesamtstdtischen Kooperationsstruktur zum
Thema ªWohnenÒ kann ein deutliches Signal zum Entwicklungsziel Stadt
als Wohnort ausgeben werden. Das Modell ist die Einrichtung einer De-
zernate bergreifenden Lenkungsgruppe ªWohnenÒ in Kommunen, die
Akteure zum Wohnen aus der Verwaltung mit den regionalen Investoren
und mit dem Wohnen befassten Lobbys (Hausbesitzerverein, Mieterver-
ein, Verbraucherberatung, Planerverbnde, Architektenvertretungen  etc.)
an einen Tisch setzt. In diesen gemeinsamen Gesprchsrunden kann ein
stndiges Monitoring zur Wohnungsversorgung durchgefhrt werden. Die
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Lenkungsgruppe kann genutzt werden zur kooperativen Entwicklung von
Leuchtturmprojekten zum Wohnen, die z. B. von der modellhaften Um-
gestaltung von 50er Jahre Siedlungen, nachbarschaftlichen Wohnprojekten
bis zur Untersttzung kooperativer Formen der Eigentumsbildung reichen
knnen.
Foren zur Entwicklung der Wohnqualität in den Stadtteilen
Auch wenn in Umfragen die meisten Brger und Brgerinnen mit ihrer
Wohnsituation zufrieden sind, ist das Image des Wohnortes nach innen
und nach au§en zu verbessern. Zur Strkung der Identifikationschancen
von Stadtteilen ist das Stadtteilimage im Bezug auf das Thema Wohnen
zu verbessern. In vielen Stadtteilen hat sich eine eigenstndige Charak-
teristik aufgrund der Herausbildung spezifischer Lebenswelten und Mi-
lieus herausgebildet. Sie definieren sich ber die stdtebauliche Struktur,
Freiraumqualitten, Infrastrukturausstattung und ganz besonders ber
das soziale und kulturelle Stadtteilleben. Um die Attraktivitt von Stadt-
teilen zu strken und eine Bindung der Bewohnerinnen und Bewohner an
ihren Stadtteil zu untersttzen, um soziale Segregation und Ausgrenzung
zu verhindern, ist die Unterschiedlichkeit der Identitt von Stadtteilen zu
erhalten und ggf. auszubauen. Die auf den Stadtteil orientierte Kommu-
nikation ber Stadtteilforen, Runde Tische o.. zur Entwicklung der kon-
kret rtlichen Qualitten und die stadtweite Prsentation des Stadtteil-
images sind Elemente der Verbesserung der Identifikation (s. Runder Tisch
Gttingen Grone Ziff. 5.1.5).
Ausbau des Stadtteilmanagements als intermediäre Vermittlungs-
form
Zur verbesserten Kommunikation sind Netzwerke und Kooperationen unter
den verschiedenen Akteuren, wie Wohnungswirtschaft, freie Trger, In-
itiativen, Bewohnerinnen und Bewohner aufzubauen. In der sozialen Stadt-
erneuerung erprobte Modelle des Stadtteilmanagements knnen zum wei-
teren Ausbau der Kommunikation eingesetzt werden, um die Wohn- und
Lebensbedingungen in den Stadtteilen zu verbessern und den Aufbau
sozialer Nachbarschaften zu frdern (s. Gttinger Organigramm zur Stadt-
erneuerung Ziff. 5: 146).
Kooperation zwischen Wohnungswirtschaft und Kommunen
Zur Beobachtung des lokalen Wohnungsmarktes und aktueller Vernde-
rungen der Belegungsstruktur, zur Verbesserung der Belegungssituation,
zur Verabredung von gemeinsamen Aktivitten der Belebung des Stadtteil-
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lebens und der Verbesserung des Wohnumfeldes ist eine kontinuierliche
Kooperationsstruktur zwischen der Kommune und den rtlichen Woh-
nungsunternehmen aufzubauen, die durch ihre Ortskenntnis als Frh-
warnsystem zu besonderen Problemen funktionieren kann und zugleich
genutzt werden kann fr konkrete Vereinbarungen.
Beförderung von Nachbarschaften im Wohnungsbestand
Anlsse wie gemeinsame Betroffenheit bei Vernderungen oder Angebo-
te zu gemeinschaftlichen Aktivitten sind Ausgangspunkt und Chance fr
die Strkung von Stadtteilkultur und Nachbarschaften beim Wohnen. Wenn
Nachbarschaften ein Element sozialer Integration darstellen, ist eine er-
weiterte Nachfrage zu intensiveren nachbarschaftlichen Vereinbarungen
zu befrdern. Es sind Wege zu finden, die im Wohnungsbestand ber alle
gesellschaftlichen Gruppen hinaus Anlsse ergeben, eine nachbarschaft-
liche Orientierung anzustreben. Wenn ein hohes Ma§ an Selbstverpflichtung
der Herausbildung von Nachbarschaften im Wege steht, sind Wege zu
entwickeln, die ein abgestimmtes Ma§ an nachbarschaftlicher Orientie-
rung sicherstellen und als individueller Qualittsgewinn erfahrbar sind.
Selbst Migrantenhaushalte wollen nicht immer nur unter sich sein (Keim/
Neef, 2000). Die Strkung von Nachbarschaften in bestehenden
Wohnungsteilmrkten in den Stadtteilen ist eine Antwort auf Stadtum-
landwanderung und soziale Abgrenzung. Auf dem Wohnungsmarkt be-
steht ein Defizit an Kommunikation und Miteinander vor dem Hintergrund
zunehmender Sozialer Abgrenzung. Durch Zuwanderung und Genera-
tionenwechsel  sind zahlreiche stdtische Wohnungsteilmrkte durch die
Auflsung stabiler heterogener Nachbarschaften belastet. Wenn es gelin-
gen soll die in den untersuchten Projekten entstandenen Qualitten auf
den Wohnungsmarkt in gr§erem Umfang zu bertragen, sind zwischen
den Wohnungsunternehmen und den Mieterhaushalten kontinuierlich
Kommunikationsanlsse zu schaffen, die eine Identifikation  mit der Nach-
barschaft mit einem angemessenen Ma§ an Selbstverpflichtung bestr-
ken (s. Gemeinschaftshaus Am Weidendamm Ziff. 4.2.2).
Aktivierung der Wohnungswirtschaft für nachbarschaftliche Koope-
ration
Das Hemmnis bei der Entfaltung selbst gewhlter nachbarschaftlicher
Strukturen im Wohnungsbestand liegt nicht zuletzt an einer Wohnungs-
wirtschaft, die in Zeiten kontinuierlichen Bevlkerungswachstums Miete-
rinnen und Mieter aussuchen konnte. Darber hinaus sind alle Akteure
des Wohnungsmarktes entweder auf die Versorgung spezifischer Nach-
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fragegruppen oder auf das individuelle Eigentum ausgerichtet. Mit der
aktuellen Entspannung des Wohnungsmarktes ergibt sich die Chance zu
einem Qualittswettbewerb, der das Qualittssiegel ªNachbarschaftÒ ein-
schlie§en knnte. Dies beinhaltet nicht nur eine bessere Aufmerksamkeit
fr Hausgemeinschaften, sondern auch das Schaffen von Voraussetzun-
gen fr eine strkere Beteiligung und das Anbieten und die Begleitung
von Nachbarschaftskonzepten von der rechtlichen und Finanzierungs-
beratung, ber die Grundstcksvergabe und Baugebietsentwicklung bei
der Errichtung neuer Wohnungen bis zur Wohnungsbestandsverwaltung.
Einrichtung bewohnerorientierter Beteiligungsformen
Die Strkung des Wohnens in der Stadt wird durch brgerschaftliches
Engagement untersttzt, dass nur dann als Bewusstseins- und Verhaltens-
vernderung von Individuen und Gruppen erlebbar wird, wenn im Verlauf
Zielformulierungen und Situationsbeschreibungen nicht mehr einfach als
gegeben, sondern auch als vernderbar begriffen werden. Das Entwik-
keln von neuen Beteiligungsformen, angemessenen Verwaltungsstrukturen
und neuen Trgerschaften ist die Voraussetzung fr das Herausbilden
von Nachbarschaften. Das Beteiligen von Bewohnerinnen und Bewoh-
nern an der Entwicklung des Stadtteils, ein dauerhafter Austausch von
Nachbarschaften in belasteten Wohnungsteilmrkten und Wohnungsunter-
nehmen  untereinander st§t immer wieder an Grenzen der Bereitschaft
der Akteure Verantwortung abzugeben und eine fr die Bewohnerinnen
und Bewohner verlssliche neue Beteiligungsstruktur einzurichten. Das
Defizit bisheriger auf Gemeinschaft orientierter Projekte lag in der gerin-
gen Bereitschaft Verantwortung abzugeben, der Ungeduld der verant-
wortlichen Akteure (ªBeteiligung braucht ZeitÒ) und geringen Fhigkeit
der Nachbarschaften zu einer Kommunikation ohne Abgrenzung (Beteili-
gung braucht den Dialog und die Beratung) zu kommen. Die Grndung
von Bewohnervereinen ist ein erster Schritt, der nicht ausreicht, wenn
nicht dauerhafte, verlssliche und tragfhige Anlsse und Strukturen fr
eine Beteiligung zur Herausbildung und Strkung der Nachbarschaften
geschaffen werden (s. Ziff. 4).
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8.2.2 Attraktivierung der ästhetischen Repräsentation
in den Städten
Vielfältige Stadtgestalt
Wenn die Unwirtlichkeit der Stadt als Grund fr Stadtumlandwanderung
angegeben wird, kann das Ziel der Strkung der Kernstdte nicht nur mit
Verbesserung der produktiven und sozialen Werte, sondern auch ber
das Inwertsetzen der stdtischen urbanen Gestaltstrukturen erfolgen. In
der Diskussion um die rumlichen Zeichen der Metropolen geht es um die
Raumgestaltung mit hoher Symbolwirkung (wenn Hochhuser das histo-
rische Relief berragen), wie auch um die Attraktivitt und Benutzbarkeit
der ffentlichen Rume (wenn Stdte ªPlatz schaffenÒ). Die Entwicklung
der Stdte hat ein ausgewogenes Verhltnis zwischen dem Erlebnisraum
Stadt und den Stadtrumen in den Wohnquartieren herzustellen. Das
Bemhen um eine Vielfalt der Stadtgestalt hat den zentralen Erlebnis-
raum der Stadt, aber auch die Struktur des Wohnumfeldes und der
Wohnsiedlungen zu thematisieren — wie z. B. ein neuer Stadtteil mit at-
traktiven Gestaltelementen zu einer inneren Umverteilung der Stadtbe—
vlkerung fhren kann (s. Ziff. 4). Angesichts des demografischen Wan-
dels und der sozialen Differenzierung wird eine Auseinandersetzung mit
der Ungleichzeitigkeit der Stadtbenutzung ebenso wie eine Auseinander-
setzung mit der unterschiedlichen Wertigkeit der Gestaltung nicht zuletzt
aufgrund weiter differerierender Milieus und Lebenswelten stattfinden.
Ein attraktives Wohnungsangebot
Eine Differenzierung der Wohnungsnachfrage fhrt zur Nachfrage nach
unterschiedlichen Segmenten auf dem Wohnungsmarkt, die in stdtischen
Wohnungsmrkten nur teilweise vorhanden sind. Zu einem stdtischen
Wohnungsmarkt gehrt ein breites Angebot an Mietwohnungen, da aus
unterschiedlichen Grnden nicht alle Nachfragegruppen unbedingt Eigen-
tum bilden wollen, wie auch ein Markt zur Bildung von Eigentum. Die
Stdte haben die Aufgabe einen attraktiven Mietwohnungsmarkt und eine
bedarfsgerechter Wohnraumversorgung der Haushalte mit geringerem
Einkommen in bereinstimmung zu bringen und einen Eigentumsmarkt
zu erffnen, der es erlaubt im Bestand und im Neubau auf den Wandel
der Nachfrage und die Differenzierung der Lebenswelten zu reagieren.
Aufwertung des Wohnumfeldes in den Stadtteilen
In vielen Bereichen wurde in den letzten Jahren durch Sanierung die
Bausubstanz, die Wohnumfeldqualitten sowie die Infrastrukturausstattung
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verbessert. Der Handlungsbedarf bei der Entwicklung der Qualitten des
ffentlichen Raums (Nhe zu Naturrumen, Stadtgrten, Stadtparks ...)
oder der Ordnung des ruhenden Verkehrs hlt an. In den Projekten der
sozialen Stadterneuerung wird deutlich, welche Wirkung Ma§nahmen der
Wohnumfelderneuerung auf das Image eines Stadtteils haben. Mit diffe-
renzierten Wohnumfeldprogrammen sind sozial vertrgliche und sozial
stabilisierende Aufwertungsma§nahmen durchzufhren (s. Ziff. 6).
Anpassung des Wohnungsbestandes an sich verändernde Lebens-
welten
Der Wohnungsbestand ist zum gr§ten Teil auf die Anforderungen der
ªNormalfamilieÒ ausgerichtet, die statistisch betrachtet schon seit gerau-
mer Zeit die Ausnahme unter den stdtischen Haushalten darstellt. Und
doch ist der Wohnwunsch zwischen der Suche nach Abgeschiedenheit
einerseits und nach Gemeinschaftlichkeit andererseits ernst zu nehmen.
Um ein adquates Angebot fr die unterschiedlichen Zielgruppen auf dem
Wohnungsmarkt, wie Senioren, Singles, Alleinerziehende u.a. herzustel-
len, sind Anpassungen und Modernisierungen im Bestand erforderlich.
Dieser Anpassungsproze§ ist durch direkte Beratung oder die Vermitt-
lung von Beratungsangeboten durch die Stdte und Gemeinden in Gang
zu setzen.
Entwicklung von attraktiven neuen Wohnquartieren
In vielen Untersuchungen hat sich besttigt, dass zahlreiche Haushalte
ins Umland abwandern, die die Qualitten des stdtischen Wohnens scht-
zen, aber ihren Wunsch nach Wohneigentum, ihre besonderen Ansprche
an das Wohnumfeld und die individuelle Gestaltbarkeit der Wohnung im
Wohnungsangebot der Stadt nicht realisieren knnen. Um diese Haushal-
te im Stadtgebiet zu halten, sind stdtische Alternativen zum Wohnen im
Grnen zu entwickeln. Wenn bestimmte Ansprche an das Wohnen im
Bezug auf architektonische (z.B. Einfamilienhausqualitten im Gescho§-
wohnungsbau) aber auch besondere soziale Qualitten (z.B. Schaffung
neuer selbst gewhlter Nachbarschaften) im Bestand eingeschrnkt rea-
lisieren lassen, sind diese bei der Entwicklung neuer Wohnquartiere be-
sonderes zu bercksichtigen. ªStdtische QualittszieleÒ der Quartiers-
entwicklung sollten Herstellung und Vermarktung neuer Baugebiete von
der Auslobung stdtebaulicher Wettbewerbe, ber  die Bebauungsplan-
verfahren, die Vermarktung der Liegenschaften bis zur bertragung von
Grundstcken an Entwicklungstrger oder Investoren begleiten (s. Han-
nover Kronsberg Ziff. 4.1).
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8.3 Normativer Steuerungs- und Regulationsbedarf
8.3.1 Aufgaben des Bundes und der Länder
Wenn die Strkung des Wohnens in der Stadt gesellschaftlich konsens-
fhig ist, hat der Bund wohnungspolitische Instrumente auf ihre
Steuerungswirkung hin zu berprfen. Der Beitrag der Eigenheimzulage
und der Entfernungspauschale zur Dispersion der Siedlungsentwicklung
und anhaltendem Siedlungsflchenverbrauch sind unumstritten. Die Str-
kung der stdtischen Wohnungsmrkte ist im Falle des Festhaltens an
der Eigenheimzulage aufgrund der hohen Bodenpreise nur durch eine
erhhte Frderung der Eigentumsbildung in den Ballungsrumen und eine
Gleichstellung von Bestands- und Neubaufrderung zu erreichen.
Zur Strkung der Innenentwicklung sind die Instrumente und Frderin-
halte der Stdtebaufrderung auf die besonders komplexen Aufgaben
der Revitalisierung von Brachflchen und differenzierter Eigentmer-
strukturen auszurichten. Zum Umgang mit der sozialrumlichen Polari-
sierung in den Stdten sind die Bundesprogramme zu verstetigen, um
eine Verlsslichkeit der Programmfrderung zu bekommen, und an die
besonderen Anforderungen (Wechselverhltnis zwischen investiven und
nichtinvestiven Programmanteilen) anzupassen. Aufgrund des demo-
grafischen Wandels und unterschiedlicher Konstellationen regionaler
Wohnungsmrkte sind unter dem Grundsatz einer nachhaltigen Siedlungs-
entwicklung integrierte Formen der Frderung der Stadtentwicklung zu
erarbeiten, die den Kommunen und Regionen selbstndige Prioritten-
setzung bezglich der Investitionen in den Bestand, den Wohnungsneubau,
die Stadterneuerung oder die Revitalisierung von Brachflchen erffnen.
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8.3.2Steuerungsbedarf der Kommunen
Die wohnungspolitischen Steuerungsinstrumente und —mglichkeiten zur
Strkung des Wohnens haben die Stdte zu nutzen. Einer der Schwer-
punkte liegt fr die Akteure der kommunalen Ebene auf der Schaffung
von Kommunikations- und Kooperationsstrukturen und dem Herunter-
brechen dieser Strukturen auf die Quartiersebene (s. Ziff. 8.3.1). Die
untersuchten Beispiele haben darber hinaus deutlich gemacht, dass eine
kommunale Zusatzfrderung fr einzelne Projekte nach Abstimmung der
Entwicklungsziele fr die Projektentwicklung eine gro§e Bedeutung be-
kommen konnte. Ein in der Regel nicht umfangreicher aber gezielter
Frderansatz zur Verbesserung und Anregung der Qualittsziele kann auf-
grund der Nhe der Kommunen zu den Akteuren Projekte befrdern. Weil
die Stdte vor Ort die Schwerpunkte des Mitteleinsatzes von Bundes-
und Landesmitteln zu koordinieren haben, kommt ihnen eine zentrale
Steuerungsaufgabe der Strkung des Wohnens in der Stadt zu.
Fördervorrang der sozialen Stadterneuerung
Durch anhaltende Segregationsprozesse und die sozialrumliche Polari-
sierung sind abgestufte Programme zur Imagesteigerung erforderlich,
die an der Qualitt  oder den Problemen des jeweiligen Stadtteils anzu-
setzen haben. In den Gebieten, in denen schon gravierende Missstnde
eingetreten sind (geringes Sozialprestige, einseitige Zusammensetzung
der Bewohner, hohe Arbeitslosigkeit, hohe Fluktuation), ist eine Kombi-
nation aus sozialer und baulicher Aufwertung notwendig. Durch eine so-
ziale und integrativ wirkende Stadterneuerung ist eine Stabilisierung in
diesen Stadtteilen durch eine sinnvolle Verknpfung von investiven und
nicht-investiven Handlungsfeldern, Programmen, Aktivitten und Ma§-
nahmen anzustreben.  Um weitere Imageverluste fr das stdtische Woh-
nen auszuschlie§en, ist ein besonderer Vorrang der Investition in diese
Stadtteile in den Stdten sicherzustellen.
Förderung von Eigentumsbildung in Baugemeinschaften
Um zu verhindern, dass sozial und konomisch kompetente Haushalte in
das Umland abwandern und als stabilisierendes Potential der Stadt-
gesellschaft verloren gehen, sind adquate Formen  der Eigentumsbil-
dung in der Stadt zu befrdern. Dazu knnen kommunale Frderinstrum-
ente, wie z.B. ein Kinderbaulandbonus o.. auch bei knappen finanziellen
Ressourcen entwickelt werden. Ein weiterer Aspekt der Frderung von
Wohneigentum liegt in der Reduzierung der Baukosten, die den gr§ten
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Teil der Gesamtfinanzierungskosten ausmachen. Um auch im Bereich der
Finanzierung gnstige Lsungen anbieten zu knnen, ist die projektbezo-
gene Kooperation mit Finanzierungsgesellschaften anzustreben . Dabei
ist ein besonderes Augenmerk auf die Beratung gemeinschaftlicher Pro-
jekte wie Baugemeinschaften zu richten, die durch traditionelle Beratungs-
einrichtungen in ihrem besonderen gemeinschaftlichen Finanzierungsan-
satz eine geringere Untersttzung finden, gleichwohl ein attraktives Ele-
ment der Stadtentwicklung darstellen knnen (s. Ahrbergviertel Ziff. 5.1).
Förderung nachbarschaftlich orientierter Wohnprojekte
Als Reaktion auf die zunehmende Individualisierung ist eine neue Nach-
frage nach nachbarschaftlichen und integrativen Wohnformen entstan-
den, die in gemeinschaftlichen Wohnprojekten und Baugemeinschaften
bis zu neuen Wohnungsgenossenschaften zu realisieren sind. Das soziale
Engagement, das in solchen Wohnprojekten erbracht wird, ist ein we-
sentlicher Beitrag zur sozialen Konsolidierung des Zusammenlebens in
der Stadt. Diese Nachbarschaften entstehen in Neubauprojekten in den
Stdten und im Stadtumland, sie werden aber auch im Wohnungsbestand
zu realisieren sein, da Wohnungsneubau immer weniger das prgende
Element der regionalen Wohnungsmarktentwicklung darstellt. Das sozia-
le Engagement, das in solchen Projekten erbracht wird, ist ein wesentli-
cher Beitrag zur sozialen Konsolidierung des Zusammenlebens in den
Stadtregionen. Der Aufbau von gemeinschaftlichen Wohnprojekten sollte
deshalb in Form von Beratung sowie durch die Bereitstellung von Grund-
stcken untersttzt werden.
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8.3.3Verbesserung der normativen Regulation
in der Wohnungswirtschaft
Der Modellcharakter der untersuchten Projekte stdtischen Wohnens ba-
siert auf freiwilligen Leistungen von Unternehmen mit ihren Vorstnden
oder von Investoren, die sich auf ihre Rolle in der Stadt aktiv eingelassen
haben. Der Beitrag der Wohnungswirtschaft zur Strkung des Wohnens
lag in der Realisierung von Projekten, in denen vielfltige Qualittsziele
ernst genommen wurden.
Die Wohnungswirtschaft kann zum Qualittsgewinn selbst durch Abbau
von Hierarchien in ihren Unternehmen — zwischen Wohnungsverwaltung
und ihren Kunden, den Mieterinnen und Mietern — beitragen. Verbesse-
rung der normativen Regulation bedingt die ffnung der Unternehmen
auf Kooperations- und Kommunikationsstrukturen in den Wohnanlagen,
die sie in der Bestandserneuerung, im Wohnungsneubau und bei Eigen—
tumsprojekten stndig neu gestalten mssen.
Dabei schwankt der Anpassungsbedarf fr die Unternehmen zwischen
der Unterbringung von benachteiligten Bevlkerungsgruppen, die auf Ar-
beitsmrkten offensichtlich auf Dauer geringe Zugangsmglichkeiten ha-
ben werden (s. Ziff. 2.1) und damit auf ein Wohnungsangebot der sozia-
len Kontinuitt angewiesen sind, und der Arbeit mit Kunden, die auf ei-
nem berregional differenzierten Arbeitsmarkt mit geringer Kontinuitt
von Beschftigung angewiesen sind auf Wohnungsangebote, die Mglich-
keiten zur Integration von Arbeitszeit in das Wohnen bieten, Abgeschie-
denheit und doch ein individuell bestimmbares Ma§ an Vertrauen, Nhe
und Nachbarschaft garantieren.
Im Umgestaltungsprozess wird in dem Prozess der Normalitt und dem
geringsten Aufwand bei der Wohnraumverwaltung die Chance zum Ge-
winn von mehr Qualitt aus den Augen verloren. Mit starker Kunden-
orientierung, sozial qualifiziertem Management des Unternehmens kn-
nen Regulationsformen geschaffen werden, die der Strkung des Woh-
nens in der Stadt und damit auch der wirtschaftlichen Zukunft von
Wohnungsunternehmen ntzen.
208
209
9. Zusammenfassung
Die vorliegende Arbeit analysiert die gesellschaftlichen Trends des demo-
grafischen und gesellschaftlichen Wandels und setzt sie in Beziehung zu
den rumlichen Trends der Stadtentwicklung in ihrer Bedeutung fr das
Wohnen in der Stadt. Die Ausarbeitung der Trends soll dazu beitragen,
den gesellschaftlichen Raum zu skizzieren, in den das stdtische Wohnen
eingebettet ist. Angesichts anhaltender Stadtumlandwanderung und der
Tendenz zur Zunahme der sozialrumlichen Polarisierung in den Kern-
stdten sollte  die vorliegende Arbeit durch Beurteilung innovativer Pro-
jekte zur Strkung des Wohnens in der Stadt die Frage untersuchen, ob
innovative Projekte einen Beitrag zur Strkung des Wohnens in der Stadt
hinsichtlich der Bestrkung von Urbanitt als gesellschaftliche Qualitt,
des Abbaus von sozial-rumlicher Polarisierung und der Attraktivierung
der sthetischen Reprsentation leisten knnen und ob es Mglichkeiten
gibt, durch soziale Interaktion und Verbesserung des sthetischen
Reprsentationssystems gerade beim Wohnen zu einer strkeren Kom-
munikation und Kooperation der die Stadt nutzenden heterogenen Wohn-
bevlkerung beizutragen.
Im ersten Abschnitt des ersten Teils verdeutlichen die Literaturrecherchen
zu den gesellschaftliche Trends fr die Entwicklung von Bevlkerung, Ar-
beitsmarkt und das Wohnen, dass angesichts zunehmender Individuali-
sierung der Arbeit und des Wohnens bei gleichzeitig zunehmender Alte-
rung die Bedeutung kooperativer gesellschaftlicher Interaktions- und
Handlungsstrukturen bei der Strkung von Lebenswelten und Wohnmilieus
in der Stadt von besonderer Bedeutung sein wird (s. Ziff. 2).
Der demografische Wandel mit tendenziell absinkender Gesamtbevlke-
rung, ein Arbeitsmarkt mit starker regionaler Ungleichzeitigkeit und der
Wandel zu einem hheren Ma§ an ªfreierÒ Zeit, fhren zu einer anstei-
genden Bedeutung des Wohnens in allen gesellschaftlichen Gruppen. Das
Verhltnis zwischen kooperativen Kommunikationsformen und dem
Wunsch nach Abgeschiedenheit und Abgrenzung ist dabei bestndig neu
zu formulieren und kann zur Strkung brgerschaftlichen Engagements
in durch das Wohnen geprgten Lebenszusammenhngen fhren, da das
Wohnen eine der Ausdrucksformen von Identitt und Sesshaftwerdung
des gesellschaftlich agierenden Individuums ist (s. Ziff. 2.3).
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Die besondere Produktivitt der Stadt mit ihren konomischen Triebkrf-
ten, den vielftigen Formen der sozialen Interaktion und ganz besonders
die kulturelle Produktivitt der Stadt und ihrer Erlebniswelten strkt die
Bedeutung des Wohnens in den Stdten. Angesichts disperser und pola-
risierender Tendenzen der Stadtentwicklung ist eine  Stabilisierung von
Wohnverhltnissen nur ber das erneute Inwertsetzen stdtischen Woh-
nens ereichbar. Auf der Grundlage des bewussten Einlassens auf die Am-
bivalenz des ªStdtischenÒ einerseits und der Herausbildung von sozialer
Nhe in soziale homogenen Nachbarschaften kann eine Bindung der Stadt-
bewohnerinnen und Bewohner an die Stadt erreicht werden (s. Ziff. 3.1).
Angesichts des demografischen Wandels, der anhaltend dispersen Sied-
lungsentwicklung und  der funktionalen Selektivitt sinken allerdings die
Chancen der Sicherung von attraktiven Siedlungsstrukturzusamenhngen
und damit eng verbunden funktionsfhigen Wohnungsteilmrkten. Der
Handlungsbedarf fr die Strkung des Wohnens liegt in der Erhaltung
von attraktiven Wohnungsteilmrkten durch Steuerung der Siedlungs-
entwicklung ebenso wie in der differenzierten Reaktion auf unterschiedli-
che Formen der sozialrumlichen Polarisierung (s. Ziff. 3.2).
Die Bedeutung des Wohnens in der Stadt wird in Zukunft dadurch be-
stimmt werden, inwieweit ein ausgewogenes Verhltnis zwischen dem
Wohnen in selbst gewhlten Nachbarschaften und der Qualitt von
Wohnungsteilmrkten der am Wohnungsmarkt benachteiligten Bevlke-
rungsgruppen erreicht werden kann. Dabei ist vor Ort das richtige Ma§
zwischen tragfhiger Homogenitt und zu starker sozialer Abgrenzung
immer wieder neu zu bestimmen (s. Ziff. 3.3). Eine die Werte von Stadt-
quartieren herausstellende Charakteristik des stdtischen Wohnungsan-
gebotes mit unterschiedlichen historisch geprgten Teilmrkten ist  her-
auszuarbeiten. Aufgrund des gesellschaftlichen Wandels zeichnet sich al-
lerdings ein erheblicher Anpassungsbedarf fr den Wohnungsbestand ab,
der die Aufgabe der Sicherung von funktionsfhigen Wohnungsteilmrkten
aufgrund des Kostendrucks und sich wandelnder Wohnwunschentschei-
dungen  erschweren kann (s. Ziff. 3.4)
Der empirische Schwerpunkt der Arbeit liegt auf den untersuchten  Praxis-
beispielen in ausgewhlten Gro§stdten. Die analysierten Projekte aus
den Stdten Gttingen, Hannover und Kiel haben in der Regel Defizite
der Stadtentwicklung und des Wohnens aufgegriffen und reagieren in
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unterschiedlicher Weise auf wohnungspolitische Deregulierung, soziale
Fragmentierung der Stdte und ansteigende Fremdheit, sowie den Ver-
lust von Individualitt bei gleichzeitig zunehmender Individualisierung.
Die Projekte liegen in Vierteln der Grnderzeit und Gro§siedlungen der
Nachkriegszeit, die deswegen besonders ausgewhlt wurden, weil diese
die stdtischen Wohnungsteilmrkte darstellen, fr die sich die Fragen
nach ihrem mglichen Beitrag zur Verbesserung der Qualitt des Woh-
nens in den Stdten ganz besonders stellt. Die ausgewhlten Projekte
wurden in ihrem Entstehungszusammenhang dokumentiert. Die einzel-
nen Schritte der sozialen Interaktion bis zur Projektrealisierung werden
einschlie§lich der unterschiedlichen Formen der sthetischen Reprsen-
tation durch die Projekte ausfhrlich wiedergegeben (s. Ziff. 4 - 8.).
Der Beitrag der in der Arbeit dokumentierten Projekte zu den Fragestel-
lungen der Arbeit liegt in ihrer jeweils unterschiedlichen Antwort auf die
Unwirtlichkeit des Wohnens durch besondere bauliche Gestaltung (Um-
nutzung, Modernisierung und bauliche Erweiterung durch Anbau einer
Concergerie) und die gewhlten sozialen Interaktionsformen (Beteiligungs-
schritte, gemeinschaftsorientierte Eigentumsformen, neue Genossenschaf-
ten). Sie alle wirken durch die Erhhung der Identifikation mit Wohnung
und Wohnumfeld und die intensivere soziale Kommunikation, die eine
Abgrenzung erschwert, stabilisierend auf die Entwicklung der Wohnungs-
teilmrkte, in die die Projekte eingebunden sind (s. Ziff. 8.1.5).
Zum Schlu§ der Arbeit werden aus den Erfahrungen mit den Projekten
Qualittsziele fr das Wohnen in der Stadt abgeleitet, die angesichts der
gesellschaftlichen und den Raum strukturierenden Trends und der Erfah-
rungen in den Projekten mit der Verbesserung der Kooperations- und
Kommunikationsformen und die der Attraktivierung der sthetischen Re-
prsentation in den Stdten besonders eingehen (s. Ziff. 8.2.1 und 8.2.2).
Abschlie§end werden Hinweise zum normativen Steuerungs- und
Regulationsbedarf fr die Akteursgruppen Bund und Land, Kommunen
und Wohnungswirtschaft zusammengefasst (s. Ziff. 8.3).
Im Ergebnis stellt die vorliegende Arbeit fest, dass die Chancen zur Str-
kung des Wohnens in der Stadt allein in der Bestrkung von Urbanitt als
Qualitt, dem Abbau von sozialrumlicher Polarisierung und dem Aufl-
sen von Fremdheit in der Stadtgesellschaft liegen, wenn die erreichte
Produktivitt  und Dichte der Stadt mit ihrer Heterogenitt und der mit
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ihr erzeugten Fremdheit heute tatschlich eine uneingeschrnkt positive
Wahrnehmung ihrer Vielfalt in weiten Teilen verloren hat. Statt der Wei-
terfhrung der Diskussion um die Grenzen der sozialrumlichen Polari-
sierung ist eine soziale Differenzierung anzustreben, die mit den ausge-
bildeten Fragmenten der Stadt zu leben beginnt. Die Stdte haben auch
in Zukunft Abgeschiedenheit und Transparenz zu garantieren. Die Abge-
schiedenheit dient den ªFremdenÒ zur sozialen Stabilisierung und den
Alteingesessenen zur Sicherung ihres Lebensgefhls. Die soziale ªSchlie-
§ungÒ darf allerdings nicht zu einem Element der weiteren Abgrenzung
werden, sondern hat als Grundlage fr den Aufbau von sozialer Durchls-
sigkeit zu dienen.
Der notwendige Wandel der Stadtentwicklungspolitik bedingt eine inten-
sive Auseinandersetzung mit potenziellen Stadtflchtlingen und den Ur-
sachen ihrer Wanderungsabsicht. In der Analyse ist herauszuarbeiten,
welche Elemente des Gesellschaftsraumes Stadt fr sie weiterhin attrak-
tiv bleiben und welche Bestandteile — von der sozialen Fremdheit bis zur
gestalterischen Unwirtlichkeit — nicht akzeptiert werden knnen. Wenn
die Stadtkritik auch nur zum Teil in dem Bedrfnis zur Abgrenzung zu
Andersartigkeit — der sozialen Fremdheit — begrndet liegen, sind deutli-
che Signale fr das Ende der Abwrtsspirale in den Quartieren mit hoher
Einkommensarmut auszugeben. Die vorliegende Arbeit zum Wohnen in
der Stadt zeigt einige Schritte der sozialen Stabilisierung, der Verbesse-
rung kommunikativer Netzwerke, der Einrichtung gemeinschaftlicher dau-
erhafter Trgerstrukturen, der rumlich - sthetischen Aufwertung in klei-
nen Schritten und in gr§eren beim Stadtumbau der sozialen Stadter-
neuerung auf. Damit liefern alle Projekte einen aktiven Beitrag zur Str-
kung des Wohnens in der Stadt.
Angesichts des demografischen und gesellschaftlichen Wandels wird die
Stadt in Zukunft in ihrer sozialen, funktionalen und rumlich-sthetischen
Dimension an Vielfalt gewinnen und doch immer weniger in ihrer Vielfalt
ohne Widersprche wahrnehmbar sein. Wenn es nicht gelingt neue Ele-
mente von Gemeinsamkeit zu entwickeln und so weit auszubauen, dass
sie als Bestandteil eines sozialen und kulturellen Netzwerkes begriffen
werden, das nicht fr jeden Einzelnen als Ganzes erfahrbar werden muss,
seinen Wert aber nur als Ganzes erhlt, bleibt die Abgrenzung prgend.
Nur mit von der ganzen Stadtgesellschaft akzeptierten aber unterscheid-
baren Wohnorten als Ausdrucksform der komplexen urbanen Lebenswei-
se bleibt die Stadt zukunftsfhig.
213
ª Wenn ich hier weiterhin den Begriff Stadt gebrauche, dann nur deshalb,
weil es noch keine oder przisere Begriffe gibt. Ich mchte ihn hier im
allgemeinsten Sinn benutzten: als ªurbanisiertes GebietÒ. Eine Vielzahl
von kleineren und gr§eren Gemeinschaften findet auf diesem sich per-
manent ausweitenden, praktisch grenzenlosen Areal Platz, Seite an Seite
und in stndig wechselnden Kombinationen. Diese Gemeinschaften wer-
den nicht mehr durch ihre feste rumliche Nhe innerhalb eines klar
umrissenen Territoriums definiert. In zunehmenden Ma§e werden Ge-
meinschaften durch bewusste aktive Entscheidung und durch eine  in
Zeitspannen gemessene Nhe gebildet. (...) Statt nach Differenzen Aus-
schau zu halten, werden wir wieder nach ªGleichheitÒ suchen mssen,
aber vielleicht auf einer anderen Ebene als wir es vorher getan haben.Ò
(Lootsma 2001, S. 270)
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